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Nr. 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

Wirkungsbereich aller Obersten Organe und Bundesmin isterien 

Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des 

Bundes für das Jahr 2016 gemäß § 9 Abs. 1 RHG 1948 

Kurzfassung 

Der RH führte von September 2016 bis April 2017 die Ordnungsmäßigkeits- und 

Be legprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes im Zuge der Überprüfung der 

Abschlussrechnungen 2016 (sogenannte § 9 Prüfung) durch. Ziel war, die Ord­

nungsmäßigkeit und ziffern mäßige Richtigkeit der Verrechnungsaufschreibungen 

und der Belege für die Finanzierungs-, Ergebnis- und Vermögensrechnung 2016 zu 

beurteilen . Im Rahmen der Ordnungsmäßigkeitsprüfung überprüfte der RH 

1.868 Stichproben, von denen 698 (bzw. 37,4 %) Mängel aufwiesen. (TZ 1, TZ 2) 

146 Belege (bzw. 7,8 %) bargen ein hohes Risiko einer fehlerhaften Verbuchung 

bzw. eines fehlerhaften Ausweises in den Abschlussrechnungen C,high risk"-Män­

gel) . Bei 552 Belegen (bzw. 29,6 %) stellten die Mängel ein geringes Risiko für einen 

fehlerhaften Ausweis in den Abschlussrechnungen dar C,low risk"- Mängel) . (TZ 2) 

Am häufigsten verstießen die haushaltsleitenden Organe gegen die Verpflichtung zur 

Erfassung von Obligos. Als weitere Mängel stellte der RH insbesondere die fehlende 

Dokumentation der Durchführung der Prüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit, nicht eingehaltene Zahlungsziele sowie unzureichende Beleggrundlagen 

fest. Unzureichende Beleggrundlagen traten in Form von unvollständigen Verrech­

nungsunterlagen, Verrechnungsunterlagen mit unvollständigen Angaben oder manu­

ellen Ergänzungen oder Berichtigungen auf Eingangsrechnungen, ohne ordnungsge­

mäßer Rechnungskorrektur auf. In einigen Fällen akzeptierten Bundesmin isterien 

Eingangsrechnungen, die in Papierform und nicht gemäß e-Rechnungsverordnung 

von Rechnungslegern als e-Rechnung eingebracht wurden. (TZ 20 bis TZ 28) 

Weiters zeigte der RH falsche Kontenzuordnungen, die nicht korrekte Darstellung 

von abrechnungspflichtigen Gebarungsfällen im Haushaltsverrechnungssystem so­

wie das Fehlen des Eingangsvermerks auf verrechnungsrelevanten Unterlagen auf. 

(TZ 19, TZ 21, TZ 29) 

Die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgrenzungen und der Dotierung von 

Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen nahmen die haushaltsleiten-
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 
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den Organe großteils nicht in Anspruch, wodurch der Aufwand in diesen Fällen 

nicht periodengerecht zugeordnet wurde. (TZ 16) 

Der RH überprüfte im Zusammenhang mit der korrekten zeitlichen Zuordnung zu 

den Finanzjahren 2016 bzw. 2017 aus allen Untergliederungen 978 Belege, die 

Buchhaltungsagentur prüfte in Abstimmung mit dem RH sämtliche im Februar 2017 

übermittelten Belege aller Bundesmin isterien und Obersten Organe hinsichtlich 

der korrekten zeitlichen Zuordnung. Im Zuge dieser systematischen Prüfungshand­

lungen beauftragte der RH Mängelbehebungen im Ausmaß von insgesamt 

1,547 Mrd . EUR, sodass diese Mängel in den Abschlussrechnungen 2016 nicht 

mehr enthalten sind . (TZ 18) 

Durch die oftmals erst beträchtliche Zeit nach dem Einlangen erfolgte Erfassung 

von Eingangsrechnungen kam es zu falschen Periodenzurechnungen von Aufwen­

dungen in der Ergebnisrechnung. (TZ 17) 

Weitere Beanstandungen gab es wegen des Verstoßes verschiedener haushaltslei­

tender Organe gegen die haushaltsrechtlichen Bestimmungen in Bezug auf die Voll­

ständigkeit und Richtigkeit der Budgetierung und weil Leasinggüter, die sich im 

wirtschaftlichen Eigentum des Bundes befanden, teilweise nicht im Anlagevermö­

gen ausgewiesen waren . (TZ 3, TZ 4) 

Trotz begründeter Ansprüche erfassten die haushaltsleitenden Organe in vielen 

Fällen Forderungen nicht bzw. unterließen die Bewertung der erfassten Forderun­

gen, wodurch deren Ausweis in der Vermögensrechnung nicht korrekt war. (TZ 9, 

TZ 10) 

Mit der Umstellung auf das Geschäftspartnermodell in der Haushaltsverrechnung 

wurde eine mehrfach wiederholte Empfehlung des RH umgesetzt, allerdings kam 

es bei der Umstellung zu Auszahlungsverzögerungen. (TZ 7) 

Bezüglich der Rückstellungen stellte der RH wiederholt fest, dass Prozesskosten­

rückstellungen nicht oder in einer nicht nachvollziehbaren Höhe gebildet worden 

waren, und dass die vorgenommene Abzinsung der langfristigen Personalrückstel­

lungen nicht gesondert ausgewiesen war. Ferner war keine vollständige Überprü­

fung der Grunddaten bei den Personalrückstellungen möglich . (TZ 13, TZ 15) 

Die separat im Anhang auszuweisenden Aufwandskategorien (z.B. Aufwendungen 

für IT-Dienstleistungen und - wartungen, Werbeaufwand, Infokampagnen und Öf­

fentlichkeitsarbeit, Buchhaltungsaufwand, Reinigung oder Aus-, Fort- und Weiter­

bildung) stellten mehrere Bundesministerien und Oberste Organe nicht entspre­

chend dar. (TZ 30) 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

Die Buchhaltungsagentur als das ausführende Organ des Bundes im Rahmen der 

Haushaltsverrechnung kam ihrer Aufgabe der Prüfung im laufenden Gebarungsvoll­

zug gemäß Bundeshaushaltsgesetz 2013 und Bundeshausha ltsverordnung 2013 

nur unzureichend nach . So fehlten bspw. bei überprüften Belegen teilweise Ver­

rechnungsgrundlagen, waren fehlerhaft bzw. waren die vorhandenen Unterlagen 

durch die Buchhaltungsagentur nicht korrekt beurteilt. Die durch den RH bereits im 

Vorjahr kritisierte Vereinbarung des BMF mit der Buchhaltungsagentur, die dem 

Wortlaut der Bundeshaushaltsverordnung 2013 widersprach, war noch immer 

nicht überarbeitet. (TZ 61, TZ 63, TZ 64) 

Prüfungsablauf und -gegenstand 

1 (1) Der RH führte im Zeitraum September 2016 bis April 2017 die Ordnungsmäßig­

keits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes im Zuge der Über­

prüfung der Abschlussrechnungen 2016 gemäß § 9 Abs . 1 Rechnungshofgesetz 

1948 (RHG 1948) durch (sogenannte § 9 Prüfung). 

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit und ziffernmäßi­

gen Richtigkeit der Verrechnungsaufschreibungen und Belege für die Finanzie­

rungs-, Ergebnis- und Vermögensrechnung 2016. 

Seine Überprüfung führte der RH hauptsächli ch bei der Buchhaltungsagentur des 

Bundes (Buchhaltungsagentur) und, soweit erforderlich, bei den zuständigen haus­

haltsleitenden Organen durch. 

(2) Der RH ist seit 2013 gemäß § 117 BHG 2013 zur Einhaltung nationaler und inter­

nationaler Prüfungsstandards bei der Überprüfung der Abschlussrechnungen gemäß 

§ 9 RHG 1948 verpflichtet. Für die Überprüfung der Abschlussrechnungen legte der 

RH die International Standards of Supreme Aud it Institutions (Internationale Nor­

men und Richtlinien für die staatliche Finanzkontrolle - ISSAI) bzw. die International 

Standards on Auditing (International anerkannte Grundsätze zur Abschlussprüfung 

- ISA) zugrunde. 

Besonderes Augenmerk legte er auf die Prüfungsstandards ISSAI1300 zur " Planung 

von Abschlussprüfungen" und ISSAI 1315 zur "Erkennung und Beurteilung der Risi ­

ken wesentlicher Falschangaben durch die Gewinnung eines ausreichenden Ver­

ständnisses der Einheit und ihres Umfelds". Diesen Standards folgend ist das IKS der 

einzelnen Verrechnungsprozesse zu beurteilen . Demnach erfolgten die Auswahl 

und der Umfang der zu prüfenden Stichproben mit dem Ziel, das Risiko nicht ent­

deckter Feh ler zu minimieren, die wesentliche Auswirkungen auf die Ordnungsmä­

ßigkeit der Verrechnung haben könnten . 
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Von wesentl ichen Au swirkungen gi ng der RH unter Anwendung von ISSAI1320 

dann aus, wen n die festgestellten Mängel 1 % der budgetierten Gesamtauszahlun­

gen des Bundes überschritten (" Gesa mtwesentlichkeit" ). Die Gesamtwesentlich­

keit betrug somit 765 M io. EU R (1 % von 76,452 Mrd . EUR). Überschritten die Feh­

ler diese Grenze, kon nte nicht mehr davon ausgegangen werden, dass die 

Haushaltsverrechnung des Bundes ei n getreues Bild der Vermögens-, Ergebnis­

und Fi nanzlage w iderspiegelte. 

Für die Beurteil ung der ei nzelnen Prozesse bzw. Positi onen der Abschluss rechnun­

gen reduz ierte der RH die Gesamtwesentl ichkeit in Anlehnung an ISSAI 1330: Bei 

Mängeln im IKS ist der Prozentsat z, mit dem die Gesamtwesentlichkeit reduziert 

w ird, zu erhöhen, wodurch die Wesentlichkei t sgrenze entsprechend sinkt. Basie­

rend auf dem Ergebn is der Gebarungsüberprüfung "Internes Kontrollsystem in der 

Haushaltsverrechnung des Bundes" (Rei he Bund 2012/10) und der Prüferfahrung 

der letzten Jahre reduzierte der RH die Gesamtwesentlichkeit um 30 % und ermit­

telte somit ei ne Planungswesentl ichkei t von 535 M io. EUR. 

(3) Für die Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung ermittelte der RH die Anzahl 

der zu überprüfenden Stichproben an hand einer stati stischen Methode. Davon 

ausgenommen waren die UG 16 "Öffentliche Abgaben ", UG 51 " Kassenverwaltung" 

und UG 58 " Finanzierungen, Wä hrungsta uschverträge".' 

(4) Dem risikoorientierten Prüfungsansatz entsprechend führte der RH darüber hinaus 

Positionsprüfungen durch, bei denen er einzelne relevante Positionen der Abschluss­

rechnungen stichprobenartig überprüfte . Hier erfolgte eine bewusste Stichprobenaus­

wahl fü r Geschäftsfälle2
, die bei allen Bundesministerien und Obersten Organen vor­

kommen und weitgehend einheitl ich behandelt werden . 

(5) Die Prüfung der Abschlussrechnungen der UG 06 " Rechnungshof" für das 

Finanzjahr 2016 wurde von ei nem externen Wirtschaftsprüfe r durchgeführt. 

(6) Der RH übermittelte das Prüfungsergebnis den haushalt sleitenden Organen, der 

Buchhaltungsagentu r und der Bundesrechen zentrum GmbH am 17. Ma i 2017 zur 

Die UG 16 stellt ei ne reine " Ein za hlungsuntergliederung" dar. Die UG 16 wurde im Rahmen der Fun ktions­

prüfung " Abgabeneinhebung des Bundes" (siehe BRA 2014, Textte il Band 3) überprüft. Die UG SI wurde im 

Rahmen der Funktionsprüfung " Finanzierungsprozess des Bundes" (siehe BRA 2013, Band 2, Ergebnisse der 

§ 9 Prüfungen) überp rüft und das IKs bezüglich der Ka ssengebaru ng des Bundes durch den RH als funktio­

nierend beurteilt. Folglich wurde in dieser UG der Bestand zu m Abschlussstichtag überprüft; eine Stich pro­

benprüfung war nicht erfo rderlich. Da die Verrechnungsdaten in der UG 58 in einem Vorsystem (sAP 

Treasu ry; vormals Fs - Finanzschu lden) erfasst und die Daten in aggregierter Form und ohne Beleg in die 

Haushaltsverrechnung übergeleitet wurden, konnte die Belegprüfung daher nicht in dieser Form stattfin­

den. Die Finanzschu ldengebarung w ird jedoch im Rahmen der Gegenzeichnung der Schuldurkunden des 

Bundes durch die Präsidentin des RH (§ 10 RHG 1948) la ufend vom RH überwacht. 

z.B. Prozesskostenrückstellungen, Erfassung von Forderungen 
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für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

Stellungnahme. Die Parlamentsd irektion verzichtete auf eine Stellungnahme. Der 

RH erstattete seine Gegenäußerungen im Juni 2017. Gegenüber der Präsident­

schaftskanzlei, dem Verfassungsgerichtshof und dem BKA konnten Gegenäußerun­

gen unterbleiben. 

Prüfungsumfang 

2 Der RH überprüfte die Abschlussrechnungen im Rahmen der Ordnungsmäßigkeits­

und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes einerseits mittels Stich­

probenprüfung und andererseits mittels Prüfung der Abschlussrechnungen sowie 

systematischer Prüfungshandlungen. Das vorliegende Prüfungsergebnis gliedert 

sich in zwei Abschnitte. Im Abschnitt I "Allgemeine Feststellungen" werden zu­

nächst die festgestellten Mängel der Aktiv- und Passivseite der Vermägensrech­

nung erörtert sowie allenfalls aufgetretene Querverbindungen zur Ergebnisrech­

nung dargestellt. Prüfungsfeststellungen, die das System der Verbuchung betreffen, 

komplettieren diesen Abschnitt . "UG-spezifische Feststellungen" bilden den Fokus 

des Abschnitts 11. Durch entsprechende Verweise auf die im Abschnitt I enthaltenen 

allgemeinen Feststellungen werden die Ergebnisse der Stichprobenprüfung darge­

legt. 

Stichprobenprüfung 

Im Rahmen der Stichprobenprüfung überprüfte der RH 1.868 Belege. Da es für die 

Ordnungsmäßigkeit der Verrechnung nicht erheblich ist, welches Gebarungsvolu­

men eine Untergliederung aufweist, sondern weil jeder Geschäftsfall für sich das 

Risiko einer fehlerhaften Verrechnung in sich birgt, unterzog der RH alle Unterglie­

derungen3 einer Stichprobenprüfung. 

Der RH überprüfte die Stichproben im Hinblick auf fo lgende Kriterien: 

- Beleggrundlage (§ 27 BHV 2013), 

- Betrag (§ 88 BHG 2013, § 124 Abs. 6 Z 2 BHV 2013), 

- Eingangsvermerk (§ 7 Abs. 3 BHV 2013), 

- sachliche und rechnerische Richtigkeit (§ 113 BHG 2013 i.v.m. § 124 Abs. 6 Z 7 

BHV 2013), 

Mit Ausnahme der Untergliederungen 16 "Öffentliche Abgaben", 51 " Kassenverwaltung" und 58 " Finanzie­

rungen, Währungstauschverträge". 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 

- zeitliche Zuordnung/Abgrenzung (§ 40 BHV 2013), 

- Verrechnung Obligo (§ 90 BHG 2013 i.v.m. § 65 und § 7 Abs . 3 BHV 2013), 

- Eilnachrichtenverfahren (§ 124 Abs. 6 Z 5 BHV 2013), 

- Zahlungsziel (§ 111 Abs . 5 BHG 2013 i.v.m. § 9 Abs. 3 Z 6 BHG 2013), 

- Kontenzuordnung (§ 88 BHG 2013, § 124 Abs. 6 Z 3 BHV 2013), 

- Belegart (§ 27 BHV 2013) und 

R -
H 

- debitorische bzw. kreditorische Angaben (§ 88 BHG 2013, § 124 Abs . 6 Z 1 

BHV 2013). 

Von den 1.868 überprüften Belegen beanstandete der RH 698 Belege (bzw. 37,4 %), 

weil sie Mängel aufwiesen . Die im Zuge der Stichprobenprüfung aufgedeckten 

Mängel führten zu keinen betraglichen Änderungen der Abschlussrechnungen und 

damit zu keinen Mängelbehebungen. 

Klassifizierung der Mängel aus der Stichprobenprüfung 

Der RH nahm eine Klassifizierung der Mängel vor, indem die überprüften Kriterien 

in "high risk"- Mängel und "Iow risk"-Mängel unterteilt wurden. Mängel, die als 

"high risk" qualifiziert wurden, bargen ein hohes Risiko einer fehlerhaften Verbu­

chung bzw. eines fehlerhaften Ausweises in den Abschlussrechnungen. Die Krite­

rien, die einen Mangel als " high risk" qualifizierten, waren folgende : 

- fehlende, unvollständ ige oder mangelhafte Beleggrundlage, 

- falscher Betrag, 

- nicht korrekte zeitliche Zuordnung sowie 

- unrichtige Kontenzuordnung. 

Diese Klassifizierung der Mängel diente dem RH als Grundlage für die zusammen­

fassenden Prüfungsfeststellungen, die im BRA 20164 erstmalig für jede Unterglie­

derung festgehalten werden. 

vgl. BRA 2016, Textteil Band 2: Untergliederungen 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

146 Belege (bzw. 7,8 %) der überprüften 1.868 Stichproben wiesen "high risk"­

Mängel auf und bargen dementsprechend ein Risiko einer fehlerhaften Verbuchung 

bzw. eines fehlerhaften Ausweises in den Abschlussrechnungen. 552 Belege (bzw. 

29,6 %) der überprüften 1.868 Stichproben wiesen "Iow risk"- Mängel auf. 

Der am häufigsten vorgefundene Mangel war die Nichtverrechnung von Obligos 

(434 Belege bzw. 23,2 %; siehe TZ 20), gefolgt von dem Fehlen der (dokumentier­

ten) Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit (104 Belege bzw. 5,6 %; 

siehe TZ 27 und TZ 28), der Nichteinhaltung des Zahlungsziels (94 Belege bzw. 

5,0 %; siehe TZ 22) und der unzureichenden Beleggrundlage (69 Belege bzw. 3,7%; 

siehe TZ 23, TZ 24, TZ 25 und TZ 26). 

Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Übersicht über die Mängel aus der Stichpro­

benprüfung gemäß § 9 RHG 1948, wobei jene Kriterien, die einen Mangel als 

" high risk" qualifizierten, in roter Schrift dargestellt sind : 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

Im BMASK (UG 21), BMB (UG 30), BMF (UG 23 und UG 44) und BMJ (UG 13) war 

die Anzahl mängelbehafteter Belege am höchsten. 5 

Prüfung der Abschlussrechnungen und systematische Prüfungshandlungen 

Neben der Stichproben prüfung führte der RH analytische bzw. systematische Prü­

fungshandlungen durch, um die Richtigkeit der Abschlussrechnungen zu prüfen. Da­

bei überprüfte er bspw. den korrekten Ausweis von Finanzierungsleasingvereinbarun­

gen (vgl. TZ 4), die Erfassung und Bewertung von Forderungen (vgl. TZ 9, TZ 10), die 

Dotierung von Prozesskostenrückstellungen (vgl. TZ 15) oder den Ausweis von Geba­

rungsfällen im Sinne des § 24 RLV 2013 (vgl. TZ 30). Ebenso holte der RH zur Verifizie­

rung einzelner Positionen in der Vermögensrechnung externe Bestätigungen in Form 

von Bankbestätigungen, Rechtsanwaltsbestätigungen und Saldenbestätigungen ein 

(vgl. TZ 5, TZ 8, TZ 15). Außerdem überprüfte der RH stichprobenweise 978 Belege 

aus allen Untergliederungen hinsichtlich der korrekten zeitlichen Zuordnung zu den 

Finanzjahren 2016 bzw. 2017. Weiters überprüfte die Buchhaltungsagentur im Ein­

vernehmen mit dem RH sämtliche im Februar 2017 übermittelten Belege aller Bun­

desministerien und Obersten Organe hinsichtlich der korrekten zeitlichen Zuordnung. 

§ 9 RHG 1948 i.v.m. § 36 RLV 2013 verpflichtet den RH zur Behebung aller vorgefun­

denen Mängel im direkten Zusammenwirken mit den haushaltsleitenden Organen. 

Deshalb beauftragte der RH im Zuge der Prüfung der Abschlussrechnungen Mängel­

behebungen im Ausmaß von insgesamt 1,547 Mrd. EUR (vgl. TZ 18). 

Abschnitt I: Allgemeine Feststellungen 

Budgetierung 

Haushaltsrecht lich korrekte Budgetierung 

3.1 Im B-VG und im BHG 2013 waren die Budgetgrundsätze der Vollständigkeit bzw. 

Wahrheit geregelt : Art. 51 Abs . 8 B- VG sah vor, dass bei der Haushaltsführung des 

Bundes u.a. der Grundsatz der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage 

des Bundes zu beachten war. Gemäß den Erläuterungen6 umfasste dies auch die 

Budgetwahrheit, wonach Budgetmittel mögl ichst genau zu veranschlagen waren. 

Gemäß § 28 Abs. 1 BHG 2013 waren im Bundesvoranschlagsentwurf sämtliche im 

folgenden Finanzjahr zu erwartende Mittelverwendungen des Bundes voneinander 

getrennt und in der vollen Höhe (brutto) aufzunehmen. 

Das BMF stell te ab September des Finanzjahres 2016 die Obligoverrechnung in den Untergliederungen 23 

" Pensionen - Beamtinnen und Beamte", 44 " Finanzausgleich", 45 .,Bundesvermögen" und 46 " Finanzmarkt­

stabilität " sicher. 

ErlRV 203 BlgNR 23. GP 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 

R -
H 

Der RH stellte im Rahmen der § 9 Prüfungen für das Finanzjahr 2016 fest, dass ein­

zelne haushaltsleitende Organe diese Grundsätze im Rahmen der Budgetierung 

nicht einhielten : 

- Der UG 11 "Inneres" waren Mittelverwendungsüberschreitungen in Höhe von 

182,23 Mio. EUR genehmigt worden, vorwiegend für Personalaufwand, Trans­

portkosten und Infrastrukturm ieten. Da ein Mehraufwand aufgrund der Migra­

tionsbewegungen bereits im zweiten Halbjahr 2015 absehbar war, hätte im 

BFG 2016 bzw. in einer der Novellen dafür budgetäre Vorsorge getroffen wer­

den können . 

Darüber hinaus waren in der UG 11 "Inneres" die M ietkosten bzw. lnfrastruktur­

aufwendungen zu gering budgetiert, weshalb eine weitere MitteIverwendungs­

überschreitung in Höhe von 39,49 Mio. EUR genehmigt werden musste. 

Die Finanzierung der Überschreitungen erfolgte zu 80,22 Mio. EUR aus Minder­

auszahlungen, der verbleibende Betrag wurde überwiegend durch Schuldauf­

nahmen finanziert . Die Summe der Mittelverwendungsüberschreitungen in der 

UG 11 "Inneres" lag damit bei 7,2 % des veranschlagten Gesamtbudgets im 

Jahr 2016. 

Darüber hinaus führte die UG 11 "Inneres" Rücklagen in Höhe von 

75,46 Mio. EUR zu . 

- Der UG 12 " Äußeres" waren im Zusammenhang mit Integrationsmaßnahmen 

und der Unterstützung Österreichs für die Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei 

Mittelverwendungsüberschreitungen in Höhe von insgesamt 38,69 Mio. EUR 

genehmigt worden . Die Finanzierung der Überschreitungen erfolgte zu 

11,77 Mio. EUR aus Minderauszahlungen, der Restbetrag wurde überwiegend 

durch Schuldaufnahmen finanziert . Die erhöhten Aufwendungen für Integrati­

onsmaßnahmen waren aufgrund der im zweiten Halbjahr 2015 verstärkt erfolg­

ten Aufnahme von Asylsuchenden absehbar und wären dementsprechend be­

reits im Budget zu berücksichtigen gewesen . Die Gesamtsumme der in der 

UG 12 "Äußeres" - unter Bezugnahme auf die eingangs angeführten Gründe ­

genehmigten Mittelverwendungsüberschreitungen belief sich auf 9,0 % des ver­

anschlagten Gesamtbudgets im Jahr 2016. 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 

R -
H 

- Der UG 13 IIJUStiZ" waren im Zusammenhang mit dem Strafvollzug sowie dem 

Persona laufwand im Bereich der Rechtsprechung Mitteiverwendungsüber­

schreitungen von insgesamt 109,30 Mio. EUR genehmigt worden. Die Finanzie­

rung der Überschreitungen erfolgte zur Gänze aus Schuldaufnahmen. Sowohl 

der Aufwand im Bereich Strafvollzug als auch jener beim Personal bezüglich der 

Rechtsprechung wäre im Rahmen der Budgetierung in entsprechender Höhe 

abschätzbar gewesen, zumal es sich bei beiden Bereichen um keine hoch vola­

tilen Aufwendungskategorien handelt. Die Mittelverwendungsüberschreitung 

beim Strafvollzug belief sich auf 11,2 %, jene beim Personal im Bereich der 

Rechtsprechung auf 7,8 % der dafür budgetierten Mittel. 

Darüber hinaus führte die UG 13 IIJUStiZ" Rücklagen in Höhe von 56,05 Mio. EUR 

zu. 

- In der UG 14 IIMilitärische Angelegenheiten und Sport" waren die Aufwendun­

gen für den Assistenzeinsatz des Bundesheeres nicht in ausreichender Höhe 

budgetiert, obwohl der Grenzeinsatz bereits im September 2015 begonnen 

hatte und dadurch die für 2016 benötigten Mittel abschätzbar gewesen wären. 

Infolgedessen mussten Mittelverwendungsüberschreitungen von insgesamt 

50,40 Mio. EUR genehmigt werden. Um im Zuge der Flüchtlings- und Asylthe­

matik die Einsatzbereitschaft des Bundesheers zu erhöhen, war u.a. die An­

schaffung von militärischem Gerät durchzuführen. Dafür waren M itteIverwen­

dungsüberschreitungen in Höhe von insgesamt 58,36 Mio. EUR erforderlich . Da 

die zugrunde liegende Erhöhung der Einsatzbereitschaft bereits im Septem­

ber 2015 gestartet wurde, wäre eine angemessene Budgetierung der Aufwen­

dungen möglich gewesen . Die Finanzierung der Überschreitungen erfolgte zu 

8,00 Mio. EUR aus Mehreinzahlungen, der Rest (50,36 Mio. EUR) durch Schuld­

aufnahmen. 

- In der UG 30 IIBildung" waren, w ie bereits in den Vorjahren, Überschreitungen 

bei den Persona lauszahlungen (Lehrpersonal, Transfers an Länder für Landes­

lehrerinnen und -lehrer) zu bedecken. Im Jahr 2016 beliefen sich die Über­

schreitungen auf insgesamt 574,55 M io. EUR. Deren Finanzierung erfolgte zu 

30,17 Mio. EUR aus Minderauszahlungen, der Restbetrag wurde überwiegend 

durch Schuldaufnahmen finanziert . 

Die den Überschreitungen zugrunde liegenden Auszahlungsverpflichtungen er­

gaben sich aus Aufwandspositionen, die mit hoher Genauigkeit hätten budge­

tiert werden können : In der UG 30 waren zum Zeitpunkt der Budgetierung so­

wohl die Verpflichtung zur Besoldung der Landeslehrerinnen und -lehrer an sich 

als auch deren Zahl dem Grunde nach bekannt. 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

3.2 

3.3 

Der RH kritisierte, dass einzelne haushaltsleitende Organe gegen die Budgetgrund­

sätze der Vollständigkeit und Wahrheit der Veranschlagung gemäß Art. 51 B-VG 

und § 28 BHG 2013 verstießen . 

Der RH w ies überdies darauf hin, dass in der UG 11 "Inneres" und in der UG 13 "Jus­

tiz" Rücklagen in Höhe von 75,46 M io. EUR und 56,05 Mio. EUR zugeführt wurden. 

Aufgrund der Mittelverwendungsüberschreitungen sowie der Rücklagenzuführun­

gen empfahl der RH allen Bundesministerien und Obersten Organen, in Entspre­

chung der Budgetgrundsätze der Vollständigkeit und Wahrheit die im folgenden 

Finanzjahr erforderlichen Mittelverwendungen in den Bundesvoranschlag aufzu­

nehmen. 

Das BMI führte in seiner Stellungnahme aus, dass die budgetäre Vorsorge zum Zeit­

punkt der ursprünglichen Budgeterstellung im September 2015 nicht möglich gewe­

sen wäre, zumal das Ausmaß der Krise nicht abgeschätzt werden konnte . Es sei je­

doch mittels Überschreitungsermächtigungen, welche auch in Anspruch genommen 

worden seien, budgetär vorgesorgt worden. Die Rücklagenzuführungen seien in 

Absprache mit dem BMF erfolgt und würden Auszahlungen für Folgejahre dienen. 

Das BMLVS teilte in seiner Stellungnahme mit, dass zum Zeitpunkt der Budgeter­

stellung im Sommer 2015 von keinem einschlägigen Mehrbedarf die Rede gewesen 

sei. Im verbleibenden Jahr 2015 seien keinerlei Schritte zur Aufstockung des Res­

sorts-Budgets gesetzt worden. Mit der Novelle des BFG 2016 vom Juni 20167 sei 

die Grundlage für die späteren Überschreitungen geschaffen worden. 

Das BMF betonte in seiner Stellungnahme, dass das Ausmaß der Migrationsbewe­

gungen und die notwendigen Integrationsmaßnahmen im Sommer 2015 nicht ab­

sehbar gewesen wären, es sei aber in Form von Überschreitungsermächtigungen 

vorgesorgt worden . Deren Inanspruchnahme stehe jedenfalls im Einklang mit dem 

Budgetgrundsatz der Vollständigkeit und Budgetwahrheit. Die Art der Zurverfü­

gungstellung der Mittel sei für die Beurteilung der Einhaltung der Budgetgrund­

sätze irrelevant . 

Das BMB teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die restriktiven Vorgaben des 

BMF bzw. des Bundesfinanzrahmengesetzgebers nur die vom RH kritisierte Veran­

schlagung zugelassen habe. Der Bundesfinanzgesetzgeber habe der tatsächlichen 

budgetären Lage erst im Herbst 2016 im Rahmen einer Novelle zum Bundesfinanz­

gesetz 2016 Rechnung getragen. 

BGBI. I Nr. 34/2016 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

3.4 Der RH führte sowohl gegenüber dem BMF als auch gegenüber dem BMI und BMLVS 

aus, dass die budgetäre Vorsorge in den jeweils betroffenen Globalbudgets anstelle 

einer Überschreitungsermächtigung dem Grundsatz der Budgetwahrheit besser ent­

sprechen würde. 

Vermögensrechnung - Aktiva 

Finanzierungsleasing - Güter im wirtschaftlichen Eigentum 

4.1 (1) Das Haushaltsrecht des Bundes sieht gemäß § 91 Abs. 2 BHG 2013 vor, dass Ver­

mögenswerte in der Vermögensrechnung zu erfassen sind, sobald der Bund zumin­

dest wirtschaftliches Eigentum daran erworben hat. § 50 BHV 2013 besagt, dass 

wirtschaftliches Eigentum vorliegt, wenn der Bund, ohne zivilrechtlicher Eigentü­

mer zu sein, wirtschaftlich wie ein Eigentümer über eine Sache herrscht, indem er 

sie insbesondere besitzt, gebraucht, die Verfügungsmacht über sie innehat und das 

Risiko ihres Verlustes oder ihrer Zerstörung trägt. 

Wirtschaftliches Eigentum liegt insbesondere dann vor, wenn Wirtschaftsgüter von 

Dritten zur Nutzung überlassen werden und die vereinbarte Nutzungsdauer die ge­

samte (bzw. den überwiegenden Teil der) wirtschaftliche(n) Nutzungsdauer des 

Anlageguts umfasst bzw. wenn das vereinbarte Mietentgelt über die Laufzeit der 

Nutzungsüberlassung dem Wert des Wirtschaftsgut es (zu einem großen Teil) ent­

spricht . In diesen Fällen handelt es sich um Finanzierungsleasingverträge. Die Kon­

sequenz bei wirtschaftlichem Eigentum ist, dass das Wirtschaftsgut im Anlagever­

mögen auszuweisen ist und eine jährliche Abschreibung entsprechend der 

Nutzungsdauer zu erfolgen hat. Ferner sind die Finanzierungsverpflichtungen im 

Zusammenhang mit dem Wirtschaftsgut auf der Passivseite als Verbindlichkeiten 

zu erfassen. 

(2) Finanzierungsleasing-Verhä ltn isse gab es bspw. für die Überlassung von Kopier­

geräten, die nach gleichartigen Verträgen über die Bundesbeschaffungs GmbH 

(BBG) bezogen wurden. Diese Leasinggeräte wurden in den meisten Bundesminis­

terien bzw. Obersten Organen8 nicht aktiviert, sondern die Leasingzahlungen als 

Aufwand verbucht. Der Umstand, dass es sich bei den Leasingverträgen über Ko­

piergeräte um ein Finanzierungsleasing handelte, ergab sich aus der Vertragsgestal ­

tung, insbesondere aus der vereinbarten Vertragslaufzeit von fünf Jahren, die so­

mit den überwiegenden Teil der Nutzungsdauer umfasste. 

Bundesministerien bzw. Oberste Organe, welche Finanzierungsleasing in den Anhangsangaben zu den Ab­

schlussrechnungen 2016 ausw iesen: Verfassungsgerichtshof, Volksanwalt schaft, RH, BMJ, BMF, BMB und 

BMLFUW. 
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4.2 

4.3 

4.4 

Anlagegüter im wirtschaftlichen Eigentum des Bundes wurden daher in der Vermö­

gensrechnung unvollständig und nicht korrekt ausgewiesen. 

Der RH kritisierte, wie schon in den Vorjahren, die Falschverbuchung von Leasing­

verhältnissen im Fall der Überlassung von Kopiergeräten bei ein igen haushaltslei­

tenden Organen . Anstelle der Aktivierung von Wirtschaftsgütern, die im wirtschaft­

lichen Eigentu m des Bundes stehen, wurden die Leasingzahlungen als Aufwand 

verbucht . Durch die Nicht-Aktivierung dieser Wirtschaftsgüter war in diesen Punk­

ten die Darstellung der Vermögensrechnung nicht vollständig. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen neuerlich, auf die 

korrekte Verbuchung von Vermögensgegenständen, insbesondere von Miet- und 

Leasinggeschäften, zu achten . 

Die Volksanwaltschaft führte in ihrer Stellungnahme aus, dass sie im Zuge eines 

Gerätetausches im Jahr 2017 der Empfehlung des RH gefolgt sei. 

Das BMASK teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Leasingverträge über Ko­

piergeräte im Rahmen der BBG- Rahmenvereinbarungen abgeschlossen worden 

seien . Beide Firmen hätten dem Ressort die Aktivierung und Ausweisung der Ge­

räte in deren eigenen Anlagevermögen bestätigt. Durch eine Aktivierung der Lea­

singverträge im Sozialministerium würden diese ein weiteres Mal in einem Anlage­

vermögen aufscheinen und abgesch rieben werden . Das BMASK habe aber dennoch 

mit der BBG Kontakt aufgenommen, um bei zukünftigen Vergabeverfahren den 

Wünschen des RH entsprechen zu können. 

Der RH erwiderte dem BMASK, dass sich die Klassifizierung der Leasingvereinba ­

rungen für Kopiergeräte, die von der BBG bezogen wurden, als Finanzierungs­

leasing aus der Vertragsgestaltung ergab, insbesondere aus dem Umstand, dass die 

vereinbarte Vertragslaufzeit den überwiegenden Teil der Nutzungsdauer umfasste. 
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für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

Kontenabstimmung - Banksalden 

5 (1) Im Rahmen der Überprüfung der Abschlussrechnungen 2016 gemäß § 9 RHG nahm 

der RH eine Abstimmung der Bankkontenstände (Guthaben und Verbindlichkeiten) des 

Bundes vor. Dazu ersuchte der RH die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur 

(OeBFA) um Versendung von 54 Bankbriefen an Geschäftspartner der Republik Öster­

reich. 35 Bankbestätigungen wurden rückübermittelt, wovon sieben Leermeldungen 

waren. In den einzelnen Bestätigungen waren jeweils mehrere Geschäftsfälle ange­

führt. 

Tabelle 2: Abstimmung der Bankkontenstände 
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Finanzschulden des Bundes 

Anl eihen, Bundesobligationen, Schuldverschreibungen, Bundesschatz­

scheine 
193,903 

Kredite und Darlehen 13,848 1,475 11 31 

Rechtsträgerfinanzierung 

Forderungen an Rechtsträger 12,385 10,923 88 172 

Kassaveranlagung von Rechtsträgern 7,110 7,110 100 15 

Quellen: ÖBFA; eigene Berechnung RH (Stand 31. Dezember 2016) 

(2) Die Tabelle 2 beschreibt das Volumen und die Anzahl der überprüften Ge­

schäftsfälle, die rückübermittelt wurden. Die in der Kategorie Anleihen, Bundesob­

ligationen, Schuldverschreibungen und Bundesschatzscheine angeführten Ge­

schäftsfälle waren Inhaberwertpapiere, die einer laufenden Überprüfung der 

Finanzschuldengebarung durch den RH unterlagen und daher in der gegenständli­

chen Prüfung nicht gesondert behandelt wurden. Der RH unterzog die rückgemel­

deten Bankbestätigungen einer Überprüfung, indem er die übermittelten Stände 

mit den Aufzeichnungen in den Verrechnungsunterlagen des Bundes abglich . Auf 

diese Art und Weise wurden insgesamt 31 Geschäftsfälle in der Kategorie Kredite 

und Darlehen überprüft. Diese deckten ein Volumen von 1,475 Mrd. EUR bzw. 11 % 

der insgesamt vergebenen Kredite und Darlehen ab. Darin enthalten waren Darle­

hens- und Kreditverträge mit Banken und Versicherungen. Im Bereich der Rechts­

trägerfinanzierung überprüfte der RH auf Basis der rückgemeldeten Bankbestäti­

gungen insgesamt 172 Geschäftsfälle mit einem Volumen von 10,923 Mrd. EUR 
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bzw. 88 % der gesamten Forde ru ngen an Rechtsträger. In dieser Kategorie waren 

Da rlehen an die Länder und Wien entha lten . Die Kategorie Kassaveranlagung bein­

ha ltete kurzfr istige Veranlagungen bei Sozia lversicherungsträgern, Ländern oder 

verstaatlichten Ba nken . Die insgesamt 15 rückgemeldeten und vom RH überprüf­

ten Bestände deckten das ga nze Vol umen von 7,110 Mrd . EUR ab. In allen Katego­

rien entsprachen die Angaben der Geschäftspartner den von der OeBFA erfassten 

Daten . 

(3) Weiters überprüfte der RH den Kontostand des Bundes bei der Oesterreichi­

schen Nationalbank (OeNB) . Dieser stimmte zum Jahresende mit dem von der 

OeBFA erfassten Stand überein. 

Barwert langfristiger Forderungen 

6.1 

6.2 

6.3 

Gemäß § 80 Abs. 1 BHV 2013 waren langfristige unverzinste Forderungen in den 

Abschlussrechnungen zum Barwert zu verrechnen. Diese Bestimmung betraf insbe­

sondere die Bezugsvorschüsse. Darüber hinaus sah § 20 RLV 2013 einen Auswe is 

des Barwerts der langfristigen Forderungen im Bundesrechnungsabschluss (BRA) 

vor. Mit dem Rundschrei ben zu den Ja hresabsch lussarbeiten des BMF legte dieses 

im Einvernehmen mit dem RH fest , dass ledigl ich unverzinste langfristige Forderun­

gen von mehr als einer Mio. EUR und einer Laufzeit von mehr als fünf Jahren ab 

dem Finanzjahr 2015 abzuzinsen waren . 

Die haushaltsführenden Stellen mussten für unverzinste langfristige Forderungen 

den Ba rwert händisch berechn en und entsprechend verbuchen. Eine technische 

Unterstützung durch das BMF (wie es sie bspw. für die Rechnungsabgrenzung gibt) 

war nicht ve rfügbar. 9 

Der RH w ies, wie schon im Rahmen der Prüfung der Abschlussrechnungen 2015 

gemäß § 9 RHG 1948, kriti sch dara uf hin, dass die händische Berechnung und Ver­

buchung des Barwerts aufwend ig und fehleranfällig war. 

Er empfahl daher dem BMF neuerlich, den haushaltsführenden Stellen eine techni ­

sche Unterstützung - wie es sie bspw. für die Rechnungsabgrenzung gi bt - zur Ver­

fügung zu stellen, um eine haushaltsrechtlich korrekte Darstellung der Forderun­

gen sicherzustellen . 

Das BMF führte in se iner Stell ungnahme aus, dass für die Ermittlung des Barwerts 

der im Intranet zugängliche Barwert rechner herangezogen werden könne. Von der 

Umsetzung einer automatis ierten technischen Unterstützung sei wegen des hohen 

Aufwands im Einvernehmen mit dem RH Abstand genommen worden. Ebenso sei 

vgl. BRA 2016, Textteil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 24 
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6.4 

mit dem RH eine Einvernehmensherstellung über das Rundschreiben zur Durchfüh­

rung der Jahresabschlussarbeiten erfolgt, wo dieses Vorgehen beschrieben sei. 

Der RH stell te gegenüber dem BMF kla r, dass kurzfristig - wegen der zu erwarten­

den Kosten - von der Umsetzung einer automatisierten techn ischen Unterstützung 

be i der Barwertermittlung Abstand genommen werden konnte, mittelfristig sollten 

aber weiterhin die Möglichkeiten zur Schaffung einer solchen Unterstützung ver­

folgt werden. 

Geschäftspartnermodell - Debitoren- und Kreditorenmanagement 

7.1 (1) Der RH hatte dem BMF bereits wiederholt im Rahmen von Gebarungsüberprü­

fungen10 sowie im Zuge der Prüfung der Abschlussrechnungen gemäß § 9 RHG 1948 

empfohlen, das Stammdatenmanagement in HV- SAP auf ein sogenanntes Ge­

schäftspartnermodell umzustellen. Dabei handelte es sich um die Führung der Per­

sonenkonten in direkter Abstimmung mit einem zentral verwalteten Stammdaten­

subjekt (Geschäftspartner), wodurch die Mehrfach- Erfassung von Personenkonten 

für denselben Geschäftspartner ve rhindert werden soll. Die Geschäftspartner soll ­

ten in allen Verrechnungskreisen, und damit in allen Untergl iederungen, verwen­

det werden . 

(2) Das BMF führte nunmehr im Jahr 2016 die Umstellung des Stammdatenmana­

gements in HV- SAP auf ein Geschäftspartnermodell durch . Mit Stichtag 24. Okto­

ber 2016 stellte es die Bebuchung der alten Personenkonten ein und führte den 

Stammdatenbestand in das Geschäftspartnermodell über. Das Stammdatenmana­

gement in HV- SAP wurde im Zuge dieser Umstellung mit der zentralen Grundda­

tenverwaltung der Finanzverwaltung (GDV) verknüpft. In der GDV war eine auto­

matisierte Abstimmung mit den relevanten öffentlichen Registern (z.B. Zentrales 

Melderegister, Firmenbuch) umgesetzt, wodurch auch die Stammdaten in HV-SAP 

einen abgesti mmten Stand aufwiesen . 

(3) In der Buchhaltungsagentur waren für allfä llig erforderliche Anpassungen der 

Geschäftspartner ursprünglich vier M itarbe iterinnen und Mitarbeiter im Stammda­

tenmanagement vorgesehen. Bei der Umstellung auf das Geschäftspartnermodell 

kam es in einer Vielzahl von Fällen zu Differenzen zwischen den auf der Beleggrund­

lage angegebenen Unternehmensdaten der Rechnungsleger und den über die GDV 

aus den öffentlichen Registern übernommenen Grunddaten. Dies machte die An­

passung einer erheblichen Anzahl von Geschäftspartnerdaten erforderlich. Durch 

den massiven Anfall von Ergänzungs- und Änderungsanforderungen durch die 

haushaltsleitenden Organe kam es in der Buchhaltungsagentur zu einem Rückstand 

10 vgl. Bericht des RH " Internes Kontrollsystem in der Haushaltsverrechnung des Bundes; Follow- up­

Überprüfung", Reihe Bund 2015/14, TZ 3 bzw. BRA 2015 Textteil Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Beleg­

prüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes fü r das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 7 

III-401 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 06  Band 4c (gescanntes Original) 27 von 114

www.parlament.gv.at



R R -
Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

7.2 

7.3 

7.4 

an zu korrigierenden Geschäftspartnerstammdaten, was zu erheblichen Verzöge­

rungen bei der Durchfüh rung der Auszah lungen führte . 

Die Buchhaltungsagentur reagierte auf die Verzögerungen mit einer Aufstockung 

des mit dem Stammdatenmanagement betrauten Personals, wodurch die Rück­

stände bis Dezember 2016 abgebaut werden konnten . 

Der RH anerkannte, dass das BMF und die Buchhaltungsagentur das Geschäftspart­

nermodell in der Haushaltsverrechnung nunmehr umgesetzt haben. Weiters beur­

teilte er die Verknüpfung mit der GDV der Finanzverwaltung positiv, weil dadurch 

die Einheitlichkeit der von Bundesdienststellen verwendeten Grunddaten sicherge­

stellt und ein Abgleich der Stammdaten mit den öffentlichen Registern vorgenom­

men wird . 

Der RH kritisierte allerdings die erheblichen Auszahlungsverzögerungen bei der 

Umsetzung des Geschäftspartnermodells durch das BMF und die Buchhaltungs­

agentur. Nach Ansicht des RH war der hohe Anfall an zu bearbeitenden Daten ab­

sehbar, sodass bereits von Vornherein höhere Personalressourcen vorzusehen ge­

wesen wären . 

Der RH empfahl dem BMF und der Buchhaltungsagentur, in Hinkunft eine genauere 

Planung und bei Umsetzung wichtiger Projekte ein entsprechendes Krisenmanage­

ment vorzusehen, um bei nicht eingeplantem Ressourcenmehrbedarf rasch reagie­

ren zu können und nachteilige Folgen (wie etwa Zahlungsverzögerungen) zu verhin­

dern. 

Laut Stellungnahme der Buchhaltungsagentur sei es lediglich bei zwei in der Stichpro­

benprüfung beanstandeten Belegen mit Zahlungsverzögerung zu einer solchen wegen 

der Umstellung auf das Geschäftspartnermodell gekommen. Darüber hinaus sei in die­

sen Fällen die Verzögerung nicht erheblich, sondern nur sechs bzw. sieben Arbeitstage 

gewesen. Die Buchhaltungsagentur habe auf die Probleme bei der Umstellung mit der 

Aufstockung des mit dem Stammdatenmanagement betrauten Personals (von 4,5 VBÄ 

am 24. Oktober 2016 auf insgesamt 31,5 VBÄ ab 22. November 2016) sowie mit Leis­

tungen an Wochenenden und mit Überstunden reagiert . Zwischen 24. Oktober und 

31. Dezember 2016 seien insgesamt 35.753 Geschäftspartner bearbeitet worden. 

Der RH stellte gegenüber der Buchhaltungsagentur erneut fest, dass er die Umset­

zung des Geschäftspartnermodells grundsätzlich begrüßte. Die Ausführungen der 

Buchhaltungsagentur bestätigten aber die durch den RH dargestellte kritische Situ­

ation im Zuge der Projektumsetzung. Dass in der Stichprobenprüfung lediglich zwe i 

Belege mit Zahlungsverzug auf die Umstellung auf das Geschäftspartnermodell zu­

rückzuführen waren, ist zutreffend. Allerdings ist dazu festzustellen, dass die Stich­

probenziehung für die Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung (in Entsprechung 
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des § 9 Abs. 3 RHG 1948) auf dem Datenbestand 31. Oktober 2016 erfolgte und 

somit der Großteil der Belege, we lcher nach Umstellung auf das Geschäftspartner­

modell zu r Auszah lung ge langte, nicht Tei l der Grundgesamtheit wa r. 

Saldenbestätigungen - Debitoren und Kreditoren 

8 Im Zuge der Überprüfung der offenen Posten für das Jahr 2016 versandte der RH 

an 111 Kreditoren und 54 Debitoren Schreiben mit dem Ersuchen um Saldenbestä­

tigung. Diese hatte der RH nach der Höhe der Umsätze und der Höhe der offenen 

Posten sowie mit dem Ziel ausgewählt , eine mögl ichst breite Streuung über alle 

Bundesministerien und Obersten Organe zu erre ichen. Der Rücklauf lag bei 61,3 % 

(68 Kred itoren) bzw. 51,9 % (28 Debitoren) ." Der RH konnte 54 Kred itoren- und 

18 Debitorensaiden abstimmen.12 Das ent sprach einem Antei l von 79,4 % bzw. 

64,3 % der rückgemeldeten Salden. Bei sieben Debitoren und bei drei Kreditoren 

war eine falsche Adresse im HV-SAP hinterlegt, wodurch die Saldenbestätigungen 

unbeantwortet zurückgesendet worden waren. 

Erfassung von Forderungen 

9.1 

9.2 

Gemäß § 90 Abs. 3 BHG 2013 waren Gebarungsfä lle, die finanzielle Ansprüche des 

Bundes auf den Empfang von Geldle istungen unmitte lbar begründen, als Forderun­

gen zu verrechnen. Eine Forderung war gemäß § 91 Abs. 3 BHG 2013 zu jenem Zeit­

punkt zu verrechnen, zu dem der Bund einen vertraglichen oder gesetzlichen An­

spruch erlangte. Erbrachte der Bund lieferungen oder Leistungen und legte dem 

Leistungsempfänger eine Rechnung vor, wurde damit die Forderung begründet und 

war gemäß § 91 Abs. 3 BHG 2013 zu erfassen. 

Die Stichproben prüfung des RH ergab, dass nahezu alle Bundesministerien und 

Obersten Organe Leistungen erbrachten und entsprechende Debitorenrechnungen 

ausstellten . Zu diesem Zeitpunkt wurde die Forderung begründet und wäre in der 

Vermögensrechnung als solche auszuweisen gewesen. Tatsächlich wurde die For­

derung vielfach erst bei Eingang der Zahlung erfasst und nicht bere its bei Ausstel­

lung der Rechnung. 

Der RH stellte kritisch fest, dass nahezu alle Bundesministerien und Obersten Or­

gane trotz begründeter Ansprüche Forderungen in der Vermögensrechnung nicht 

ordnungsgemäß erfassten . Durch die Nicht-Erfassung von Forderungen zum Ent-

11 Für das Jahr 2015 lag der Rücklauf bei 68 % (Kreditoren) bzw. SO % (Debitoren) - siehe BRA 2015 Textteil 

Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 

gemäß § 9 RH G 1948, TZ 7. 

12 Im Jahr 2015 konnten 57 Kreditoren- und 19 Debitorensaiden abgestimmt werden (84 % bzw. 76 % der 

rückgemeldeten Salden) - siehe BRA 2015 Textteil Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 

Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 7. 
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stehungszeitpunkt war die Da rste ll ung der Vermögensrechnung in den überprüften 

Fällen nicht vollständig. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die Forderungen 

in der Vermögensrechnung zeitlich richtig und vollständig zu erfassen . 

Bewertung von Forderungen 

10.1 Gemäß § 92 BHG 2013 i.V.m. § 67 BHV 2013 waren Forderungen erforderl ichenfalls 

zu bewerten, um dem Grun dsat z der möglichst getreuen Darstellung der finanz iel­

len Lage des Bundes in den Abschluss rechnungen gerecht zu werden . War eine 

Forderung teilwei se oder voll ständig uneinbringlich, waren EinzeIwertberichtigun­

gen zu verrechnen. 

Zum Stichtag 31. Dezember 2016 wies der Bund langfristige Forderungen (Forde­

rungen mit einer Laufzeit von mehr als ei nem Jahr) in Höhe von 3,718 Mrd. EUR 

aus. Davon waren 1,702 Mrd. EUR Fo rderungen aus gewährten Darlehen, 

1,649 Mrd. EUR sonsti ge langf ristige Forderungen (veranschlagt) und 

309,36 Mio. EUR langfristige Forderungen aus Finanzhaftungen. Die höchsten 

Stände an langfristigen Forderungen wiesen die UG 45 " Bundesvermögen"13 mit 

2,243 Mrd. EUR, die UG 25 " Familien und Jugend "14 mit 1,384 Mrd. EUR und die 

UG 46 " Finanzmarktstabil ität "15 mit 59,49 Mio. EUR aus. Von insgesamt 33 Unter­

gliederungen w iesen 18 Untergliederungen langfristige Forderungen von insge­

samt wen iger als 1 Mio. EUR aus. Be i weiteren neun Untergliederungen war der 

Stand der langfristigen Forderungen zum 31. Dezember 2016 unter 10 Mio. EUR. 

Zum 31. Dezember 2016 waren Wertberichtigungen zu langfristigen Forderungen 

in Höhe von 500,05 Mio. EUR in der Vermögensrechnung ausgewiesen. Die Wert­

berichtigungen betrafen nahezu ausschließlich Forderungen aus Haftungen in der 

UG 45 " Bundesvermögen" (430,27 Mio. EUR; +417,17 Mio. EUR gegenüber 31. De­

zember 2015) und der UG 46 " Finan zmarktstabil ität" (69,78 Mio. EUR; 

+69,78 Mio. EUR gegenüber 31. Dezember 2015) . Die Erhöhung der Wertberichti­

gung in der UG 45 " Bundesvermögen" um 417,17 M io. EUR gegenüber dem Vor­

jahr war auf die Umschuldungsvereinbarung mit Kuba (Kuba VIII) zurückzuführen, 

da die aktivierten AusfFG- Verzugszinsen wertberichtigt wurden . 

Die Wertberichtigung zu la ngfristigen Forderungen in der UG 34 "Verkehr, Innova­

tion und Technologie (Forschung)" in Höhe von 616.574,00 EUR buchte das BMVIT 

aus, da die Forderung abgeschrieben wurde. 

13 vor allem Ford erungen aus gewährten Darlehen an öffent liche Körperschaften und Rechtsträger (Bundes­

darlehen) und Forderungen aus Finanzhaftungen (Ausfuhrförderungsgesetz) 

I' vgl. Bericht des RH "Ausza hlung und Hereinbringung von Unte rhaltsvorschüssen", Reihe Bund 2016/7 

15 Forderungen aus Haftungen 
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10.2 

Die Wertberichtigungen zu kurzfr istigen Forderungen betrugen 6,980 Mrd . EUR, 

wobei der Großteil dieser Wertberichtigungen auf kurzfristige Forderungen aus Ab­

gaben in der UG 16 "Öffentliche Abgaben" (4,594 Mrd. EUR; +282,85 Mio. EUR ge­

genüber 31. Dezember 2015) und kurzfristige Forderungen aus Finanzhaftungen in 

der UG 46 "Finanzmarktstabilität" (1,266 Mrd. EUR; +47,50 Mio. EUR gegenüber 

31. Dezember 2015) zurückzuführen war. 

Insgesamt stiegen die Wertberichtigungen von kurz- und langfristigen Forderun­

gen gegenüber dem Finanzjahr 2015 um 871,38 Mio. EUR. Die meisten Bundesmi­

nisterien und Obersten Organe führten keine Bewertung von Forderungen durch. 

Wertberichtigungen von kurz- und langfristigen Forderungen wurden in lediglich 

acht Untergliederungen verbucht. 

Im Finanzjahr 2016 bestanden überfällige Forderungen in Höhe von 3,885 Mrd. EUR; 

davon bestanden für Forderungen in Höhe von 2,385 Mrd. EUR keine Wertberich­

tigungen . Die überfälligen Forderungen setzten sich vor allem aus Forderungen in 

der UG 45 " Bundesvermögen" (922,45 Mio. EUR), der UG 25 "Familien und Ju­

gend" (852,33 Mio. EUR), der UG 51 " Kassenverwaltung" (431,23 Mio. EUR) und 

der UG 13 "Justiz" (114,99 Mio. EUR) zusammen. Mit der vom BMF zur Verfügung 

gestellten Transaktion zur Erfassung von Einzelwertberichtigungen waren zum 

31. Dezember 2016 insgesamt 42 Wertberichtigungen (UG 11 )nneres", UG 34 

"Verkehr, Innovation und Technologie (Forschung)", UG 45 "Bundesvermögen" und 

UG 46 ,,Finanzmarktstabilität" ) ausgewiesen . 

Gemäß § 92 Abs. 3 BHG 2013 konnten Forderungen unter bestimmten Vorausset­

zungen abgeschrieben werden . Im Jahr 2016 erfolgten Abschreibungen von kurz­

und langfristigen Forderungen in Höhe von 612,68 Mio. EUR, davon 457,61 Mio. EUR 

in der UG 16 " Öffentliche Abgaben". Eine Auswertung nach der Fristigkeit der be­

troffenen Forderungen war nicht möglich. 

Der RH stellte fest, dass die Mehrheit der Untergliederungen langfristige Forderungen 

von unter zehn Mio. EUR auswies. Er kritisierte, wie schon im Rahmen der Prüfung der 

Abschlussrechnung 2015 gemäß § 9 RHG 1948, dass die meisten Bundesministerien 

und Obersten Organe keine Bewertung ihrer Forderungen durchführten. In Unterglie­

derungen, welche einen hohen Stand an überfälligen Forderungen auswiesen, führten 

die zuständigen Bundesministerien und Obersten Organe zwar im Einzelfall begründete 

Einzelwertberichtigungen durch, eine gesamthafte Bewertung und Wertberichtigung 

der überfälligen Forderungen erfolgte jedoch nicht. Davon betroffen waren insbeson­

dere die UG 25 "Familien und Jugend", UG 51 "Kassenverwaltung" und UG 13 )ustiz". 
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10.3 

10.4 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen neuerlich, eine 

Bewertung der langfristigen Forderungen auch nach der Altersstruktur der Forde­

rungen durchzuführen, um der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen 

Lage des Bundes in den Abschlussrechnungen gerecht zu werden. 

Das BMF führte in seiner Stellungnahme aus, dass der vom RH für die UG 51 "Kas­

senverwaltung" angeführte Betrag von 431,23 Mio. EUR nicht nachvollzogen wer­

den könne, die Einbringlichkeit der in der Bilanz ausgewiesenen Forderungen in 

Höhe von 113,6 Mio. EUR sei nicht anzuzweifeln. Auch die Gesamtsumme der 

wertzuberichtigenden Forderungen in Höhe von 2,385 Mrd . EUR sei anzuzweifeln . 

Der RH stellte zur Methodik gegenüber dem BMF klar, dass die Ermittlung der nicht 

wertberichtigten Forderungen über eine Auswertung des Haushaltsverrechnungs­

systems anhand der Belegart "D R" (Debitorenrechnung) erfolgte. Der RH zweifelte 

weder den in der Bilanz ausgewiesenen Forderungsstand in der UG 51 "Kassenver­

waltung" noch dessen Einbringlichkeit an . 

Vermögensrechnung - Passiva 

Nettovermögen 

11.1 

C 

C.I 

C.II 

C.IV 

C.v 

C.vl 

C.VII 

Das Nettovermögen gleicht die Differenz zwischen dem Vermögen (Aktiva) und den 

Fremdmitteln (Passiva) in der Vermögensrechnung aus. Im BRA stellte sich das Net­

tovermögen in der Vermögensrechnung 2016 wie folgt dar, wobei die Gliederung 

§ 59 Abs . 6 BHV 2013 folgte : 

Tabelle 3: Nettovermögen in der Vermögensrechnung 2016 

Nettovermögen (Ausgleichsposten ) Stand 31.12.2015 Stand 31.12.2016 
Veränderung 
2015/2016 

in Mio. EUR 

Nettovermögen (Ausgleichsposten) -153.355,96 - 161.698,20 - 8.342,24 

Neu bewertu ngsrücklagen (U m bewertungskonto ) 2.076,08 3.237,84 +1.161,76 

Fremdwährungsumrechnungsrückl agen -0,47 110,32 +110,79 

Jährliches Nettoergebnis -4.771,25 - 9.469,84 - 4.698,60 

Saldo aus der jährl ichen Eröffnungsbilanz - 150.653,40 - 155.574,37 -4.920,97 

Bundesfina nzierung - 6,93 - 2,21 +4,72 

Sonstiges Nettovermögen 0,00 0,05 +0,05 

Quellen: HIS; eigene Berechnung RH 
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11.2 

11.3 

11.4 

Von den Bank- und Kapitalausgleichskonten in den Positionen C.v " Saldo aus der 

jährlichen Eröffnungsbilanz" und C.VI " Bundesfinanzierung" wiesen sechs Konten 

auf Bundesebene unzulässigerweise einen Sa ldo ungleich Null aus. In Summe be­

trug deren Saldo 8,91 Mio. EUR. Die Summe von zwei weiteren Verrechnungskon­

ten ergab fälschlicherweise nicht Null, sondern -163,22 Mio. EUR. Für die Überwa­

chung dieser Konten war die Buchhaltungsagentur zuständig. Bis Ende April 2017 

waren die Gründe für die unzulässigen Salden nicht abgeklärt und die Salden nicht 

bereinigt. 

Der RH kritisierte, dass die Salden von sechs Kapitalausgleichskonten bzw. zwei 

weiteren Verrechnungskonten in Summe bundesweit nicht ausgeglichen und somit 

fehlerhaft waren. Außerdem bemängelte er, dass die Buchhaltungsagentur die Dif­

ferenzen aus der Abstimmung der Kapitalausgleichs- und Verrechnungskonten 

nicht aufgeklärt hatte, obwohl sie dazu verpflichtet gewesen wäre. 

Der RH empfahl daher der Buchhaltungsagentur, die Abstimmung und Bereinigung 

falscher Salden - unter der Nutzung der vom Haushaltsverrechnungssystem bzw. 

Haushaltsinformationssystem (HIS) bereitgestellten Berichte - zeitgerecht vorzu­

nehmen, um die Richtigkeit der Abschlussrechnungen zu gewährleisten . 

Laut Stellungnahme des BMF seien die unzulässigen Salden aufgrund von Mängel­

behebungen entstanden, die erst nach Ablauf des gesetzlich vorgesehenen Termins 

vom RH beauftragt wurden . Eine umfassende Qualitätssicherung sei aufgrund des 

zeitlichen Drucks nicht mehr möglich gewesen. 

Die Buchhaltungsagentur führte in ihrer Stellungnahme aus, sie sei ihren Aufgaben 

nach Maßgabe der Ressourcen nachgekommen und habe eine letztmalige Abstim­

mung der Bank- und Kapitalausgle ichskonten am 19. bzw. 20. Jänner 2017 durch­

geführt und dabei hätten sich keine unzulässigen Salden ergeben. Die durch den RH 

festgestellten unzulässigen Sa lden seien nach diesem Ze itpunkt entstanden und 

teilweise auf Konten, die nur vom BMF bebucht werden konnten, zu verzeichnen. 

Die Buchhaltungsagentur habe schon vor längerer Zeit eine Vereinbarung mit dem 

BMF getroffen, dass sie die unzulässigen Salden an das BMF melde und das BMF 

deren Berichtigung vornehme. Die Buchhaltungsagentur werde aber ab dem Fi­

nanzjahr 2017 zusätzliche Prüfroutinen einsetzen und die unzulässigen Salden bis 

zum 31. März des Folgejahres prüfen. 

Der RH merkte gegenüber dem BMF an, dass ihm rund drei Wochen zur Klärung 

der Salden und zur Qua litätssicherung zur Verfügung standen . 

Der RH begrüßte die Bereitschaft der Buchhaltungsagentur, die Prüfroutinen bis 

31. März des Folgejahres auszuweiten, um unzulässige Salden zukünftig zu verhin­

dern. 
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Abzinsung langfristiger Personalrückstellungen (Barwertberechnung) 

12.1 

12.2 

(1) Die als langfristig ausgewiesenen Rückstellungen mussten gemäß § 92 Abs . 10 

BHG 2013 zu ihrem Barwert verrechnet werden, d.h. sie waren bei der Erfassung 

abzuzinsen und jährlich um den Zinseffekt zu erhöhen. Je näher der Zeitpunkt der 

Erfüllung rückte (z.B. Auszahlung des Jubiläumsgelds), desto mehr erhöhte sich der 

Barwert der Rückstellung um den Zinseffekt. Die separate Darstellung dieses Effekts 

für die einzelnen Rückstellungsarten gemäß § 21 Z 5 RLV 2013 diente der Transpa­

renz, um die Veränderung der Rückstellung aufgrund einer Dotierung (Neubildung 

und Erhöhung), einer Verwendung oder einer Auflösung aufzuzeigen. Eine Nichter­

fassung des Zinseffekts würde die Ergebnisrechnung verfälschen, weil dieser als 

Zinsaufwand zu verbuchen wäre und sich damit auf das Finanzergebnis auswirken 

und nicht als Dotierung in das Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätigkeit 

einfließen würde. Schließlich würden bei einem vollständigen Ansatz der Rückstel­

lung, d.h. zum Wert der Erfüllung statt zum Barwert, die Fremdmittel in der Vermö­

gensrechnung zu hoch ausgewiesen werden . 

Bei der Dotierung musste ein eigenes Kennzeichen gesetzt (bzw. "Bewegungsart" 

erfasst) werden, damit ersichtlich wurde, dass es sich um Zinsen handelte. Eine 

technische Unterstützung zur automatisierten Ermittlung des Zinsaufwands wurde 

aufgrund der Empfehlung des RH umgesetzt. Das BMF legte im Einvernehmen mit 

dem RH in dem Rundschreiben zu den Jahresabschlussarbeiten aus verwaltungs­

ökonomischen Gründen fest, dass die Abzinsung nur für Rückstellungen mit einer 

Laufze it von mehr als fünf Jahren vorzunehmen war. 

Bei der Überprüfung der Rückstellungen für Abfertigungen und Jubiläumszuwen­

dungen zeigte sich, dass die Berechnungsformel, die das BMF zur zentralen Ermitt­

lung der Rückstellungsbeträge nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren16 ange­

wendet hatte, zwar einen Zinseffekt berücksichtigte, dieser allerdings nicht als 

Zinsaufwand, sondern als Dotierung ausgewiesen wurde und sich somit auf das 

Ergebnis der operativen Verwaltungstätigkeit statt auf das Finanzergebnis aus­

wirkte . 

Der RH kritisierte, wie schon in den Vorjahren, dass die vorgenommene Abzinsung 

der langfristigen Personal rückstellungen nicht gesondert ausgewiesen war und da­

durch das Finanzergebnis sowie das Ergebnis aus der operativen Verwaltungstätig­

keit verfälscht wurden. 

16 Das Anwartschaftsbarwertverfahren ist ein versicherungsmathematisches Bewertungsverfahren insbeson­

dere für Verpfli chtungen aus betrieblicher Al tersversorgung, das in internationalen Rechnungslegungsstan­

dards vorgeschrieben ist . Für die Rückstellungsbildung wird die Höhe der Anwartschaft bestimmt und dieser 
Betrag dann über die verbleibende Laufzeit bis zu r Auszahlung finanzmathemati sch verte ilt. 
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12.3 

12.4 

Der RH empfahl dem BMF neuerlich, eine ordnungsgemäße und transparente Ver­

rechnung sicherzustellen und den Zinseffekt bei Abzinsung der Personalrückstel­

lungen gesondert auszuweisen. 

In seiner Stellungnahme hielt das BMF fest, dass die Art der Berechnung und Ver­

buchung der Personalrückstellungen sowie deren Darstellung im Rückstellungs­

spiege l mit dem RH abgestimmt worden sei. Ein gesonderter Ausweis sei aufgrund 

dieser mit dem RH abgestimmten Buchungslogik nicht möglich . 

Der RH entgegnete dem BMF, dass die Abstimmung bezüglich der Verbuchung und 

Darstellung der Personalrückstellungen im Zuge der Umsetzung der Haushalts­

rechtsreform mit der Vereinbarung erfolgte, die Personalrückstellungen mittelfris­

tig auf Einzelpersonenebene und unter separatem Ausweis des Zinseffektes abzu­

bilden. Der RH wiederholte daher seine Empfehlung, mittelfristig den Zinseffekt bei 

der Bildung der Personalrückstellungen separat auszuweisen . 

Möglichkeit zur Überprüfung der Grunddaten Personalrückstellungen 

13.1 

13.2 

Gemäß § 32 Abs. 4 Z 1 BHG 2013 sind für Jubiläumszuwendungen und Abfertigun­

gen Rückstellungen zu bilden. Die Höhe der Rückstellungen für das dem jeweiligen 

Detailbudget zugeordnete Personal ist vom zuständigen haushaltsleitenden Organ 

auf Basis von Hochrechnungswerten zu ermitteln . Wie bereits im BRA 201317 be­

schrieben, war weder den haushaltsleitenden Organen noch dem RH ein direkter 

Zugriff auf die BMF- Berechnungsgrundlagen der Personalrückstellungen möglich, 

weil die Berechnungsergebnisse nicht auf Einzelpersonenebene vorlagen. Die Be­

rechnung erfolgte pauschal pro KostensteIle und die Ergebnisse wurden kumuliert 

an die Haushaltsverrechnung übergeben. Eine systematische Überprüfung auf Ein­

zelpersonenebene war somit nicht möglich. 

Der RH stellte wiederholt kritisch fest, dass keine vollständige Überprüfung der 

Grunddaten für die Personalrückstellungen möglich war. 

Der RH empfahl dem BMF neuerlich, die Personalrückstellungen auf EinzeIperso­

nenebene zu berechnen und die Ergebnisse für jeden Bediensteten separat an die 

Haushaltsverrechnung zu übergeben. Dadurch wäre auch gewährleistet, dass die 

ermittelten Rückstellungsbeträge korrekt ausgewiesen werden. 

17 siehe BRA 2013, Textte il Band 2, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des 

Bundes für das Jahr 2013 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 17; BRA 2014, Textteil Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und 

Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2014 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 9; 

BRA 2015, Textteil Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 

für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 12 
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13.3 

13.4 

Das BMF betonte in seiner Ste llungnahme, dass die Berechnung der Personalrück­

stellungen auf Einzelpersonenebene und lediglich die Übergabe an die Haushalts­

verrechnung kumuliert erfolge. Eine Überprüfung eines ausgewählten Sampies 

personengenauer Deta ilinformationen sei möglich . Die derzeitige Vorgehensweise 

sei mit dem RH bereits Ende 2014 vereinbart worden . Im Dezember 2016 sei mit 

dem RH vere inbart worden, dass auf Anfrage den haushaltsleitenden Organen eine 

Auswertung auf Detailebene zur Verfügung gestellt werde. Weiters sei vereinbart 

worden, eine Analyse vorzunehmen, ob den haushaltsführenden Stel len mit einem 

vertretbaren Aufwand eine selbstständige Auswertung ermöglicht werden könne. 

Diese Analyse werde derzeit durchgeführt . 

Der RH entgegnete dem BMF, dass sich die Abstimmung bezüglich der Verbuchu ng 

und Darstellung der Personalrückstellungen auf die Umsetzung der Haushalts­

rechtsreform bezog und mit der Ve rei nbarung erfolgte, die Personalrückstellungen 

mittelfristig auf Einzelpersonenebene abzubilden . Der RH verb lieb daher bei seiner 

Empfehlung. 

Erfassung Sozialversicherungsagaben bei Jubiläumsgeldrückstellungen 

14.1 

14.2 

Bereits be i Prüfung der Abschlussrechnungen 2015 gemäß § 9 RHG 1948 hatte der 

RH festgestellt '8, dass das BMF be i der Berechnung der Jubiläumsgeldrückstellun­

gen die Sozialversicherungsabgaben nicht berücksichtigte. Es hatte deren Dotie­

rung zum Abschlussstichtag 31. Dezember 2016 zugesichert. 

Im Rahmen der Dotierung der Jubiläumsgeldrückstellungen 2016 wurden die Sozial­

versicherungsabgaben durch das BMF zwar berechnet, bei der Dotierung der Rück­

stellungen aber nicht korrekt eingebucht. Die Einbuchung der Jubiläumsgeld­

rückstellungen in korrekter Höhe erfolgte im Rahmen der Mängelbehebung gemäß 

§ 9 RHG 1948 i.v.m. § 36 RLV 2013. 

Der RH kritisierte, dass die Dotierung der Jubiläumsgeldrückstellungen zum 31. De­

zember 2016 durch das BMF abermals nicht korrekt erfolgte und diese im Zuge der 

Mängelbehebung gemäß § 9 RHG 1948 i.v.m . § 36 RLV 2013 erfolgen musste. 

Der RH empfahl dem BM F, zukünftig Qualitätssicherungsmaßnahmen zu setzen, 

um die vollständ ige Verbuchung der Dotierung der Jubi läumsgeld rückst ellung zu 

gewährleisten . 

18 vgl. BRA 2015, Textteil Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushalt sverrechnung des Bun­

des für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 13.1 
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14.3 Das BMF teilte dem RH in seiner Stellungnahme mit, dass es aufgrund eines tech­

nischen Problems zu einer nicht vollständigen Buchungsableitung gekommen sei, 

wodurch der Rückstellungsteil der Sozialversicherungsabgaben für Jubiläumszu­

wendungen der Haushaltsverrechnung nicht übergeben worden sei. Für die Zu­

kunft seien Maßnahmen ergriffen worden, um derartige Situationen zu vermeiden. 

Rückstellung für Prozesskosten 

15.1 (1) Nach § 91 Abs. 6 Z 2 BHG 2013 waren Rückstellungen zu bilden, wenn Verpflichtun­

gen Gegenstand eines Rechtsstreits waren. Ein Schwellenwert, bis zu dem eine Rück­

stellungsbildung unterbleiben konnte, war nicht festgelegt. 18 Untergliederungen hat­

ten keine Rückstellungen für Prozesskosten gebildet: UG 01 " Präsidentschaftskanzlei ", 

UG 02 " Bundesgesetzgebung", UG 03 "Verfassungsgerichtshof", UG 04 "Verwaltungs­

gerichtshof", UG 05 "Volksanwaltschaft", UG 11 "Inneres", UG 12 " Äußeres", UG 16 

"Öffentliche Abgaben", UG 22 "Pensionsversicherung", UG 23 " Pensionen - Beamtin­

nen und Beamte", UG 25 "Familien und Jugend", UG 31 "Wissenschaft und Forschung", 

UG 32 "Kunst und Kultur", UG 33 "Wirtschaft (Forschung)", UG 34 "Verkehr, Innovation 

und Technologie (Forschung)", UG 44 "Finanzausgleich", UG 51 "Kassenverwaltung" 

und UG 58 "Finanzierungen, Währungstauschverträge". Bei jenen Untergliederungen, 

die Rückstellungen gebildet hatten, lag deren Höhe zwischen 20.000 EUR (UG 10 

" Bundeskanzleramt") und 260,85 Mio. EUR (UG 46 "Finanzmarktstabilität"). 

(2) Der RH holte von der Finanzprokuratur, die den Bund vor Gericht anwaltlich ver­

tritt, im Rahmen der Gebarungsüberprüfung Daten mit Stichtag 3. Jänner 2017 über 

die anhängigen Verfahren ein. Die übermittelten Daten waren nach Bundesministe­

rien gegl iedert und wiesen u.a. den Streitwert der jeweil igen Verfahren, den Stand 

der Kosten (einschließlich Gerichtsgebühren und Zinsen) zum Abschlussstichtag und 

auch eine Einschätzung des Prozessausgangs (positiv, neutral, negativ) auf. 

Der RH bezog sich bei der Beurteilung der Rückstellungen auf Verfahren, aus denen 

der Republik Österreich Zahlungsverpflichtungen erwachsen konnten, sowie auf 

Verfahren, bei denen laut Finanzprokuratur mit einer höheren Wahrscheinlichkeit 

des Prozess- bzw. Anspruchsverlustes zu rechnen war. Die Auflistung der Finanz­

prokuratur war nicht vollständig, da bspw. Streitwerte aus Disziplinarverfahren da­

rin nicht enthalten waren. Somit war es möglich, dass die Rückstellung für Prozess­

kosten in einer Untergliederung höher war als der von der Finanzprokuratur 

angegebene Betrag. 

Der RH vollzog auf Grundlage der Auswertung der Daten der Finanzprokuratur die 

Höhe der gebildeten Rückste ll ungen nach. 
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Ressort 

I 
BM I 

BMJ 

BMLVS 

BMF 

BMB 

BMWFW 

BMVIT 

BMLUFW 

15.2 

Tabelle 4: Prozesskostenrückstellungen: Abweichungen zur Einschätzung der Finanzprokura­

tur (nach Ressorts) 

Untergliederung uc ste ung ur P k t It I_ k " f" I offene I rozess os en • 
Prozess kosten F' k t 

Differenz 
manzpro ura ur 

in EUR 

11 Inneres 0,00 5.198.531,74 -5.198.531,74 

13 Justi z 7.837.000,00 16.959.804,67 -9.122.804,67 

14 Militärische Angelegenhei ten und Sport 15.123.529,65 2.138.928,29 + 12.984.601,36 

insgesamt 465 .673.696,57 966.751.675,49 - 501.077.978,92 

davon 

15 Finanzverwaltung 198.907.352,01 - -

45 Bundesvermägen 5.915.274,26 - -
46 Finanzmarktstabilität 260.851.070,30 - -

30 Bildung 18.637.399,97 1.382.201,57 +17.255 .198,40 

40 Wirtschaft 55 .100,00 1.164.485,88 -1.109.385,88 

41 Verkehr, Innovation und Technologie 20.035 .439,60 209.194.418,50 -189.158.978,90 

insgesamt 1.186.013,49 9.676.382,06 -8.490.368,57 

davon 

42 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 1.063.913,49 - -

43 Umwelt 122.100,00 - -

Quellen: HIS; Finanzprokuratur des Bundes; eigene Berechnung RH 

Das BMJ (UG 13), das BMF (UG 15, 45 und 46) und das BMVIT (UG 41) wiesen zum 

Teil erheblich geringere Rückstellungen für Prozesskosten aus als die offenen Pro­

zesskosten laut Finanzprokuratur. Das BMLVS (UG 14) und das BMB (UG 30) wiesen 

erheblich höhere Rückstellungen für Prozesskosten aus als die offenen Prozesskos­

ten laut Finanzprokuratur. Dies war teilweise auf Rückstellungen für Disziplinarver­

fahren und dienstrechtliche Verfahren zurückzuführen, welche von der Finanzpro­

kuratur in ihren Aufstellungen nicht ausgewiesen wurden. 

Das BMI (UG 11) wies ke ine Rückstellung für Prozesskosten aus, die Finanzprokura­

tur führte in der Auskunft an den RH aber offene Prozess kosten in Höhe von 

5,20 Mio. EUR an. Damit wäre eine Rückstellung zu bilden gewesen. 

In 18 von insgesamt 33 Untergliederungen waren keine Rückstellungen für Prozess­

kosten gebildet worden . Da die Überprüfung ergab, dass in einer Untergliederung 

(UG 11) eine derartige Rückstellung zu bilden gewesen wäre, kritisierte der RH die 

unvollständige Bildung von Prozesskostenrückstellungen in dieser Untergliederung. 
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15.3 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen neuerlich19
, Infor­

mationen über die offenen Rechtsstreitigkeiten bei der Finanzprokuratur einzuho­

len und die Prozesskostenrückstellungen in der haushaltsrechtlich erforderlichen 

Höhe zu bilden . 

Der RH wies auch darauf hin, dass die Höhe der in den Stichproben nachgeprüften 

Prozesskostenrückstellungen zumindest in sieben Ressorts (BMJ, BMLVS, BMF, 

BMB, BMWFW, BMVIT, BMLUFW) Abweichungen gegenüber der Einschätzung der 

Finanzprokuratur aufwiesen. Die Höhe der vom RH überprüften Prozesskostenrück­

stellungen lag deutlich unter bzw. in zwei Fällen (BMLVS, BMB) über dem durch die 

Finanzprokuratur als zu erwartenden Aufwand ausgewiesenen Betrag. Der RH an­

erkannte, dass im Vergleich zum Vorjahr zwei Untergliederungen (UG 13 "Inneres" 

und 14 "Militärische Angelegenheiten und Sport") Rückstellungen für Prozesskos­

ten erstmalig auswiesen und dass sich bei zwei Untergliederungen (UG 42 "Land-, 

Forst- und Wasserwirtschaft" und 43 "Umwelt") die Differenz zwischen Rückstel­

lungen und Einschätzung der Finanzprokuratur von 7 Mio. EUR auf 800.000 EUR 

wesentlich verringerte. 2o Dennoch kritisierte der RH, dass zumindest in drei Unter­

gl iederungen (UG 41 "Verkehr, Innovation und Technologie", UG 42 "Land-, Forst­

und Wasserwirtschaft" und 43 "Umwelt") die Höhe der Rückstellungen auf Grund­

lage der Daten der Finanzpokuratur nicht nachvollziehbar war. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die Höhe der aus­

gewiesenen Prozesskostenrückstellungen zu analysieren und deren Höhe gegebe­

nenfalls auf die konkret zu erwartenden Kosten anzupassen . Jedenfalls wäre sicher­

zu stellen, dass die Höhe der Rückstellungen auf Grundlage der Daten der 

Finanzprokuratur nachvollziehbar ist. 

Laut Stellungnahme des BMF könne es die Darstellung des RH, wonach die Bedeu­

tung der Kategorisierung der Finanzprokuratur mit "kann derzeit nicht eingeschätzt 

werden" ein Rückstellungserfordernis begründe, nicht nachvollziehen. In diesen 

Fällen wäre die Einschätzung durch die zuständige Fachabteilung ausschlaggebend. 

Das BMF sei seiner Verpflichtung zur Bildung von Prozesskostenrückstellungen 

nachgekommen, indem 48 % der laut Finanzprokuratur als nicht einschätzbar kate­

gorisierten Rechtsfälle in die Rückstellung aufgenommen worden seien. 

Das BMB führte in seiner Stellungnahme aus, dass einschlägige Informationen bzw. 

Bewertungen, welche die vom RH empfohlene Analyse und Anpassung der Rück-

19 vg l. BRA 2015, Textte il Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bun­

des für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 14 

20 vgl. BRA 2015 Textteil Band 3, Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bun­

des für das Jahr 2015 gemäß § 9 RHG 1948, TZ 14 
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15.4 

stellungen für Prozesskosten ermöglicht hätten, von der Finanzprokuratur nicht zur 

Verfügung gestellt worden seien. 

Das BMWFW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass für den Bereich der UG 33 

"Wirtschaft (Forschung)" keine Notwendigkeit zur Bildung einer Prozesskostenrück­

stellung bestanden habe, in der UG 40 "Wirtschaft" könnten die durch den RH aus­

gewiesenen erforderlichen Rückstellungsbeträge nicht nachvollzogen werden . 

Nach Auffassung des Ressorts sei eine Rückstellung für Prozesskosten nur zu bilden, 

wenn der Eintritt einer Zahlungsverpflichtung mit über 50 % Wahrscheinlichkeit 

anzunehmen sei . 

Das BMVIT führte zu den Prozesskostenrückstellungen aus, dass diese, wie bereits in 

den Vorjahren, in der von der Finanzprokuratur übermittelten Aufstellung falsch 

ausgewiesen seien. Nach wie vor seien die Dekontaminierungskosten nuklearer Alt­

lasten am Standort " Nuclear Engineering GmbH" als offene Prozess kosten erfasst, 

obwohl es sich um keinen Rechtsstreit handle. Ferner sei dieser Aufwand zum Bar­

wert rückzustellen, was durch das BMVIT auch unter der Position "Sonstige langfris­

tige Rückstellungen" erfolgt sei . Das BMVIT verwies auf die Stellungnahme zur Prü­

fung der Abschlussrechnungen gemäß § 9 RHG 1948 für das Finanzjahr 2015. 

Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass im Zuge des Mängelbehebungs­

verfahrens Prozesskostenrückstellungen in der UG 42 "Land-, Forst- und Wasserwirt­

schaft" in Höhe von insgesamt 1,06 Mio. EUR gebildet worden seien, zumal die ent­

sprechende Information der Finanzprokuratur erst am 16. Februar 2017 eingelangt sei. 

Ferner seien in den durch den RH ausgewiesenen Beträgen auch Prozesskosten ausge­

gliederter Rechtsträger enthalten, welche in den Bilanzen der jeweiligen Rechtsträger 

erfasst seien. 

Der RH entgegnete dem BMF und dem BMWFW, dass bei der Beurteilung der Not­

wendigkeit zur Bildung von Rückstellungen grundsätzlich das Vorsichtsprinzip anzu­

wenden ist. Dementsprechend sind zukünftige Zahlungsverpflichtungen dergestalt 

zu berücksichtigen, dass die gebildete Rückstellung die zukünftige Finanzlage der 

bilanzierenden Einheit möglichst getreu darstellt. Der RH ging deshalb davon aus, 

dass bei der Rückstellungsbildung die von der Finanzprokuratur als mit ungewis­

sem Ausgang eingeschätzten Rechtsstreitigkeiten - diesem Prinzip Rechnung tra­

gend - bei der Bildung der Prozesskostenrückstellung einzubeziehen wären . 

Der RH anerkannte die vom BMVIT gebildete Rückstellung für die Dekontaminie­

rungskosten nuklearer Altlasten am Standort "Nuclear Engineering GmbH". In die­

sem Zusammenhang hielt es der RH für erforderlich, dass das BMVIT und die 

Finanzprokuratur eine gemeinsame Beurteilung des Sachverhalts finden . 
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Der RH entgegnete dem BMLFUW, dass der durch die Finanzprokuratur übermittel­

ten Aufstellung nicht zu entnehmen war, dass die offenen Prozesskosten auch aus­

gegliederte Rechtsträger betrafen . Das BMLFUW teilte die Höhe der allenfalls be­

troffenen Beträge nicht mit. 

Ergebnisrechnung 

Verwendung von Rechnungsabgrenzungen bzw. Rückstellungen tür ausstehende 

Eingangsrechnungen 

16.1 (1 ) Gemäß § 20 BHG 2013 sind Ert räge und Aufwendungen in der Ergebnisrech­

nung periodengerecht abzugrenzen . Der Aufwand wi rd als Werteinsatz beschrie­

ben, der vom konkreten Zeitpunkt der Auszah lung unabhängig ist. Ein Ertrag ist ein 

Wertzuwachs, unabhängig vom konkreten Zeitpunkt der Einzahlung. Den Verrech­

nungsgrundsätzen gemäß BHG 2013 entsprechend sind somit Aufwendungen bzw. 

Erträge jeweils den Finanzjahren zuzuordnen, in denen die Lieferung bzw. die Leis­

tung stattfand. § 40 BHV 2013 beschreibt die zeitliche Abgrenzung von im vorange­

gangenen Finanzjahr entstandenen Aufwendungen und Erträgen. Das Haushalts­

verrechnungssystem bietet drei Möglichkeiten, Aufwendungen der korrekten, dem 

Lieferungs- bzw. Leistungszeitraum entsprechenden Periode zuzuordnen. Versen­

dete ein Lieferant seine Rechnung im Finanzjahr 2016, wies auf der Rechnung je­

doch als Lieferungs- bzw. Leistungszeitraum das Finanzjahr 2015 aus, mussten die 

Bundesministerien und Obersten Organe diese Aufwendung periodengerecht dem 

Finanzjahr 2015 zuordnen. Hierfür standen folgende Mögl ichkeiten zur Verfügung: 

- durch eine zeitnahe Vorerfassung der eingelangten Rechnungen (b is zum 

15. Jänner des nachfolgenden Finanzjahres konnten Aufwendungen und Erträge 

in der Ergebnisrechnung in das vorhergehende Finanzjahr gebucht werden); 

- durch die Bildu ng einer Rechnungsabgrenzung mitte ls abgrenzungsfähiger Mit­

te lbindung (d.h. Aufwendungen wurden in der Ergebnisrech nung erfasst und als 

Gegenposition ei ne Rechnungsabgrenzung gebildet ); 

- durch die Bi ldung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (d .h. 

Aufwendungen wurden in der Ergebnisrechnung erfasst und als Gegenposition 

eine Rückstellung gebildet) . 

Im Finanzjahr 2016 wurden im Bund in drei von insgesamt 33 Untergliederungen 

Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen in Höhe von 1,00 Mio. EUR 

erfasst.21 

21 vgl. BRA 2016, Textteil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 5 
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16.2 

(2) In vielen Untergliederungen erfolgte die zeitliche Zuordnung zur Ergebnisrech­

nung nicht durchgängig korrekt. In diesen Fällen erfassten die Bundesministerien 

und Obersten Organe Aufwendungen bzw. Erträge in der Ergebnisrechnung erst bei 

Einlangen der Rechnung, unabhängig vom tatsächlichen Lieferungs- bzw. Leis­

tungszeitpunkt. Versendete ein Lieferant seine Rechnung im Finanzjahr 2016, wies 

aber auf der Rechnung als Lieferungs- bzw. Leistungszeitraum das Finanzjahr 2015 

aus, erfassten die Bundesmin isterien bzw. Obersten Organe diese Aufwendung 

vielfach nicht periodengerecht für das Finanzjahr 2015, sondern erst im Finanz­

jahr 2016. Dies führte zu einer fehlerhaften Darstellung der Ergebnisrechnung des 

Finanzjahres 2016. 

(3) Neben der nicht korrekten Zuordnung zur Ergebnisrechnung des vergangenen 

Finanzjahres 2015 kam es in einem der Obersten Organe sowie in einem Bundes­

ministerium 22 zu einer nicht korrekten Abgrenzung von Aufwendungen bzw. Erträ­

gen zum Finanzjahr 2017. Versendete ein Lieferant seine Rechnung im Finanz­

jahr 2016, wies auf der Rechnung jedoch als Lieferungs- bzw. Leistungszeitraum 

das Finanzjahr 2017 aus, führten ein Oberstes Organ sowie ein Bundesministerium 

für diese Aufwendungen keine Abgrenzung und damit eine Verschiebung des Auf­

wands in das Finanzjahr 2016 durch . Damit war keine periodengerechte Zuordnung 

der Aufwendungen für das Finanzjahr 2016 gegeben . 

(1) Der RH kritisierte, dass in der Ergebnisrechnung des Finanzjahres 2016 zahlrei­

che Belege in Zusammenhang mit Aufwendungen, die das Finanzjahr 2015 betra­

fen, erfasst wurden . 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die Möglichkeit 

der Erfassung einer Rechnungsabgrenzung oder der Dotierung einer Rückstellung 

für ausstehende Eingangsrechnungen in Anspruch zu nehmen. Als Rechnungsab­

grenzung bzw. als Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen im entspre­

chenden Finanzjahr können Aufwendungen periodengerecht - auch ohne Eingang 

einer Rechnung - in der Ergebnisrechnung ausgewiesen werden . 

(2) Der RH kritisierte, dass im Finanzjahr 2016 Aufwendungen betreffend das Fi­

nanzjahr 2017 in der Ergebnisrechnung des Finanzjahres 2016 erfasst wurden, ob­

wohl diese Lieferungen bzw. Leistungen das Finanzjahr 2017 betrafen. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die Mögl ichkeit 

der Erfassung der Rechnungsabgrenzungen zu verwenden . Mit der Erfassung einer 

Rechnungsabgrenzung können Aufwendungen mit späterem Liefer- bzw. Leis­

tungsdatum in künftige Perioden verschoben werden . 

" Verwaltungsgerichtshof, BM B 
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16.3 

16.4 

Das BMASK führte in seiner Stellungnahme aus, dass in Fällen von Zahlungen für 

Sozialversicherungsbeiträge von Leistungsbezieherinnen und -beziehern nach Aus­

kunft des RH wegen der besonderen Eigenart keine Periodenabgrenzung zu veran­

lassen sei. In anderen Fällen würden die zeitlichen Abgrenzungen im Rahmen der 

Abgrenzungsmöglichkeiten vorgenommen werden. 

Der RH entgegnete dem BMASK, dass grundsätzlich sämtliche Aufwendungen und 

Erträge mit den zur Verfügung stehenden Abgrenzungsmöglichkeiten dem entspre­

chenden Finanzjahr periodenrein zuzuordnen sind, um eine getreue finanzielle 

Darstellung der Ergebnisrechnung zu ermöglichen. Der RH betonte, dass trotz be­

sonderer Eigenarten im Ressort die periodengerechte Darstellung von Aufwendun­

gen und Erträgen nicht beschränkt werden darf, und verblieb daher bei seiner Emp­

fehlung. 

Verspätete Erfassung von Belegen im Haushaltsverrechnungssyst em 

17.1 

17.2 

Gemäß § 89 BHG 2013 i.V.m. § 37 BHV 2013 waren alle Geschäftsfälle der Zeitfolge 

nach und in sachlicher Ordnung zu verrechnen; diese Verrechnung hatte unverzüg­

lich zu erfolgen. 

Viele Bundesministerien und Oberste Organe führten die Vorerfassung der Belege 

im Haushaltsverrechnungssystem verspätet durch . Zwischen Eingangsdatum des 

Belegs und der tatsächlichen Erfassung in der Haushaltsverrechnung vergingen teil ­

weise mehrere Wochen bzw. Monate. 

Die Bundesministerien und Obersten Organe erhielten oftmals in zeitlicher Nähe 

zum Jahresabschlussstichtag 31. Dezember 2015 Eingangsrechnungen mit Liefer­

bzw. Leistungszeitraum 2015. Durch die verspätete Vorerfassung im System und 

damit verspätete Übermittlung an die Buchhaltungsagentur konnten die Aufwen­

dungen nicht mehr den korrekten Finanzjahren zugeordnet werden, wodurch in 

diesen Fällen ein verzerrtes Bild der Ergebnisrechnung 2016 entstand . 

Der RH kritisierte, dass viele Bundesministerien und Obersten Organe entgegen 

den haushaltsrechtlichen Bestimmungen gemäß § 89 Abs. 4 BHG 2013 i.v.m. 

§ 37 BHV 2013 die Verrechnungen nicht unverzüglich vornahmen . 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen sicherzustellen, 

dass die Vorerfassung unverzüglich erfolgt und eine ehestmögliche Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur stattfindet, damit die Abschlussrechnungen ein möglichst 

getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Bundes darstellen . 
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Periodengerechte Abgrenzungen 

18.1 (1) Gemäß § 40 BHV 2013 waren Aufwendungen und Erträge, die dem vorangegan­

genen Finanzjahr aufgrund ei ner Rechnung oder aufgrund verlässl icher Verrech­

nungsunterlagen zugeordnet werden konnten, in der Ergebnisrechnung zu Lasten 

des vorangegangenen Finanzjahres zu verrechnen . Der RH überprüfte zur Beurtei­

lung der periodengerechten Abgrenzung im Ergebnishaushalt Belege der Monate 

Jänner und Februar des Finanzjahres 2017. 

(2) Der RH überprüfte dabei stichprobenweise Belege dieser beiden Monate in 

sämtlichen Untergliederungen . Verstärktes Augenmerk legte er auf die Konten­

gruppen 727 und 728 Werkle istungen (durch Dritte) und 729 Sonstiger Aufwand . 

Diese Kontengruppen enthielten den Großte il der Leistungsabrechnungen und Jah­

resabrechnungen sowie diverse (Kosten-)Ersätze, u.a. für Honorarnoten von Sach­

verständigen und Dolmetscherinnen bzw. Dolmetschern. 

Weiters überprüfte die Buchhaltungsagentur in Abstimmung mit dem RH aufgrund 

der Ergebnisse der Prüfung der Abschlussrechnungen des Jahres 2015 sämtl iche 

Belege al ler Bundesmin isterien und Obersten Organe, die im Februar 2017 über­

mittelt wurden, hins icht lich der korrekten zeitl ichen Zuordnung zu den Finanzjah­

ren 2016 bzw. 2017. 

Die folgende Tabelle beinhaltet jene Aufwendungen, bei denen der RH feststellte, 

dass sie nicht periodengerecht in der Haushaltsverrechnung erfasst waren . 
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18.2 

Tabelle 5: Nicht periodengerechte Zuordnung von Aufwendungen 

Quellen : BHAG; RH 

Die Mängelbehebungen der UG 11 " Inneres" betrafen vor allem die zeitliche Ab­

grenzung von Aufwendungen in Zusammenhang mit der Betreuung und Grundver­

sorgung von Asylwerberinnen und -werbern (574,85 Mio. EUR). Bei der UG 16 

"Öffentliche Abgaben" wurden die EU-Ab- Überweisungen betreffend das Finanz­

jahr 2016 mittels Mängelbehebung in den Ergebnishaushalt des Finanzjahres 2016 

verschoben . In der UG 41 "Verkehr, Innovation und Technologie" bestand der Be­

t rag der Mängelbehebungen vor allem aus einer Umgliederung zwischen Auf­

wandspositionen 23 in Höhe von 678,20 M io. EUR. 

Der RH kritisierte, dass Aufwendungen in Höhe von 1,547 Mrd . EUR nicht gemäß 

§ 40 BHV 2013 zeitgerecht korrekt in der Haushaltsverrechnung erfasst und da­

durch im falschen Finanzjahr ausgewiesen waren . Damit wäre der Ausweis in den 

Absch lussrechnungen in wesentl ichem Umfang verfälscht gewesen. 

Der RH ließ von den jeweils zuständ igen Bundesministerien und Obersten Organen 

die vorgefundenen Mängel gemäß § 9 RHG 1948 i.v.m. § 36 RLV 2013 berichtigen, 

sodass diese Mängel in den Abschlussrechnungen 2016 nicht mehr enthalten sind. 

23 nicht erge bniswi rksa m 
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18.3 

18.4 

Das BMI stellte in seiner Stellungnahme klar, dass es aus eigenem Mängelbehe­

bungsa uft räge eingebracht und aktiv an der Behebung von unrichtigen Periodenzu­

ordnungen mitgewirkt hätte. 

Das BMF t eilte in sei ner Stellungnahme mit , dass es sich bei dem in der UG 16 

"Öffentliche Abgaben" dargestellten Bet rag um zwei Einzelbuchungen handle, die 

mit Rechnungsabgrenzungen zu den EU- Ab- Überweisungen in Zusammenhang 

stünden . Einem zusätzlichen Aufwand in Höhe von 180,22 M io. EUR stehe ein M in­

deraufwa nd von 62,06 Mio. EUR gegenüber, wod urch sich eine period ische Ver­

schiebung in Höhe von 118,06 M io. EUR ergebe. 

Das BMWFW nahm in sei ner Stellungnahme Bezug auf das Schreiben des BMF zu 

den Jahresabschlu ssa rbeiten 2016, wonach der Zurechnungszeitraum von Verbind­

lichkeiten für die Ergebnisrechnung am 20. Jä nner 2017 geendet habe. Geschäfts­

fälle, die nach diesem Stichtag zu verrechnen waren, seien entsprechend einem 

Rundschreiben des BM F auf den Sachkonten 7229.000 (Anm. RH : Aufwendungen 

aus Vorpe rioden) bzw. 8289.000 (Anm. RH : Erträge aus Vo rperioden) zu verbuchen 

gewesen. Grundsätz lich würde das Ressort großes Augenmerk auf eine perioden­

gerechte Abgrenzung legen. 

Der RH ergänzte gegenüber dem BM I, dass eine periodengerechte Zuordnung des 

Aufwands nicht erst über Mängelbehebungen, sondern schon davor über Abgren­

zungsbuchungen bzw. mit der Bildung von Rückste llungen für ausstehende Ein­

gangsrechnungen zu erreichen wäre. 

Der RH stellte gegenüber dem BMWFW kl ar, dass die Zuordnung von bereits be­

kannten Geschäftsfällen (z .B. Bestellungen bereit s getätigt, Leistungen bereits 

empfangen) über die Erfass ung eines Obligos und, darauf aufbauend, die Bildung 

einer Rückste ll ung für ausstehende Eingangsrechnungen zu erfolgen hatte. Die 

vom Resso rt referenzierten Ko nten (7229.000 Aufwe ndungen aus Vorperioden 

bzw. 8289.000 Erträge aus Vorperioden) waren led iglich für die periodengerechte 

Zuordnung unerwarteter Aufwendungen bzw. Erträge vorgesehen. 

Feststellungen zum System der Verbuchung 

Kontenzuordnung 

19.1 (1) Die sachliche Zuordnung und somit die kontengerechte Verrechnung gemäß der 

Kontenplanverordnung 2013 (KPV 2013) des Bundes erfolgte nicht in allen Unter­

gliederungen korrekt. Konten , die in der KPV 2013 eindeutig definiert waren, wie 

z.B. 6300.000 (Briefpost) oder 6320.000 (Te lefonie), wurden nicht bzw. nicht kor­

rekt verwendet. 
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19.2 

19.3 

(2) Einige Bundesministerien und Obersten Organe24 erfassten Te lefongebühren 

nicht auf dem vorgesehenen Konto 6320.000 Telefonie, sondern unter Briefpost 

oder Miete/Pacht. Weiters führten einige Bundesministerien Aufrechnungen durch 

bzw. erfassten Aufwendungen als Ertragskürzungen . Dies verstieß gegen die in 

§ 37 BHV 2013 vorgesehene Bruttodarstellung, wonach die Verrechnung vollstän­

dig, ungekürzt und ohne gegenseitige Aufrechnung oder Sa ldierung zu erfolgen 

hatte. 

(3) Obwohl die Buchhaltungsagentur gemäß § 124 BHV 2013 dazu verpflichtet war, 

die buchungsrelevanten Daten vor deren Verbuchung zu prüfen und die haushalts­

leitenden Organe auf allfällige fehlerhafte Buchungsanweisungen hinzuweisen, war 

bei der Verbuchung die Kontenzuordnung in einigen Fällen nicht korrekt. 

(4) Das BMF hatte ke ine " Richtlinien zur Anwendung der Kontenplanverordnung" 

für die KPV 2013 erlassen, weshalb die alten Richtlinien aus dem Jahr 1990 immer 

noch Anwendung fanden. Das BMF arbeitete zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 

an der Umsetzung einer neuen Richtlinie. 

Der RH bemängelte die den haushaltsrechtlichen Bestimmungen nicht entspre­

chenden Kontierungen be i ein igen Bundesmin isterien und Obersten Organen. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die jeweils vorge­

sehenen Konten zu bebuchen. Weiters empfahl er dem BMF, die " Richt linien zur 

Anwendung der Kontenplanverordnung" an den jeweiligen Stand anzupassen und 

zu veröffentlichen. Darüber hinaus empfahl er der Buchhaltungsagentur, ihrer Ver­

pflichtung gemäß § 124 BHV 2013 nachzukommen, die buchungsrelevanten Daten 

vor deren Verbuchung zu prüfen und die haushaltsleitenden Organe auf allfällige 

fehlerhafte Buchungsanweisungen hinzuweisen . 

Das BMF teilte in seiner Stellungnahme mit, dass ein Kontierungsleitfaden in Ausar­

beitung sei. Dieser werde unter Einbindung des RH erstellt und solle den haushalts­

führenden Stellen online zur Ve rfügung gestellt und laufend aktua lisiert werden. 

Das BMASK nahm die Kritik des RH hinsichtlich nicht kontengerechter Verrechnung 

in seiner Stellungnahme zur Kenntnis. Bezüglich der in diesem Zusammenhang 

ebenfalls beanstandeten Aufrechnung von Aufwendungen seien bereits Maßnah­

men gesetzt worden, um Aufrechnungen künftig zu vermeiden. 

Die Buchhaltungsagentur stellte in ihrer Stellungnahme fest, dass von den 32 durch 

den RH kritisierten Kontierungsmängeln 13 Anordnungen einer vereinfachten Prü­

fung gemäß § 124 Abs. 8 BHV 2013 unterlegen wären. Deren Kontierung sei im 

24 Die betroffenen Untergliederungen finden sich in der Tabelle 1 der TZ 2. 
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19.4 

Vollzug nicht zu prüfen, weshalb die diesbezüglichen Kontierungsmängel dem 

haushaltsleitenden Organ zuzurechnen wären . Die vom RH festgestellten und der 

Buchhaltungsagentur zuzurechnenden Kontierungsmängel bei 19 Anordnungen 

entsprächen 1 % der überprüften Stichproben . In fünf Fällen habe die Buchhal­

tungsagentur bei den haushaltsleitenden Organen urgiert und eine korrekte Kon­

tierung eingefordert. 

Der RH ergänzte gegenüber dem BMF, dass der erste Teil des Kontierungsleitfadens 

dem RH Ende März 2017 zur Ste llungnahme zugeleitet wurde. Eine über die Mög­

lichkeit zur Stellungnahme hinausgehende Einbindung des RH bei der Ausarbeitung 

desselbigen ist nicht gegeben. 

Der RH begrüßte die Bereitschaft des BMASK zur Setzung von Maßnahmen, um Auf­

rechnungen hinkünftig zu vermeiden . 

Der RH stellte gegenüber der Buchhaltungsagentur klar, dass alle Kontierungsmän­

gel auch den haushaltsleitenden Organen zuzurechnen waren . Dessen ungeachtet 

kam die Buchhaltungsagentur in 19 Fällen der ihr gemäß § 124 BHV 2013 übertra­

genen Verpflichtung zur Kontrolle im Gebarungsvollzug nicht ordnungsgemäß nach. 

Verrechnung von Obligos 

20.1 Als Obligo sind gemäß § 90 BHG 2013 Geschäftsfälle zu verrechnen, bei denen Mit­

telverwendungen bzw. Mittelaufbringungen vorgemerkt oder reserviert werden . 

Für Gebarungsfälle, die Geldleistungsverpflichtungen zu Gunsten oder zu Lasten 

des Bundes begründen oder in Aussicht stellen, sind gemäß § 65 BHV 2013 Obligos 

in Form von Berechtigungen bzw. Verpflichtungen zu verrechnen . 

Die vollständige Erfassung der Obligos ist für die Haushaltssteuerung im Hinblick 

auf die Planbarkeit und den Vollzug sowie auf eine verbesserte Budgetdisziplin er­

forderlich . 

Im Finanzjahr 2016 wurden in 21 Untergliederungen Obligos lückenhaft verrech­

net: Von insgesamt 1.868 Stichproben fehlte bei 432 Belegen (bzw. bei 23,1 %) die 

Obligoverrechnung durch das zuständige haushaltsleitende Organ. Insbesondere 

das BKA, das BMB, das BMF, das BMJ sowie das BMLVS erfassten Obligos nicht voll­

ständig. 

Der RH stellte fest, dass das BMF, aufgrund der Prüfung der Abschlussrechnun­

gen 2015 gemäß § 9 RHG 1948 (TZ 39, TZ 48, TZ 49, TZ 51), ab September 2016 für 

die Untergliederungen 23 "Pensionen - Beamtinnen und Beamte", 44 "Finanzaus­

gleich", 45 "Bundesvermögen" und 46 " Finanzmarktstabilität" die Obligoverrech­

nung durchführte. 
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20.2 

20.3 

20.4 

Belegarten 

21.1 

Der RH kritisierte, wie schon in den Vorjahren, dass entgegen den haushaltsrecht­

lichen Bestimmungen Obligos für bereits begründete oder in Aussicht gestellte Be­

rechtigungen und Verpflichtungen nur lückenhaft erfasst wurden. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, insbesondere 

dem BKA, dem BMB, dem BMJ und dem BMLVS, Obligos im Haushaltsverrech­

nungssystem stets zu verrechnen . 

Das BMASK merkte in seiner Stellungnahme an, dass in der geprüften Stichprobe 

Fälle enthalten seien, welche über das Material-Management-Modul im Haus­

haltsverrechnungssystem abgewickelt worden seien, wobei bei der Bestellung be­

reits automatisiert die Mittelvormerkung angelegt wurde. Weiters seien in einigen 

Fällen Obligos verbucht worden, diese jedoch nicht bei der Anordnung angespro­

chen worden. 

Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es aufgrund von Verzögerun­

gen bei der Genehmigung von Mittelverwendungsüberschreitungen oft nicht mög­

lich sei, rechtzeitig eine Beauftragung und Erfassung der Obligos durchzuführen . 

Bezüglich der Obligoverrechnung hielt der RH gegenüber dem BMASK fest, dass die 

Nichtauflösung des Obligos bei Auszahlungen ebenfalls einen Mangel in der Ver­

rechnung darstellte. 

Der RH entgegnete dem BMLFUW, dass eine Verzögerung bei der Genehmigung 

von Mittelverwendungsüberschreitungen keinen Grund für die nicht zeitgerechte 

Erfassung von Obligos darstellen kann. Darüber hinaus stellte der RH klar, dass im 

BMLFUW Obligobuchungen zum Teil gänzlich unterlassen wurden. 

(1) Die Belegart diente der Identifizierung gleichartiger Gebarungsfälle. Bei der Ver­

wendung der Belegart " KD" (Kreditor Dauerverpflichtung) löste das Haushaltsver­

rechnungssystem automatisch eine Obligoverrechnung aus und buchte für das ak­

t uelle Finanzjahr ein Obligo ein. Erstreckte sich die Daueranordnung über mehrere 

Finanzjahre, musste in den Folgejahren das Obligo dieser Daueranordnung hän­

disch nachgebucht werden. 

Im Haushaltsverrechnungssystem war es auch mit der Belegart " KN" (Kreditor 

Rechnung netto) möglich, Daueranordnungen anzulegen. Wurde schon vor Erfas­

sung des Belegs ein Obligo auf der Finanzposition verrechnet, war die Belegart 

"KN" (Kreditor Rechnung netto) zu wählen, um nicht noch eine weitere Obligover­

rechnung zu veranlassen. 
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21.2 

(2) Nach § 31 Abs. 5 BHV 2013 war für abrechnungspflichtige Gebarungsfälle zu­

nächst die Verrechnung ei ner Forderung oder Verb indlichkeit in der entsprechen­

den Betragshöhe anzuordnen . Diese Geschäftsfä ll e waren nach § 96 Abs. 7 BHG 2013 

nach ihrer Auszahlung durch die haushaltsführende Stelle grundsätzlich nach tat­

sächlich erbrachter Leistung, spätestens jedoch nach drei Jahren abzurechnen. Um 

abrechnungspflichtige Geba rungsfälle im Haushaltsverrechnungssystem korrekt 

darzustellen, gab es die Möglichkeit der Erfassung 

- mittels der Appl ikati on Fördermitte lmanagement, 

- über einen sogenannten " CO-Innenauftrag" (Ei nsatz des Haushaltsverrech­

nungsmoduls Controlling) oder 

- mitte ls Belegart KV (Kreditor abrech nungspflichtige Za hlung) . 

Im Finanzjahr 2016 stellten einige Bundesministerien abrechnungspflichtige Sach­

verhalte nicht korrekt dar und nutzten die dafür vorgesehenen Möglichkeiten nicht. 

Stattdessen wurden abrechnungspflichtige Sachverhalte mit der Belegart " KN" 

(Kreditor Rechnung netto) im Ha ushaltsverrechnungssystem erfasst/ 5 wodurch es 

nicht möglich wa r, systematisch nachzuvollziehen, ob diese Sachverhalte tatsäch­

lich abgerechnet wurden. 

(1) Der RH stellt fest, dass bei Daueranordnun gen bei den Belegarten "KN" (Kredi­

tor Rechnung netto) und " KD" (Kred ito r Dauerverpflicht ung) in den Folgejahren die 

Obligoverrechnungen händisch nachgebucht werden mussten. 

Der RH empfahl daher dem BMF, darauf hinzuwirken, dass bei allen Daueranord­

nungen die Obligoverrechnungen auch fü r die Folgejahre automatisiert erfolgen. 

(2 ) Der RH kri tis ierte, dass entgegen den haushaltsrechtlichen Bestimmungen ab­

rechnungspfl ichtige Gebarungsfälle im Haushaltsverrechnungssystem nicht korrekt 

dargestellt waren und die technisch dafür eingerichteten Mögl ichke iten nicht ge­

nutzt wurden . 

Der RH empfah l allen Bundesmin isterien und Obersten Organen, abrechnungs­

pflichtige Gebarungsfälle im Haushaltsverrechnungssystem als solche zu erfassen. 

25 Die betroffenen Untergliederungen finden sich in Tabelle 1 der TZ 2. 
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Zahlungsziel 

22.1 

22.2 

Die Bundesministerien und Obersten Organe hielten die auf den Beleggrundlagen 

angeführten Zahlungsziele in vielen Fällen nicht ein. Ebenso nutzten sie die mögli­

chen Skonti nicht immer aus.26 

Gemäß § 89 BHG 2013 i.v.m. § 37 BHV 2013 waren alle Geschäftsfälle der Zeitfolge 

nach und in sachlicher Ordnung zu verrechnen; diese Verrechnungen hatten unver­

züglich zu erfolgen. Da viele Bundesministerien und Obersten Organe die Vorerfas­

sung der Belege verspätet durchführten (vgl. TZ 17), konnte die Buchhaltungsagen­

tur die Zahlung nicht innerhalb der Zahlungsfrist durchführen bzw. mögliche Skonti 

nicht ausnutzen. 

Der RH kritis ierte, dass die Bundesministerien und Obersten Organe entgegen den 

haushaltsrechtlichen Bestimmungen die Verrechnungen nicht immer unverzüglich 

vornahmen . 

Der RH empfahl den Bundesministerien und Obersten Organen, eine Vorerfassung 

unverzüglich durchzuführen und für eine ehestmögliche Übermittlung an die Buch­

haltungsagentur zu sorgen, damit Zahlungsfristen eingehalten und mögliche Skonti 

ausgenutzt werden . 

Belege - Verrechnungsgrund 

23.1 

23.2 

Bei einigen Gebarungsfällen lagen Verrechnungsunterlagen nicht vollständig vor. 

Der Zahlungs- und Verrechnungsauftrag wurde trotzdem ausgeführt, obwohl ge­

mäß § 27 BHV 2013 jeder Anordnung die vollständige Verrechnungsunterlage 

(= Beleg) zugrunde liegen und bei Übermittlung der Anordnung an das ausführende 

Organ mitgeliefert werden musste. Eine Aufforderung der Buchhaltungsagentur an 

das anordnende Organ, die Anordnung zu vervollständigen, war in diesen Fällen 

nicht dokumentiert. Ohne das Vorliegen vollständiger Verrechnungsunterlagen wa­

ren weder eine ordnungsgemäße Prüfung im Gebarungsvollzug noch eine umfas­

sende Nachprüfung durch die Buchhaltungsagentur noch die nachträgliche Prü­

fung gemäß haushaltsrechtlichen Vorschriften durch den RH durchführbar. 

Der RH kritisierte, dass in einigen Fällen Anordnungen entgegen den haushalts­

rechtlichen Vorschriften ausgeführt und bezahlt wurden . Weiters hielt er kritisch 

fest, dass ohne vollständige Verrechnungsunterlagen weder eine ordnungsgemäße 

Prüfung im Geba rungsvollzug noch eine umfassende Nachprüfung der Buchhal­

tungsagentur noch die nachträgl iche Prüfung gemäß haushaltsrechtlichen Vor­

schriften durch den RH durchgeführt werden können. 

26 Die betroffenen Untergl iederungen finden sich in Tabelle 1 der TZ 2. 
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23.3 

23.4 

Der RH empfahl den Bundesministerien und Obersten Organen, sicherzustellen, 

dass ausnahmslos jeder Anordnung eine Verrechnungsunterlage zugrunde liegt. 

Laut Stellungnahme der Buchhaltungsagentur prüfe sie die korrekte Einbringung 

einer e-Rechnung im Zuge der Nachprüfung. Bei den nicht als nachvollziehbar be­

mängelten Belegen habe es sich um Zahlungen nach dem Verbrechensopfergesetz 

gehandelt. Die Buchhaltungsagentur werde das Sozialministeriumsservice ersu­

chen, diese Anordnungen zukünftig mit einem Berechnungsblatt zu übermitteln. 

Der RH erwiderte der Buchhaltungsagentur, dass die Nichteinbringung einer Rech­

nung als e- Rechnung zu den gemäß § 124 Abs. 8 BHV 2013 zu prüfenden Beleggrund­

lagen gehörte und somit auch in der vereinfachten Prüfung zu überprüfen wäre. 

Belege - Steuerliche Merkmale 

24.1 Gemäß § 119 Abs. 3 BHV 2013 waren bei Bestätigung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigkeit alle Belege auf ihre Unversehrtheit und Vollständigkeit zu prüfen 

(siehe dazu auch TZ 27, TZ 28). Die erläuternden Bemerkungen zum 

§ 119 Abs . 3 BHV 2013 sahen zumindest folgende Angaben vor (d iese Angaben 

entsprachen auch den Vorschriften des § 11 Abs . 1 UStG 1994): 

1. Name und Anschrift des Lieferanten und des Empfängers, 

2. Menge und handelsübliche Bezeichnung der Ware bzw. Art und Umfang der 

Leistung, 

3. Lieferdatum/Leistungsdatum oder - zeitraum, 

4. Entgelt für die Lieferung, anzuwendender Steuersatz oder Hinweis auf Steu­

erbefreiung, 

5. auf das Entgelt entfallender Steuerbetrag (separat ausgewiesen), 

6. Ausstellungsdatum der Rechnung, 

7. fortlaufende Rechnungsnummer und 

8. UID-Nummer, sofern vorhanden 27
• 

27 Das Erfordernis der Angabe der UID- Nummer des Leistungserbringers kann bei Rechnungen unter 

400,00 EUR entfallen (§ 11 Abs. 6 UStG 1994). 
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24.2 

Einige Bundesministerien akzeptierten Rechnungen bzw. Honorarnoten, welche die 

genannten Angaben gemäß § 11 Abs . 1 UStG 1994 nicht vollständig enthielten, und 

gaben diese frei. Beisp ielsweise war auf einigen Eingangsrechnungen ohne ausge­

wiesener Umsatzsteuer kein Hinweis auf Steuerbefreiung enthalten, es fehlte teil­

weise eine fortlaufende Rechnungsnummer oder es war keine UID-Nummer des 

Leistungserbringers angeführt. Nach der Prüfung durch die Buchhaltungsagentur 

gemäß § 124 Abs. 6 BHV 2013 erfolgte die Auszahlung auf das Bankkonto des Leis­

tungserbringers durch die Buchhaltungsagentur. 

Der RH kritisierte, dass einige Bundesministerien trotz Fehlens einzelner Rech­

nungsbestandteile gemäß dem UStG 1994 die von den Leistungserbringern vorge­

legten Rechnungen als sachlich und rechnerisch richtig bestätigten und zur Zahlung 

an die Buchhaltungsagentur weiterleiteten. 

Der RH empfahl den Bundesm iniste rien und Obersten Organen, die Prüfung der 

sachlichen und rechnerischen Ri chtigkeit gemäß § 119 BHV 2013 ordnungsgemäß 

durchzuführen . 

Belege - Rechnungsberichtigungen durch Leistungsempfänger 

25.1 

25.2 

Fallweise nahmen Bundesministerien bzw. Oberste Organe Änderungen auf Ein­

gangsrechnungen vor. Dies betraf etwa die angeführte Menge, das Pönale oder den 

endgültigen Rechnungsbetrag. Gemäß UStG 1994 waren bei Ergänzungen oder Be­

richtigungen von Rechnungen diese durch den Rechnungsleger neu auszustellen. 

Die Ergänzung oder Berichtigung durfte nicht auf der Originalrechnung erfolgen, 

sondern der Rechnungsleger hatte sie mittels gesondertem Dokument durchzufüh­

ren . Eine derartige Rechnungsberichtigung wirkte erst ab dem Zeitpunkt der ord­

nungsgemäßen Rechnungskorrektur. 

Bei den durch den RH überprüften Stichproben berichtigte der Rechnungsleger 

entgegen dem UStG 1994 die Originalrechnung nicht. Durch dieses Vorgehen war 

nicht gewährleistet, dass die entrichtete Umsatzsteuer dem tatsächlichen Zah­

lungsbetrag entsprach. 

Der RH kritisierte, dass in einigen Fällen eine Ergänzung oder Berichtigung von Ein­

gangsrechnungen durch die betroffenen Bundesministerien bzw. Obersten Organe 

(Leistungsempfänger) nicht den Erfordernissen des UStG 1994 entsprach. Folglich 

errechneten und erfassten die Bundesministerien bzw. Obersten Organe etwa die 

Höhe der Erwerbsteuer ausgehend von einem nicht durch den Rechnungsleger 

richtiggestellten Rechnungsbetrag. 
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25.3 

25.4 

Der RH empfahl den Bundesministerien und Obersten Organen, vom Rechnungs­

aussteller die Neuausstellung der zu berichtigenden Rechnung zu verla ngen. 

Die Buchhaltungsagentu r te ilte in ihrer Stellungnahme mit, sie werde das Prüfungs­

ergebnis zum Anla ss nehmen, die Mitarbeiteri nnen und Mitarbeiter nochmals auf 

dieses Thema zu sensi bil isieren. 

Der RH ergänzte gegenüber der Buchhaltungsagentur, dass die Überprüfung der 

Beleggrundlage auch im Rahmen der vereinfachten Prüfung gemäß § 124 Abs. 8 

BHV 2013 zu erfolgen hat. 

Belege - Einbringung von e- Rechnungen 

26.1 

26.2 

Mit der EU-Richtlinie 2010/45/EU28 zur rechtlichen Gleichstellung von elektroni­

schen Rechnungen mit Papierrechnungen, dem Abgabenänderungsgesetz 201229 

sowie dem IKT-Konsol idierungsgesetz30 (lKTKonG) wurden die rechtlichen Grund­

lagen für die Umsetzung der e-Rechnung im Bund geschaffen. Die e-Rechnungs­

verordnung des BMF31 regelte darauf aufbauend die Einbringung von e-Rechnun­

gen bei Bundesdienststellen. In dieser Verordnung waren die Verpflichtung zur 

Ausstellung und Übermittlung der e-Rechnung, die zu verwendenden Datenstruk­

turen, die Übertragungswege sowie bestimmte Inhalte der e-Rechnung festgelegt. 

Damit waren die Vertragspartner des Bundes im Waren- und Dienstleistungsver­

kehr seit 1. Jänner 2014 verpflichtet, Rechnungen an den Bund ausschließlich in 

elektronischer Form einzubringen. 32 

In einigen Ressorts wurden nicht auf elektronischem Weg eingebrachte Rechnun­

gen im Haushaltsverrechnungssystem als manuelle Kreditorenrechnung vorerfasst 

und an die Buchhaltungsagentur weitergele itet . Nach der Prüfung gemäß 

§ 124 Abs. 6 BHV 2013 erfolgte die Auszahlung auf das Bankkonto des Leistungser­

bringers durch die Buchhaltungsagentur, eine Rückfrage an die haushaltsleitenden 

Organe war nicht dokumentiert. 

Der RH stellte fest, dass einige Bundesministerien Rechnungen, die in Papierform 

und nicht als e-Rechnung eingebracht wurden, akzeptierten. Diese nicht korrekt 

eingebrachten Rechnungen wurden von den haushaltsleitenden Organen manuell 

28 Richtlinie 2010/45/EU des Rates vom 13. Ju li 2010 zur Ände rung der Richt linie 2006/112/EG über das ge­

meinsame Mehrwertsteuersystem hinsichtlich der Rechnungsste llungsvorschriften 

29 BGBI. I Nr. 112/2012 

30 BGBI. I Nr. 35/2012 

31 Verordnung der Bundesministerin für Finanzen über die Einbringung von e-Rechnungen bei Bundesdienst­

stellen (e-Rechnungsverordnung), BGBI. 11 Nr. 505/201 2 Ld .g.F. 

32 vgl. BRA 2015, Textteil Band 3: Überprüfung des Prozesses "e- Rechnungen im Bund" gemäß § 9 RHG 1948 
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26.3 

erfasst und zur Zahlung weitergeleitet. Auch bei der Kontrolle im Gebarungsvollzug 

durch die Buchhaltungsagentur führten diese nicht korrekt eingebrachten Rech­

nungen zu keinen Beanstandungen. 

Der RH empfah l allen Bundesministe rien und Obersten Orga nen bei Rech nungen, 

die entgegen den rechtlichen Vorga ben nicht als e-Rechnung eingebracht wurden, 

von den Rechnungslegern entsprechend der e- Rechnungsverordnung eine e-Rech­

nung zu verlangen. 

Laut Stellungnahme des BMASK würden vereinzelt noch Papierrechnungen akzep­

tiert. Dies beträfe Firmen, mit denen zuverlässige Geschäftsbeziehungen bestün­

den, wenn diese ihrerseits Probleme im Zusammenhang mit der e-Rechnung des 

Bundes haben. Diese Geschäftspartner würde das Ressort hinkünftig verstärkt an­

halten, die Rechnungen elektronisch einzubringen. 

Sachliche und rechnerische Richtigkeit 

27.1 (1) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen . Die sachliche und rechnerische Richtigkeit war grundsätzlich 

schriftlich im Haushaltsverrechnungssystem nach Maßgabe des § 122 BHV 2013 zu 

bestätigen. Im Hausha ltsverrechnungssystem gab es verschiedene Möglichkeiten, 

die sachliche und rechnerische Prüfung zu dokumentieren.33 Bei vielen Gebarungs­

fällen erfasste das Bundesministerium bzw. Oberste Organ im Haushaltsverrech­

nungssystem ein "F" (für "fremd geprüft"). Dies bedeutet, dass die Überprüfung 

der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit auf der Beleggrundlage erfolgte. Bei 

einigen dieser Gebarungsfälle fehlte die Bestätigung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigkeit auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen.34 

(2) Gemäß § 113 Abs. 5 BHG 2013 i.v.m. § 120 Abs. 2 BHV 2013 konnte die Prüfung 

der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit entfallen, wenn 

- "die Gläubigerin oder der Gläubiger und der Zahlungsanspruch oder die Zah­

lungsverpflichtung dem Grunde und der Höhe nach durch verwaltungsbehörd­

liche oder gerichtliche Entscheidungen oder Verfügungen (Bescheide, Urteile, 

Beschlüsse) festgelegt ist oder 

33 Eingabemöglichkeiten im Haushaltsverrechnungssystem zur Dokumentation der sachlichen und rechneri­

schen Richtigkeit: "X" geprüft im Haushaltsverrechnungssystem; " N" nicht erforderlich; " F" fremd geprüft; 

" Eu ELAK geprüft; "W" Web geprüft 

34 Die bet roffenen Untergl iederungen finden sich in Ta belle 1 der TZ 2. 
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27.2 

27.3 

- durch Rechtsvorschriften, die sich auf Ansprüche gründen, die dem Grunde und 

der Höhe nach in Bundesgesetzen, in anderen Normen in Gesetzesrang sowie in 

Verordnungen festge legt si nd und unmittelbar auf deren Grundlage erfüllt wer­

den müssen, ohne dass es zusätzlicher Verwaltungsakte bedarf". 

Bei einigen überprüften Gebarungsfällen hatte das Bundesministerium bzw. 

Oberste Organ im Haushaltsverrechnungssystem unzulässigerweise die Prüfung 

der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit als nicht erforderlich vermerkt, ob­

wohl kein Ausnahmetatbestand im Sinne des BHG 2013 bzw. der BHV 2013 vorlag. 

Der RH stellte kritisch fest, dass bei einigen Gebarungsfällen die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit nicht korrekt bestätigt war oder fehlte . Beispielsweise fand sich 

im System der Vermerk " fremd geprüft ", die verrechnungsrelevanten Unterlagen 

enthielten jedoch keinen Prüfvermerk über die sachliche und rechnerische Richtig­

keit . Weiters kritisierte der RH, dass in einigen Fällen die Prüfung der sachlichen 

und rechne rischen Richtigkeit unterbl ieb, obwohl es sich um keinen Ausnahmefall 

des § 113 Abs . 5 BHG 2013 i.v.m. § 120 Abs . 2 BHV 2013 handelte. 

Der RH empfa hl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die Überprüfung 

der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit ordnungsgemäß durchzuführen und 

den entsprechenden Prüfvermerk im Haushaltsverrechnungssystem zu erfassen 

bzw. bei einer Fremdprüfung den Prüfvermerk auf den verrechnungsre levanten 

Unterlagen anzubringen . 

Das BMLVS führte in seiner Stellungnahme aus, dass lediglich ein Beleg betroffen 

sei. Grundsätzlich würde den Empfehlungen des RH entsprochen. Im Rahmen von 

Ausbildungen von Anweisungsreferentinnen und - referenten und von Anordnungs­

befugten werde ausd rücklich auf den Prüfvermerk eingegangen . 

Das BMASK teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Bestätigung der sachlichen 

und rechnerischen Richtigkeit bis zum Einlangen des Schreibens des BMF betref­

fend KlarsteIlung zu Bestimmungen der BHV 2013 in elektronischer Form im ELAK 

erfolgt wäre . Aufgrund der KlarsteIlung des BMF wäre die bis dahin gepflegte Vor­

gehensweise geändert worden. Bei den bemängelten Stichproben handle es sich 

überwiegend um Gebarungsfälle, welche vor dieser Umstellung gebucht worden 

seien und somit von den neuen Vorgaben des BMF abweichen würden . Das BMASK 

teilte ferner mit, dass für die zweite Jahreshälfte 2017 die Einführung der Koppelung 

von Haushaltsverrechnungssystem und ELAK im Ressort vorgesehen wäre, womit aus 

technischer Sicht dieses Problem beseitigt werden würde. Die Feststellung, dass bei 

einigen Gebarungsfällen die sachliche und rechnerische Richtigkeit als "nicht erfor­

derlich" eingestuft worden sei, obwohl es sich um keine Ausnahmetatbestände ge­

handelt hätte, wird vom Ressort zur Kenntnis genommen. Das Ressort würde diesbe-
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27.4 

28.1 

28.2 

28.3 

28.4 

züglich auf eine Sensibilisierung und weitere Bewusstseinsbildung der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter setzen. 

Der RH begrüßte das Vorhaben des BMASK, das Haushaltsverrechnungssystem und 

den ELAK zu koppeln sowie seine Bemühungen, die Empfehlungen des RH umzu­

setzen. 

Gemäß § 113 BHG 2013 und § 10 BHV 2013 waren 

- die Prüfung und Bestätigung der sachlichen und/oder rechnerischen Richtigkeit 

einerseits und 

- die Erteilung der Anordnung des haushaltsleitenden Organs andererseits 

durch dieselbe Bedienstete oder denselben Bediensteten unvereinbar, sofern der­

selbe Gebarungsfall betroffen ist. Das Haushaltsverrechnungssystem des Bundes 

ließ entgegen § 113 BHG 2013 und § 10 BHV 2013 die Prüfung und Bestätigung der 

sachlichen und rechnerischen Richtigkeit (Erfasser) und die Erteilung der Anord­

nung (Freigeber) im selben Gebarungsfall durch die idente Bedienstete oder den 

identen Bediensteten zu. 

Der RH stellte kritisch fest, dass das Haushaltsverrechnungssystem im Hinblick auf 

die Unvereinbarkeit den Anforderungen des BHG 2013 und der BHV 2013 nicht 

entsprach, da die Prüfung und Bestätigung der sachlichen und/oder rechnerischen 

Richtigkeit und die Erteilung der Anordnung im selben Gebarungsfall durch die 

idente Bedienstete / den identen Bediensteten möglich waren. 

Der RH empfahl dem BMF, das Haushaltsverrechnungssystem dahingehend anzu­

passen, dass die Bestimmungen des BHG 2013 und der BHV 2013 über die Unver­

einbarkeit ausnahmslos eingehalten werden . 

Laut Stellungnahme des BMF sei die ausnahmslose Einhaltung von Unvereinbarkei­

ten in der BHV 2013 festgehalten und obliege den anordnenden und ausführenden 

Organen. Aufgrund der vielfältigen Anwendungsfälle könne die Einhaltung dieser 

Bedingungen mit einer technischen Unterstützung nur zum Teil geprüft werden. 

Das BMF habe in den Anwendungen des Haushaltsverrechnungssystems die tech­

nischen Möglichkeiten bereits entsprechend ausgeschöpft bzw. berücksichtigt. 

Der RH verwies neuerlich auf die Notwendigkeit der Überwachung der Einhaltung 

der Regelungen zur Unvereinbarkeit unter Ausschöpfung sämtlicher technischer 

Möglichkeiten. 
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Eingangsvermerk 

29.1 

29.2 

Gemäß § 7 Abs. 3 BHG 2013 waren ein langende Schriftstücke, die Auswirkungen 

auf die Gebarung hatten, von der Ei ngangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

ve rsehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtl ich 

se in mussten. In einigen Fällen brachten Bundesministerien und Oberste Organe 

auf den ve rrechnungsrel evanten Unterlagen keinen Eingangsvermerk an35
. 

Der RH stell te kr itisch fest, dass einige Rechnungen, die als verrechnungsrelevante 

Unterlagen dienten, keinen Eingangsvermerk aufwiesen. 

Der RH empfahl daher allen Bundesministerien und Obersten Organen, einlan­

gende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 entsprechenden Eingangsvermerk 

zu versehen . 

Kontenzuordnung betreffend § 24 RLV 2013 

30.1 

30.2 

30.3 

Nach § 24 RLV 2013 waren bestim mte Aufwendungen und Auszahlungen von den 

haushaltsführenden Stellen gesondert darzustellen . Dazu zählten u.a. Auszahlun­

gen bzw. Aufwendu ngen für IT-Dienst leistungen und - wartungen, für Werbeauf­

wand, Infokampagnen und Öffe ntlichkeitsarbe it , f ür Buchhaltungsaufwand, für 

Rein igung sowie für Aus-, Fort- und We iterbildung. 

Die Volksanwaltschaft erfasste im Finanzjahr 2016 ke ine Aufwendungen für IT­

Dienstle istungen und - wartungen . 

Für den RH war nicht nachvollziehbar, dass mehrere Bundesministerien und Obers­

ten Organe für einzelne, üblicherweise anfallenden Aufwandskategorien des 

§ 24 RLV 2013 keine Aufwendungen getätigt hätten . Jedenfalls waren in den An­

hangsangaben diesbezüglich keine Aufwendungen ausgewiesen. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, Aufwendungen 

gemäß § 24 RLV 2013 (z.B. IT- Dienstleistungen und -wartungen, Werbeaufwand, 

Infokampagnen und Öffentlichkeitsarbeit, Buchhaltungsaufwand, Reinigung sowie 

Aus-, Fort- und Weiterbildung) gesondert zu erfassen, um eine transparente Dar­

stellung der Aufwendungskategorien in den Anhangsangaben zu den Abschluss­

rechnungen zu ermöglichen. 

Das BMI ersuchte den RH in seiner Stellungnahme, jene Konten bekannt zu geben, 

die den im § 24 RLV 2013 angegebenen Gruppen zu Grunde lägen, sodass diese 

vom Ressort im Einvernehmen mit dem BMF gepflegt werden könnten. 

3S Die betroffenen Untergliederungen finden sich in Tabelle 1 der TZ 2. 
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30.4 

Das BMWFW führte in seiner Stellungnahme aus, dass im Zuge der Haushalts­

rechtsreform 2013 keine gesonderten Untergliederungen bei den Konten 7270 

(Anm. RH: Werkleistungen) bzw. 7232 (Anm. RH: Repräsentationsaufwand) vorge­

geben worden seien. 

Der RH entgegnete dem BMI sowie dem BMWFW, dass der gesonderte Ausweis der 

Aufwandskategorien in den Anhangsangaben unabhängig vom Vorhandensein von 

Konten gemäß Kontenplanverordnung vorgesehen war. 

Abschnitt 11 : Stichprobenprüfung 

Übersicht 

31 Der nachfolgende Abschnitt 11 : Stichprobenprüfung be inhaltet deta illierte Feststel­

lungen zu den im Abschnitt I: Allgemeine Feststellungen dargestellten Mängeln. Da 

es für die Ordnungsmäßigkeit der Verrechnung nicht erheblich ist, welches Geba­

rungsvolumen eine Untergliederung aufweist, sondern jeder Geschäftsfall für sich 

das Risiko einer fehlerhaften Verrechnung in sich birgt, unterzog der RH alle Unter­

gliederungen einer Stichprobenprüfung36
• Die Anzahl der zu überprüfenden Stich­

proben wurde anhand einer statistischen Methode ermittelt. Die konkret zu über­

prüfenden Transaktionen wurden mithilfe von IDEA (Interactive Data Extraction 

and Analysis) zufällig ausgewählt. 

Der RH überprüfte die Stichproben nach folgenden Kriterien: 

- Beleggrundlage (§ 27 BHV 2013), 

- Betrag (§ 88 BHG 2013, § 124 Abs. 6 Z 2 BHV 2013), 

- Eingangsvermerk (§ 7 Abs. 3 BHV 2013), 

- sach li che und rechnerische Richtigkeit (§ 113 BHG 2013 i.V.m. § 124 Abs . 6 Z 7 

BHV 2013), 

- zeitliche Zuordnung/Abgrenzung (§ 40 BHV 2013), 

- Verrechnung Obligo (§ 90 BHG 2013 i.v.m. § 65 und § 7 Abs. 3 BHV 2013), 

- Eilnachrichtenverfahren (§ 124 Abs. 6 Z 5 BHV 2013), 

36 Mit Ausnahme der Untergliederungen 16 "Öffentliche Abgaben", 51 " Kassenverwaltung" und 58 " Finanzie­

rungen, Währungstauschverträge". 
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- Zahlungsziel (§ 111 Abs. 5 BHG 2013 i.v.m. § 9 Abs. 3 Z 6 BHG 2013), 

- Kontenzuordnung (§ 88 BHG 2013, § 124 Abs. 6 Z 3 BHV 2013), 

- Belegart (§ 27 BHV 2013) und 

- debitorische bzw. kreditorische Angaben (§ 88 BHG 2013, § 124 Abs . 6 Z 1 

BHV 2013). 

UG 01 bis UG 05 Oberste Organe 

32.1 

32.2 

(1) In sechs überprüften Stichproben nahmen die Obersten Organe die Möglichkei­

ten zur Erfassung von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine fal ­

sche Periodenzurechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. 

Die Untergliederungen 01 "Präsidentschaftska nzlei ", UG 03 "Verfassungsgerichts­

hof", UG 04 "Verwaltungsgerichtshof" und UG 05 "Volksanwaltschaft" bildeten 

keine Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Die Erfassung von Aufwendungen i.Z.m. der Wartung einer Anlage erfolgte in 

der UG 03 "Verfassungsgerichtshof" in einem Fall nicht korrekt, da die Wartungs­

aufwendungen gemeinsam mit der Anlage aktiviert wurden . Die UG 05 "Volksan­

waltschaft " nahm in zwei Fällen keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung der Aufwendun­

gen i.Z.m. Telefonie, Briefpost etc. vor (vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte die UG 01 " Präsident­

schaftskanzlei " diese in zwei der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In einem Fall erfasste die UG 03 "Verfassungsgerichtshof" eine Eingangsrech­

nung erst beträchtliche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrech­

nungssystem; daraus resultierte die Nichte inhaltung des vorgegebenen Zahlungs­

ziels (vgl. TZ 22). 

(5) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflichtun­

gen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre Höhe zu 

prüfen. Die UG 05 "Volksanwaltschaft" erfasste die sachliche und rechnerische Rich­

tigkeit im Haushaltsverrechnungssystem bei drei überprüften Gebarungsfällen als 

" fremd geprüft", auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen nahm sie jedoch keine 

Bestätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass die Obersten Organe die Möglichkeiten zur Erfassung von 

Rechnungsabgrenzungen bei sechs überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch 

nahmen. Ebenso kritisierte der RH, dass die UG 01 "Präsidentschaftskanzlei", UG 03 
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"Verfassungsgerichtshof", UG 04 "Verwaltungsgerichtshof" und UG 05 "Volksanwalt­

schaft" keine Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

vornahmen. Der RH anerkannte, dass die UG 02 "Bundesgesetzgebung" für eine 

periodenreine Darstellung der Abschlussrechnungen Rückstellungen für ausstehende 

Eingangsrechnungen dotierte. 

Er empfahl den Obersten Organen, für ausstehende Eingangsrechnungen die Mög­

lichkeit der Erfassung von Rechnungsabgrenzungen bzw. der Dotierungen von 

Rückstellungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass die Obersten Organe in drei Fä llen Aufwendungen nicht 

auf den korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfassten. 

Er empfahl den Obersten Organen, die Kontenplanverordnung einzuha lten und die 

jeweils vorgesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Obersten Organe die Erfassung 

von Obligos in zwei Fällen nicht durchführten. 

Er empfahl daher den Obersten Organen, die Verrechnung von Obligos stets vorzu­

nehmen. 

(4) Der RH kritisierte, dass die Obersten Organe die Vorerfassung von Belegen im 

Haushaltsverrechnungssystem bei einer Stichprobe nicht unverzüglich durchführten. 

Er empfahl den Obersten Organen eine unverzügliche Vorerfassung und Übermitt­

lung an die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten 

werden . 

(5) Der RH stellte kritisch fest, dass die Volksanwaltschaft bei drei Gebarungsfällen 

die sachliche und rechnerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigte, 

jedoch keinen Prüfvermerk über die sach liche und rechnerische Richtigkeit auf den 

verrechnungsrelevanten Unterlagen anbrachte. 

Er empfahl den Obersten Organen, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und 

rechnerischen Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unt er­

lagen anzubringen . 

III-401 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 06  Band 4c (gescanntes Original) 61 von 114

www.parlament.gv.at



R -
Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

32.3 

32.4 

Der Verwaltungsgerichtshof t eilte in se iner Stellungnahme mit, dass er zukünftig 

erhöhtes Augenmerk auf die zeitliche Zuordnung legen werde. Die Bildung von 

Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen sei nicht erforderlich gewe­

sen, weil deren Betrag nicht höher als 50.000 EUR gewesen sei . 

Auch die Volksanwaltschaft hielt in ihrer Stellungnahme fest, dass die Bildung von 

Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen nicht erforderlich gewesen 

sei, weil deren Betrag 50.000 EUR nicht übersteige. Den übrigen Empfehlungen des 

RH werde hinkünftig entsprochen . 

Der RH stellte klar, dass sich die Betragsgrenze gemäß § 53 Abs. 2 BHV 2013 von 

50.000 EUR seiner Auffassung nach auf die Summe der ausständigen Eingangsrech­

nungen bezog und nicht auf den Bet rag der einzelnen Rechnung. Jede andere Inter­

pretation würde dazu führen, dass die Bestimmung des § 53 Abs. 2 BHV 2013 in der 

Praxis kaum zur Anwendung käme. Dies wäre allerdings nicht im Sinne des Verord­

nungsgebers. Diesbezüglich w ies der RH auf seine Empfehlung im BRA 2016, Text­

teil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 3 hin und empfahl dem BMF im 

Einvernehmen mit dem RH im Zuge einer allfäll igen Novellierung der BHV 2013 den 

Verordnungstext zu konkretis ieren. 

UG 06 Rechnungshof 

33 Die Prüfung der Abschlussrechnungen der UG 06 " Rechnungshof" fü r das Finanz­

jahr 2016 nahm erstma lig ein externer Wirtschaftsprüfer37 vor. 

Die Prüfung wurde im März 2016 durchgeführt . Die Ziehung der 15 Stichproben 

und die Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit erfolgte nach denselben Kriterien 

und Methoden, wie sie auch der RH in den übrigen Untergliederungen einsetzte. 

Als Ergebnis der Prüfung konnte durch den Wirtschaftsprüfer ein uneingeschränk­

ter Vermerk der Ordnungsmäßigkeit der Verrechnung in der UG 06 erteilt werden. 

UG 10 Bundeskanzleramt 

Ordnungsmäßigkeit allgemein 

34.1 (1) In zwei überprüften Stichproben nahm das BKA die Möglichkeit der Erfassung 

von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Perioden zu­

rechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte . Das BKA bildete 

keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

37 M it der Prüfung wurde die PwC Wirt schaftsprüfung GmbH, Wien, beauftragt . 
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34.2 

(2) In sechs Fällen erfasste das BKA Eingangsrechnungen erst beträchtliche Zeit 

nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte 

in einem Fall eine falsche Periodenzurechnung von Aufwendungen in der Ergebnis­

rechnung sowie in fünf Fällen die Nichteinhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels 

(vgl. TZ 17, TZ 22). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BKA diese in vier der 

überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) § 119 Abs. 3 BHV 2013 schrieb vor, dass im Rahmen der Bestätigung der sachli­

chen und rechnerischen Richtigkeit alle Belege auf ihre Unversehrtheit und Voll ­

ständigkeit zu prüfen waren. Die erläuternden Bemerkungen zum 

§ 119 Abs. 3 BHV 2013 sahen die Prüfung der Angaben nach den Vorschriften des 

§ 11 Abs. 1 UStG 1994 vor. Bei insgesamt sechs Fällen entsprachen eingelangte 

Rechnungen nicht diesen Vorgaben. In vier Fällen akzeptierte das BKA Rechnungen 

mit Umsatzsteuer, die keine UID-Nummer des Leistungserbringers aufwiesen. Drei 

eingelangte Rechnungen wiesen keine fortlaufende Rechnungsnummer auf und in 

einem Fall wurde keine Umsatzsteuer ausgewiesen, wobei der Hinweis auf die 

Steuerbefreiung unterblieb. 

Das BKA akzeptierte folglich Rechnungen, die den Erfordernissen gemäß § 11 Abs. 1 

UStG 1994 nicht entsprachen, und gab diese frei. Nach der Prüfung durch die Buch­

haltungsagentur gemäß § 124 Abs. 6 BHV 2013 erfolgte die Auszahlung auf das 

Bankkonto des Leistungserbringers durch die Buchhaltungsagentur (vgl. TZ 24). 

(5) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BKA erfasste die sachliche und rechnerische Richtigkeit im 

Haushaltsverrechnungssystem bei einem überprüften Gebarungsfall als IIfremd ge­

prüft", auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen nahm es jedoch keine Bestäti­

gung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BKA die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BKA keine Dotierung einer Rückstellung für aus­

stehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BKA, die M öglichkeit der Erfassung von Rechnungsa bgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

in Anspruch zu nehmen. 
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34.3 

35 

(2) Der RH kriti sie rte, dass das BKA die Vo rerfassung von Belegen im Haushaltsver­

rechnungssystem be i sechs Stichproben nicht unverzüglich durchführte. 

Er empfahl dem BKA eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an die 

Buchhaltungsagentur, damit zum einen die Abschlussrechnungen ein möglichst ge­

treues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Bundes darstellen, und 

zum anderen vorgegebene Zahlungsz iele eingehalten werden. 

(3) Der RH wies dara uf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BKA die Erfassung von Obligos 

in vier Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BKA, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(4) Der RH kri ti sierte, dass das BKA trotz Fehlens zentraler Rechnungsbestandteile 

gemäß UStG 1994 die von den Leistungserbri ngern vo rge legten Rechnungen al s 

sach lich und rechnerisch richtig bestätigte und zur Za hlung an die Buchhaltungs­

agentur weiterlei tete. 

Der RH empfahl dem BKA, die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 

gemäß § 119 BHV 2013 ordnungsgemäß durchzuführen . 

(5) Der RH st ellte kri ti sch fest, dass das BKA bei einem Gebarungsfa ll die sachl iche 

und rechn erische Richtigkeit im System als fre md geprüft bestätigte, jedoch keinen 

Prüfvermerk über die sachl iche und rech nerische Richtigke it auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen anbrachte. 

Er empfahl dem BKA, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubrin­

gen. 

Das BKA sagte in seiner Ste llungnahme zu, die Empfehlungen des RH in Zukunft zu 

berücksichtigen . 

Nichtamtliche Sachverständige hatten für ihre Tätigke iten in Verfahren Anspruch 

auf Gebühren. Diese Gebüh ren waren im Allgemeinen Ve rwa ltungsve rfahrensge­

setz 1991 (AVG) geregelt . § 53a Abs. 2 AVG schreibt vor, dass Gebührenbeträge, die 

nach dem Gebüh renanspruchsgesetz (GebAG) abgerechnet werden, auf volle 

10 Cent aufzurunden si nd . Das BKA hatte in drei überprüften Fällen die Gebühren­

beträge entgegen den gesetzlichen Bestimmungen abgerundet. 
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UG 11 Inneres 

36.1 

36.2 

(1) In zwei überprüften Stichproben nahm das BMI die Möglichkeit der Erfassung 

von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzu­

rechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte . Das BMI bildete 

keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMI diese in drei der 

überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(3) In vier Fällen erfasste das BMI Eingangsrechnungen erst beträchtliche Zeit nach 

Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte in 

drei Fällen die Nichteinhaltung der vorgegebenen Zahlungsziele und in einem Fall 

führte die verspätete Weiterleitung an die Buchhaltungsagentur zu einem Skonto­

verlust (vgl. TZ 22). 

(4) § 119 Abs. 3 BHV 2013 schrieb vor, dass im Rahmen der Bestätigung der sachli ­

chen und rechnerischen Richtigkeit alle Belege auf ihre Unversehrtheit und Voll­

ständigkeit zu prüfen waren . Die erläuternden Bemerkungen zum 

§ 119 Abs. 3 BHV 2013 sahen die Prüfung der Angaben nach den Vorschriften des 

§ 11 Abs . 1 UStG 1994 vor. In zwei Fällen entsprachen die eingelangten Rechnun­

gen nicht diesen Vorgaben. Eine eingelangte Rechnung wies keine fortlaufende 

Rechnungsnummer auf, bei einem weiteren Fall wurde keine Umsatzsteuer ausge­

wiesen, wobei der Hinweis auf die Steuerbefreiung unterblieb. 

Das BMI akzeptierte nach § 11 Abs. 1 UStG 1994 unvollständige Rechnungen und 

gab diese frei . Nach der Prüfung durch die Buchhaltungsagentur gemäß 

§ 124 Abs. 6 BHV 2013 erfolgte die Auszahlung auf das Bankkonto des Leistungser­

bringers durch die Buchhaltungsagentur (vgl. TZ 24). 

(5) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMI erfasste bei einem überprüften Gebarungsfall die sachli­

che und rechnerische Richtigkeit im Haushaltsverrechnungssystem als " fremd ge­

prüft" und bei einem weiteren die rechnerische Richtigkeit im Haushaltsverrech­

nungssystem als " fremd geprüft". Auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen 

nahm es jedoch in beiden Fällen keine Bestätigung der sachlichen und rechneri ­

schen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMI die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMI keine Dotierung einer Rückstellung für aus­

stehende Eingangsrechnungen vornahm . 

III-401 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 06  Band 4c (gescanntes Original) 65 von 114

www.parlament.gv.at



R -
Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung des Bundes 
für das Jahr 2016 gemäß § 9 RHG 1948 H 

36.3 

Er empfahl daher dem BMI, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

in Anspruch zu nehmen . 

(2) Der RH w ies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtl ichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpfl ichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

geste llt wurden, unverzügli ch im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch da ra uf hin, dass das BMI die Erfassung von Obligos 

in dre i Fällen nicht durchführte . 

Er empfahl dem BMI, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(3) Der RH kri tisierte, dass das BMI die Vorerfa ssung von Belegen im Haushaltsver­

rechnungssystem bei vi er Sti chproben nicht unverzüglich durchführte und es da­

durch in einem Fall zum Skontove rlust kam. 

Der RH empfahl dem BMI eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit zum einen vorgegebene Zahlungsziele eingehalten 

und zum anderen Skontoverluste vermieden werden . 

(4) Der RH kr itisierte, dass das BMI trotz Feh lens zentraler Rechnungsbestandteile 

gemäß UStG 1994 die von den Leistungserbringern vorgelegten Rechnu ngen als 

sach lich und rech nerisch richtig bestätigte und zu r Zah lung an die Buchhaltungs­

agentur weiterleitete. 

Er empfahl dem BMI, die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit ge­

mäß § 119 BHV 2013 ordnungsgemäß durchzuführen . 

(5) Der RH stellte kritisch fest, dass bei zwei Gebarungsfällen die sachliche und 

rechnerische Richtigke it im System als f remd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein 

Prüfvermerk über die sach liche und/oder rechnerische Richtigkeit auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen angebracht war. 

Er empfahl dem BMI, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubrin­

gen . 

Das BMI sagte in seiner Ste ll ungnahme zu, die Em pfehlungen des RH umzuset zen . 
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UG 12 Äußeres 

37.1 

37.2 

(1) In zwei überprüften Stichproben nahm das BMEIA die Möglichkeit der Erfassung 

von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzu­

rechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMEIA bil­

dete keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMEIA diese in zwölf 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(3) In zehn Fällen erfasste das BMEIA die Eingangsrechnung erst beträchtliche Zeit 

nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte 

eine Nichteinhaltung der vorgegebenen Zahlungsziele (vgl. TZ 22). 

(4) In zwei überprüften Gebarungsfällen wurde von den Leistungserbringern (Ver­

tragspartnern des Bundes) keine e-Rechnung gemäß e-Rechnungsverordnung ein­

gebracht (TZ 26). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMEIA die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch 

nahm. Ebenso kritisierte der RH, dass das BMEIA keine Dotierung einer Rückstel­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfahl daher dem BMEIA, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen . 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMEIA die Erfassung von Ob­

ligos in zwölf Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMEIA, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(3) Der RH kritis ierte, dass das BMEIA die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei zehn Stichproben nicht unverzüglich durchführte, woraus 

eine Überschreitung des Zahlungsziels resultierte . 

Der RH empfahl dem BMEIA eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten werden . 
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37.4 

UG 13 Justiz 

38.1 

(4) Der RH kri ti sierte, dass das BMEIA Eingangsrechnungen in Papierform akzep­

tierte, obwohl diese als e- Rechn ung eingebracht werden mussten. Eine Aufforde­

ru ng des BM EI A beim Leistungserbringer zu r Legung einer e-Rechnung war im 

Haushaltsverrechnungssystem nicht dokumentie rt . 

Der RH empfahl dem BMEIA, allen Leistungserbringern eine e-Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung abzuverlangen. 

Das BMEIA führte in seiner Stellungnahme aus, dass es trotz der verfügten Vollprüfung 

der beanstandeten Belege durch die Buchhaltungsagentur zu einer nicht periodenge­

rechten Verbuchung gekommen sei. Das Ressort würde eine weitere techn ische Unter­

stützung im Haushaltsverrechnungssystem, wie etwa die Ableitung des Rechnungsda­

tums und der Finanzposition, sehr begrü ßen. 

Die Obl igoverrechnung sei im Wi rku ngsbereich des BM EIA insbesondere an den 

Vertretungsbehörden aus verschiedenen Gründen teilweise nicht administrierbar. 

Die Einhaltung von Za hlungszielen sei aufgrund der Besonderheit der ausländi­

schen Vertretungsbehörden oft nicht möglich, darüber hinaus sei es im letzten 

Quartal des Jahres aufgrund der Implementie rung des Geschäftspartnermodells zu 

Zahlungsverzögerungen gekommen. Bezüglich der Verpfl ichtung zur Übermittlung 

von e-Rechnungen führte das BM EIA aus, dass es des Öfteren zu Problemen be i 

der Zuordnung komme, ob ein Ausnahmetatbestand (ausländischer Rechnungsle­

ger) vorl iege oder nicht. 

Der RH begrüßte den Vorschlag des BMEIA, weitere techn ische Unterstützungen in 

HV-SAP einzufüh ren. Bezüglich der Obl igoverrechnung und der Einhaltung der 

Zahlungsziele betonte der RH nochma ls die Notwendigkeit der Einhaltung der 

ha usha Itsrechtlichen Vorschriften. 

(1 ) In einem Fall nahm das BMJ die Möglichkeit der Erfassung von Rech nungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Au f­

wendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMJ bildete ke ine Rückstel­

lung für ausst ehende Ei ngangsrechnungen (vg l. TZ 16). 

(2) Das BMJ nahm in einem Fall keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpfl ichtenden Erfassung von Obligos führte das BMJ diese in 47 der 

überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 
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38.2 

(4) In drei überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMJ die Eingangsrechnungen 

erst beträchtliche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssys­

tem; daraus resultierte eine Nichteinhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. 

TZ 22). 

(5) In einem Fall wurde von dem Leistungserbringer keine e-Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung eingebracht (TZ 26). 

(6) Bei 26 überprüften Gebarungsfällen vermerkte das BMJ im Records Manage­

ment des Haushaltsverrechnungssystems die Prüfung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigkeit als IInicht erforderl ich". Dabei handelte es sich bei 23 Stichproben 

um Auszahlungsanordnungen für Übersetzungsleistungen bei Gericht. Bei drei 

Stichproben handelte es sich um Beschlüsse; diese Beschlüsse enthielten jedoch 

den Vermerk IIErsuchen um Überweisung vor Rechtskraft des Beschlusses". Dem­

entsprechend fielen diese Gebarungsfälle unter keinen Ausnahmetatbestand im 

Sinne des § 113 Abs. 5 BHG 2013 i.v.m. § 120 Abs. 2 BHV 2013 (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMJ die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei einem überprüften Gebarungsfall nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMJ keine Dotierung einer Rückstellung für aus­

stehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Der RH empfahl daher dem BMJ, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMJ in einem Fall Aufwendungen nicht auf den kor­

rekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMJ, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vor­

gesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech ­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMJ die Erfassung von Obligos 

in 47 Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMJ, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMJ die Vorerfassung von Belegen im Haushaltsver­

rechnungssystem bei drei Stichproben nicht unverzüglich durchführte, woraus eine 

Überschreitung des Zahlungsziels resultierte. 
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38.3 

38.4 

Er empfahl dem BMJ ei ne unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an die 

Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten werden. 

(5) Der RH kritis ierte, dass das BMJ Eingangsrechnungen in Papierform akzeptierte, 

obwohl diese als e- Rechnung eingebracht werden mussten . Eine Aufforderung des 

BMJ an den Leistungserbringer zur Legung einer e- Rechnung war im Haushaltsver­

rechnungssystem nicht dokumentiert. 

Der RH empfah l dem BMJ, allen Leistungserbringern eine e- Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung abzuverlangen. 

(6) Der RH stellte kritisch fest, dass das BMJ be i 26 Gebarungsfällen keine Prüfung 

der sachl ichen und rechnerischen Richtigkeit durchgeführt hatte, obwohl es sich 

um keinen Ausnahmetatbestand im Sinne des § 113 Abs. 5 BHG 2013 iVm. § 120 

Abs . 2 BHV handelte. 

Er empfahl dem BMJ, die Überprüfung der sachlichen und rechnerischen Richtig­

keit durchzuführen und den entsprechenden Prüfvermerk im Ha ushaltsverrech­

nungssystem zu erfassen . 

Zur Verbuchung von Obl igos fü hrte das BMJ in der Stellungnahme aus, dass diese 

nicht für Entschäd igungen gemäß Gebührenanspruchsgesetz und ersatzpflichtige 

Entschädigungen gemäß Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz verbucht werden könn­

ten . Würden zum Jah resbeginn Obligos für die jährlichen Sachverständigen-und 

Dolmetschgebüh ren erfasst werden, wäre aufgrund zu geringer Budgetmittel der 

Jahresverfügungsrest berei ts in den ersten Monaten des Jahres überschritten . Als 

einzig praktikables Vorgehen habe sich die Anlage von pauschalen MitteIvormer­

kungen erwiesen. 

Der RH entgegnete dem BMJ , dass eine nicht ausreichende Budgetierung und die 

daraus resultierende Überschreitung des Jahresverfügungsrestes keine taugliche 

Argumentation zur Nichtbefolgung der haushaltsrechtl ichen Vorschriften bezüglich 

der Verrechnung von Obl igos da rstellte . 

UG 14 Militärische Angelegenheiten und Sport 

39.1 (1) In einem Fall nahm das BMLVS die Mögl ichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebnisrechnung resultierte . Das BMLVS bildete keine Rückstel­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 
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39.2 

(2) Das BMLVS nahm in einem Fall keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMLVS diese in 36 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In fünf überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMLVS die Eingangsrechnun­

gen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte die Nichteinhal­

tung des vorgegebenen Zah lungsziels (vgl. TZ 22). 

(5) Gemäß § 7 Abs . 5 BHV 2013 waren Zah lungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMLVS erfasste bei einem überprüften Gebarungsfall die sach­

liche und rechnerische Richtigke it als IIfremd geprüft", auf den verrechnungsrele­

vanten Unterlagen nahm es jedoch keine Bestätigung der sachl ichen und rechneri ­

schen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMLVS die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei einem überprüften Gebarungsfall nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMLVS keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfahl daher dem BM LVS, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMLVS in einem Fall Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMLVS, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils 

vorgesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMLVS die Erfassung von Ob­

ligos in 36 Fällen nicht durchführte. 

Er empfah l dem BMLVS, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 
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39.3 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMLVS die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei fünf Stichproben nicht unverzüglich durchführte, woraus 

eine Überschreitung des Zah lungszie ls resultierte . 

Der RH empfahl dem BMLVS eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingeha lten werden . 

(5) Der RH stellte kritisch fest, dass bei einem Gebarungsfall die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein Prüf­

vermerk über die sachliche und/oder rechnerische Richtigkeit auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen angebracht war. 

Der RH empfahl dem BMLVS, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigke it den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen 

anzubringen . 

Die Stellungnahmen des BMLVS erfolgten zu den TZ 3 und TZ 27. 

UG lS Finanzverwaltung 

40.1 (1) Das BMF nahm in einem Fall keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMF diese in zwei 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(3) In vier überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMF die Eingangsrechnungen 

erst beträchtliche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssys­

tem; daraus resultierte die Nichteinha ltung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. 

TZ 22). 

(4) Gemäß § 7 Abs . 5 BHV 2013 waren Zah lungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen . Das BMF erfasste bei einem überprüften Gebarungsfall die sachli ­

che und rechnerische Richtigkeit als " fremd geprüft", auf den verrechnungsrelevan­

ten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Bestäti­

gung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(5) Gemäß § 7 Abs. 3 BHG 2013 waren einlangende Schriftstücke, die Auswirkun ­

gen auf die Gebarung hatten, von der Eingangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

versehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtlich 
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40.2 

40.3 

sein mussten. Bei einer Rechnung brachte das BMF keinen Eingangsvermerk an 

(vgl. TZ 29). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMF in einem Fall Aufwendungen nicht auf den kor­

rekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMF, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vor­

gesehenen Konten zu bebuchen . 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

geste llt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMF die Erfassung von Obl igos 

in zwei Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMF, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(3) Der RH kri tis ierte, dass das BMF die Vorerfassung von Belegen im Haushaltsver­

rechnungssystem bei vier Stichproben nicht unverzüglich durchführte, woraus eine 

Überschreitung des Zahlungsziels resultierte . 

Der RH empfahl dem BMF eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten werden . 

(4) Der RH stellte kritisch fest, dass bei einem Gebarungsfall die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein Prüf­

vermerk über die sachliche und/oder rechnerische Richtigkeit auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen angebracht wa r. 

Der RH empfahl dem BMF, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechneri ­

schen Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen 

anzubringen und diese im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen . 

(5 ) Der RH stellte kri ti sch fest, dass eine Rechnung, die als ve rrechnungsrelevante 

Grundlage diente, ke inen Eingangsvermerk aufwies. 

Er empfahl dem BMF, einlangende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 entspre­

chenden Eingangsvermerk zu versehen. 

Zur fehle rhaften Kontierung führte das BM F aus, bei dem bemängelten Beleg habe 

es sich um eine Rechnung in Höhe von insgesamt 2.899,59 EUR gehandelt, welche 

in Summe auf das Konto "Briefporto" verbucht und bei der keine Trennung von 
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40.4 

UG 20 Arbeit 

41.1 

Brief-und Paketporto vorgenommen worden sei. Der so fehlerhaft verbuchte Be­

trag habe sich auf 98,65 EUR belaufen . Eine Trennung des Belegs bei der Verbu­

chung wäre äußerst mühsam und wenig effizient gewesen. Der Schlussfolgerung, 

dass ein hohes Risiko einer fehlerhaften Verbuchung vorliege, könne nicht gefolgt 

werden . 

Der RH entgegnete dem BMF, dass es dem Charakter einer Zufallsstichprobe bei 

der Ordnungsmäßigkeitsprüfung inneliegt und sogar intendiert ist, dass auch 

Kleinstbeträge von der Überprüfung erfasst werden . Für die Beurteilung der Rich­

tigkeit des Ausweises ist demnach die betragliche Höhe des festgestellten Mangels 

unerheblich . 

(1) In zwei Fällen nahm das BMASK die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen nicht in Anspruch, wo ra us eine falsche Periodenzurechnung von 

Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte . Das BMASK bildete allgemein 

keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen in der UG 20 (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMASK nahm in einem Fall keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMASK diese in 

zwölf der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In sechs Fällen erfasste das BMASK die Eingangsrechnung erst beträchtliche Zeit 

nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte 

in fünf Fällen die Nichteinhaltung der vorgegebenen Zahlungsziele und in einem 

Fall führte die verspätete Weiterleitung an die Buchhaltungsagentur zu einem 

Skontoverlust (vgl. TZ 22). 

(5) Das BMASK führte eine manuelle Berichtigung einer Eingangsrechnung durch 

und ließ den Rechnungsbetrag nicht durch den Rechnungsleger richtigstellen . Eine 

Aufforderung der Buchhaltungsagentur an das anordnende Organ, die Anordnung 

zu vervollständigen, war nicht dokumentiert (vgl. TZ 25). 

(6) In einem Fall wurde von dem Leistungserbringer keine e- Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung eingebracht (TZ 26). 

(7) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMASK erfasste bei sieben überprüften Gebarungsfällen die 
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41.2 

sachliche und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft", auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Be­

stätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(8) In zehn überprüften Gebarungsfällen vermerkte das BMASK im Records Ma­

nagement des Haushaltsverrechnungssystems die Prüfung der sachlichen und 

rechnerischen Richtigkeit als "nicht erforderlich", obwohl es sich hiebei um keine 

Ausnahmetatbestände im Sinne des § 113 Abs . 5 BHG 2013 i.V.m. § 120 Abs. 2 

BHV 2013 handelte (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMASK die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch 

nahm. Ebenso kritisierte der RH, dass das BMASK keine Dotierung einer Rückstel­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfa hl daher dem BMASK, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMASK in einem Fall Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMASK, die Kontenplanverordnung einzuha lten und die jewei ls 

vorgesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMASK die Erfassung von 

Obligos in zwölf Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMASK, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMASK die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei sechs Stichproben nicht unverzüglich durchführte und da­

durch in einem Fall ein Skontoverlust generiert wurde. 

Er empfahl dem BMASK eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an die 

Buchha ltungsagentur, damit zum einen vorgegebene Zahlungsziele eingehalten 

und zum anderen Skontoverluste vermieden werden. 
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(5) Der RH stellte kritisch fest, dass das BMASK entgegen den Bestimmungen des 

UStG 1994 eine manuelle Berichtigung auf einer Eingangsrechnung vornahm. 

Er empfahl dem BMASK, im Fall einer Ergänzung oder Berichtigung einer Rechnung 

den Lieferanten auf eine ordnungsgemäße Rechnungsberichtigung hinzuweisen 

und eine berichtigte Rechnung zu verlangen . 

(6) Der RH kritisierte, dass das BMASK Eingangsrechnungen in Papierform akzep­

tierte, obwohl diese als e-Rechnung eingebracht werden mussten. Eine Aufforde­

rung des BMASK an den Leistungserbringer zur Legung einer e-Rechnung war im 

Haushaltsverrechnungssystem nicht dokumentiert. 

Der RH empfahl dem BMASK, allen Leistungserbringern eine e-Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung abzuverlangen . 

(7) Der RH stellte kritisch fest, dass bei sieben Gebarungsfällen die sachliche und 

rechnerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein 

Prüfvermerk über die sachliche und/oder rechnerische Richtigkeit auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen angebracht war. Weiters kritisierte der RH, dass das 

BMASK bei zehn Gebarungsfällen keine Prüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit durchgeführt hatte, obwohl es sich um keinen Ausnahmetatbestand im 

Sinne des § 113 Abs . 5 BHG 2013 i.v.m . § 120 Abs . 2 BHV 2013 handelte. 

Der RH empfahl dem BMASK, die Überprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit durchzuführen und den entsprechenden Prüfvermerk im Haushaltsver­

rechnungssystem zu erfassen bzw. bei einer Fremdprüfung den Prüfvermerk auf 

den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubringen . 

UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 

42.1 (1) Das BMASK erfasste in zwei Fällen Aufwendungen nicht korrekt als Aufwands­

position, sondern führte eine Aufrechnung der Aufwendungen durch (vgl. TZ 19). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMASK diese in sie­

ben der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(3) Bei zwei überprüften Eingangsrechnungen hielt das BMASK das auf der Beleg­

grundlage vorgegebene Zahlungsziel nicht ein. In einem Fall erfasste das BMASK 

das Zahlungsziel falsch im Haushaltsverrechnungssystem (vgl. TZ 22). 

(4) Bei drei überprüften Stichproben des BMASK lagen die Verrechnungsunterlagen 

nicht vollständig vor. Bei zwei Gebarungsfällen konnte der Auszahlungsbetrag nicht 

nachvollzogen werden, wobei dem zugrunde liegenden Schreiben lediglich ein Be-
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42.2 

leg einer Rechenmaschine hinzugefügt wurde. Bei einem weiteren Gebarungsfall 

war der Auszahlungsbetrag nur nach Studium des zugrunde liegenden Gesetzes 

nachvollziehbar. Eine Aufforderung der Buchhaltungsagentur an das anordnende 

Organ, die Anordnung zu vervollständigen, war nicht dokumentiert (vgl. TZ 23). 

(5) § 119 Abs. 3 BHV 2013 schrieb vor, dass im Rahmen der Bestätigung der sachli­

chen und rechnerischen Richtigkeit alle Belege auf ihre Unversehrtheit und Voll­

ständ igkeit zu prüfen waren. Die erläuternden Bemerkungen zum § 119 Abs. 3 

BHV 2013 sahen die Prüfung der Angaben nach den Vorschriften des § 11 Abs. 1 

UStG 1994 vor. In 24 Fä llen wurden Honorarnoten durch das Sozia lmin isteriumser­

vice für Ärztinnen und Ärzte, die Begutachtungen durchführten, ausgestellt, die 

nicht alle erforderlichen Rechnungsmerkmale gemäß § 11 Abs. 1 UStG 1994 

enthielten. Nach Prüfung durch die Buchhaltungsagentur gemäß § 124 Abs. 6 

BHV 2013 erfolgte die Auszahlung durch die Buchhaltungsagentur (vgl. TZ 24). 

(6) Gemäß § 7 Abs . 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

t ungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen . Das BMASK erfasste bei 36 überprüften Gebarungsfä llen die sach­

li che und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft", auf den verrechnungsrele­

vanten Unterlagen im Hausha ltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Bestä­

tigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMASK in zwei Fällen Aufwendungen nicht korrekt 

erfasste. 

Er empfahl dem BMASK, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils 

vorgesehenen Konten zu bebuchen . 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMASK die Erfassung von 

Obl igos in sieben Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMASK, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(3) Der RH kritis ierte, dass das BMASK die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei zwei Stichproben nicht unverzüglich durchführte und in 

einem Fall nicht korrekt im Haushaltsverrechnungssystem erfasste. 

Er empfahl dem BMASK eine unverzügliche und korrekte Vorerfassung und Über­

mittlung an die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehal­

ten werden . 
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(4) Der RH kritisierte, dass bei drei Anordnungen des BMASK die Verrechnungsun­

terlagen nicht vollständig vorlagen und die Auszahlungsbeträge nicht nachvollzo­

gen werden konnten . Er hielt kritisch fest, dass ohne vollständige Verrechnungsun­

terlagen weder eine Prüfung im Gebarungsvollzug noch eine umfassende 

Nachprüfung der Buchhaltungsagentur noch die nachträgliche Prüfung gemäß 

haushaltsrechtlichen Vorschriften durch den RH durchgeführt werden konnten . 

Der RH empfahl dem BMASK sicherzustellen, dass ausnahmslos jeder Anordnung 

eine vollständige und nachvollziehbare Verrechnungsunterlage zugrunde liegt. Bei 

nicht nachvollziehbaren Beträgen wären den Verrechnungsunterlagen Ergänzungs­

dokumente mit einer Auflistung der korrekten Beträge hinzuzufügen. 

(5) Der RH kritisierte, dass das BMASK trotz Fehlens zentraler Rechnungsbestand­

teile gemäß UStG 1994 in 24 Fällen die Rechnungen zur Zahlung an die Buchhal­

tungsagentur weiterle itete . 

Er empfahl dem BMASK, die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigke it 

gemäß § 119 BHV 2013 ordnungsgemäß durchzuführen . 

(6) Der RH stellte kritisch fest, dass bei 36 Gebarungsfällen die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein Prüf­

vermerk über die sachliche und rechnerische Richtigkeit auf den verrechnungsrele­

vanten Unterlagen angebracht war. 

Er empfahl dem BMASK, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubrin­

gen und diese im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen . 

UG 22 Pensionsversicherung 

43.1 (1) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMASK erfasste bei einem überprüften Gebarungsfall die 

sachliche und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft", auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Be­

stätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(2) In zwe i überprüften Gebarungsfä llen vermerkte das BMASK im Records Ma­

nagement des Haushaltsverrechnungssystems die Prüfung der sachlichen und 

rechnerischen Richtigkeit als " nicht erforderlich", obwohl es sich hiebei um keine 

Ausnahmetatbestände im Sinne des § 113 Abs.5 BHG 2013 i.v.m. § 120 Abs. 2 

BHV 2013 handelte (vgl. TZ 27). 
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43.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass bei einem Gebarungsfall die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein Prüf­

vermerk über die sachliche und rechnerische Richtigkeit auf den verrechnungsrele­

vanten Unterlagen angebracht war. 

(2) Weiters kritisierte der RH, dass das BMASK bei zwei Gebarungsfällen keine Prü­

fung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durchgeführt hatte, obwohl es 

sich um keinen Ausnahmetatbestand im Sinne des § 113 Abs. 5 BHG 2013 i.v.m. 

§ 120 Abs. 2 BHV 2013 handelte. 

Der RH empfahl dem BMASK, die Überprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit durchzuführen und den entsprechenden Prüfvermerk im Haushaltsver­

rechnungssystem zu erfassen bzw. bei einer Fremdprüfung den Prüfvermerk auf 

den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubringen . 

UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamte 

44.1 

44.2 

(1) In einem Fall nahm das BMF die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMF bildete keine Rückstel­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen in der UG 23 (vgl. TZ 16). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMF diese in 77 der 

überprüften Gebarungsfälle nicht durch. Der RH stellte fest, dass das BMF ab Sep­

tember 2016 für die UG 23 " Pensionen - Beamtinnen und Beamte" die Obl igover­

rechnung durchführte (vgl. TZ 20). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMF die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen be i einem überprüften Gebarungsfall nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMF keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BMF, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsa bgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechn ungen 

in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH w ies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. 
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44.3 

44.4 

Das BM F betonte in seiner Stellungnahme, dass mit der beanstandeten Buchung 

ein Betrag von 102,72 EUR ve rsehentl ich nicht dem Geschäftsjahr 2015 zugeordnet 

worden sei. Der Einsch ät zung des RH, dass damit die getreue Darstellung der finan­

ziellen Lage der UG beeinträchtigt worden sei, kön ne nicht gefolgt werden, zumal 

das Budget der UG insgesamt 9 Mrd . EUR betrage. Das BMF stellte aber in Aussicht, 

die Prozesse zu analysieren, um derartigen Fehlern entgegenzuwirken. 

Der RH entgegnete dem BMF, dass es dem Charakter einer Zufallsstichprobe bei 

der Ordnungsmäßigkei tsprüfung inneliegt und sogar intendiert ist, dass auch 

Kle instbeträge von der Überprü fung erfasst werden . Für die Beurteilung der Rich­

tigkeit des Ausweises ist die betragliche Höhe des festgestellten Mangels unerheb­

lich, da es sich um eine Ordnungsmäßigkeitsprüfung handelt. 

UG 24 Gesundheit und Frauen 

Ordnungsmäßigkeit allgemein 

45.1 (1) In vier Fällen nah m das BMGF die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebn is rechnung resultierte. Das BMGF bildete keine Rückstel ­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMGF nahm in zwei Fällen keine korrekte sach liche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenp lanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) In sieben überprüften Gebarungsfä llen erfasste das BMGF die Eingangsrechnun­

gen erst beträchtliche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrech­

nungssystem; daraus resu ltierte die Nichtein halt ung des vorgegebenen Zahlungs­

ziels (vgl. TZ 22). 

(4) Bei zwölf überprüften Stichproben des BMGF lagen die Verrechnungsunterlagen 

nicht vollständ ig vor. Das BMGF fü hrte manuelle Berichtigungen auf den Verrech­

nungsunte rlagen durch (vgl. TZ 25). 

(5) Gemäß § 7 Abs . 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen . Das BMGF erfasste bei einem überprüften Gebarungsfall die sach­

li che und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft ", auf den verrechnungsre le­

vanten Unterlagen im Ha usha ltsve rrechnungssystem nahm es jedoch keine Bestä­

tigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 
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45.2 

(6) In zwei überprüften Gebarungsfällen vermerkte das BMGF im Records Manage­

ment des Haushaltsverrechnungssystems die Prüfung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigke it als "n icht erforderlich", obwohl es sich hiebei um keine Ausnah­

metatbestände im Sinne des § 113 Abs. 5 BHG 2013 i.V.m. § 120 Abs . 2 BHV 2013 

handelte (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMGF die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei vier überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritis ierte der RH, dass das BMGF keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfahl daher dem BMGF, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMGF in zwei Fällen Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMGF, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vor­

gesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH kritisierte, dass das BMGF die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei sieben Stichproben nicht unverzüglich durchführte. 

Er empfahl dem BMGF eine unverzügliche und korrekte Vorerfassung und Über­

mittlung an die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehal­

ten werden . 

(4) Der RH kritisierte, dass bei zwölf Anordnungen des BMGF die Verrechnungsun­

terlagen nicht vollständig vorlagen und das BMGF manuelle Ergänzungen bzw. Än­

derungen vornahm (siehe dazu näher die folgende TZ 46). Er hielt kritisch fest, dass 

ohne vollständige Verrechnungsunterlagen weder eine Prüfung im Gebarungsvoll ­

zug noch eine umfassende Nachprüfung der Buchhaltungsagentur noch die nach­

trägliche Prüfung gemäß haushaltsrechtlichen Vorschriften durch den RH durchge­

führt werden konnten . 

Der RH empfahl dem BMGF sicherzustellen, dass ausnahmslos jeder Anordnung 

eine vollständ ige und nachvollziehbare Verrechnungsunterlage zugrunde liegt. Bei 

handschrift lichen Ergänzungen auf den Verrechnungsunterlagen wären Ergän­

zungsdokumente mit den korrekten Beträgen hinzuzufügen. 

(5) Der RH stellte kritisch fest, dass bei einem Gebarungsfall die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein Prüf-
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45.3 

45.4 

vermerk über die sachl iche und/oder rechnerische Richtigkeit auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen angebracht war. We iters kri tis ierte der RH, dass das 

BMGF bei zwei Gebarungsfällen keine Prüfung der sachl ichen und rechnerischen 

Richtigkeit durchgefüh rt hatte, obwohl es sich um keinen Ausnahmetatbestand im 

Sinne des § 113 Abs. 5 BHG 2013 i.v.m. § 120 Abs. 2 BHV 2013 handelte. 

Der RH empfahl dem BMGF, die Überprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit durchzuführen und den entsprechenden Prüfvermerk im Haushaltsver­

rechnungssystem zu erfassen bzw. bei einer Fremdprüfung den Prüfvermerk auf 

den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubringen . 

Das BMGF sagte in sei ner Stell ungnah me zu, die Empfehlungen des RH zukünftig zu 

berücksichtigen. Bezüglich der Gebaru ngsfälle im Zusammenhang mit dem Land 

Steiermark führte das BMGF aus, dass die Verantwort ung des Gebarungsvollzugs 

be im Land liege und nicht beim Bu ndesministerium . 

Der RH erwiderte dem BMGF, dass es sich bei den kri tis ierten Gebarungsfällen um 

direkte Auszahlungen des BMGF an Ärztinnen und Ärzte handelte. 

Spezifische Feststellungen 

46.1 

46.2 

(1) Zwölf der überprü ften Gebarungsfälle bet ra fen Sachverständigenle istungen von 

Ärzti nnen und Ärzten gemäß § 8 Unterbringungsgeset z (BGBI. 155/1990 Ld.g.F.). 

Sämtl iche Gebarungsfälle sta mmten aus der Ste iermark und w iesen mehrfache 

Mängel im Bereich der Verrechnungsgrundlagen auf (vgl. TZ 45), weil das BMGF 

manuelle Berichtigungen auf den Verrechnungsunterlagen durchführte. So er­

gänzte es die Anträge der Ärztinnen und Ärzt e handschriftlich und korrigierte Be­

träge, indem 50 EUR vom Gesamtbetrag abgezogen wurden, da dieser Betrag von 

einer anderen Behörde38 auszuzah len wa r. Der Bund hatte damit eine um 50 EUR 

geringere Auszahlung zu leisten. Der RH stellte in einem Fall fest, dass das BMGF 

dem leistungserbringenden Arzt den Gesamtbetrag und damit auch die Abgeltung, 

die vom Land Steiermark zu leisten gewesen wäre, anweisen ließ. Damit zahlte der 

Bu nd bzw. die Buchhaltungsagentu r in diesem Fall um 50 EUR zu vie l. Das BMGF 

nahm kei ne Rückforderung bzw. Aufrechnung des Betrags vor. 

Der RH kritisierte, dass in einem Fall eine zu hohe Auszahlung an einen Arzt im Zu­

sammenhang mit Sachverständigenleistungen gemäß § 8 Unterbringungsgesetz 

erfolgte und keine Rü ckforderung bzw. Aufrechnung des zu vie l bezah lten Betrags 

erfolgte. 

38 von der Bezirkshauptmannschaft bzw. bei Distriktsä rztinnen und Distriktsärzten vom Amt der Landesregierung 
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Der RH empfahl, hinkünftig stets die Abgeltung, die von der Bezirkshauptmann­

schaft bzw. bei Distriktsärztinnen und - ärzten vom Amt der Landesregieru ng zu 

leisten war, vom Auszahlungsbetrag abzuziehen. Weiters empfahl der RH dem 

BMGF sicherzustellen, dass ausnahmslos jeder Anordnung ei ne vollständige und 

nachvollziehbare Verrechnungsunterlage zugrunde liegt. 

UG 25 Familien und Jugend 

47.1 (1) In zwei Fällen nahm das BMFJ die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebnisrechnung resultie rte . Das BMFJ bildete keine Rückste l­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMFJ nahm in einem Fall keine korrekte sachliche Zuordnung der Aufwen­

dungen und somit keine kontengerechte Verrechnung gemäß KontenpIanverord­

nung vor (vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpfl ichtenden Erfassung von Obligos führte das BMFJ diese in acht 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In neun überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMFJ die Eingangsrechnun­

gen erst beträchtl iche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrech­

nungssystem; daraus resu ltierte die Nichteinha ltung des vorgegebenen Zahlungs­

ziels (vgl. TZ 22). 

(5) § 119 Abs. 3 BHV 2013 schrieb vor, dass im Rahmen der Bestätigung der sachli­

chen und rechnerischen Richtigkeit alle Belege auf ihre Unversehrtheit und Voll­

ständigkeit zu prüfen waren. Die erläuternden Bemerkungen zum 

§ 119 Abs. 3 BHV 2013 sahen die Prüfung der Angaben nach den Vorschriften des 

§ 11 Abs. 1 UStG 1994 vor. In einem Fall entsprach die eingelangte Rechnung die­

sen Kri terien nicht, da keine Umsatzsteuer ausgewiesen war und der Hinweis auf 

die Steuerbefreiung unterbl ieb. 

Das BMFJ akzeptierte demnach eine nach § 11 Abs. 1 UStG 1994 unvoll ständ ige 

Rechnung und gab diese f rei. Nach der Prüfung durch die Buchha ltungsagentur 

gemäß § 124 Abs. 6 BHV 2013 erfo lgte die Auszahlung durch die Buchhaltungs­

agentur (vgl. TZ 24). 

(6) Gemäß § 7 Abs. 3 BHG 2013 waren einlangende Schriftstücke, die Auswirkun­

gen auf die Gebarung haben, von der Eingangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

versehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtlich 
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47.2 

sein mussten. Bei acht überprüften Gebarungsfällen brachte das BMFJ keinen Ein­

gangsvermerk auf den Verrechnungsunterlagen an (vgl. TZ 29). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMFJ die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei zwe i überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMFJ keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BMFJ, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMFJ in ei nem Fall Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMFJ, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vo r­

gesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obl igos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMFJ die Erfassung von Obli­

gos in acht Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMFJ, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMFJ die Vorerfassung von Belegen im Haushaltsver­

rechnungssystem bei neun Stichproben nicht unverzüglich durchführte. 

Er empfahl dem BMFJ eine unverzügliche und korrekte Vorerfassung und Übermitt­

lung an die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingeha lten 

werden. 

(5) Der RH kritisierte, dass das BMFJ eine Rechnung trotz Fehlens zentraler Rech­

nungsbestandteile gemäß UStG 1994 als sachlich und rechnerisch richtig bestätigte 

und zur Zahlung an die Buchhaltungsagentur weiterleitete. 

Er empfahl dem BMFJ, die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 

gemäß § 119 BHV 2013 ordnungsgemäß durchzuführen. 

(6) Der RH stellte kritisch fest, dass acht Rechnungen, die als verrechnungsrele­

vante Grundlagen dienten, keinen Eingangsvermerk aufwiesen. 
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47.3 

47.4 

Er empfahl dem BMFJ, einlangende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 ent­

sprechenden Eingangsvermerk zu versehen. 

Laut Stellungnahme des BMFJ sei es davon ausgegangen, dass eine Rückstellung 

nur für jene Rechnungen zu bilden sei, deren Rechnungsbetrag 50.000 EUR über­

steige. Dies könne speziell bei den Schüler-und Lehrlingsfreifahrten erst mit Vorlie­

gen der tatsächlich erbrachten Leistungen ermittelt werden . Das BMFJ werde den 

haushaltsführenden Stellen zusätzliche Informationsblätter zur Verfügung stellen, 

um den Empfehlungen des RH zu entsprechen. 

Zur Nichteinhaltung von Zahlungszielen könne es vereinzelt kommen, wenn Unter­

lagen fehlten oder Leistungen mangelhaft ausgeführt worden seien; das BMFJ sei 

aber bestrebt, die Vorerfassung so rasch wie möglich durchzuführen. 

Bezügl ich des Fehlens zentraler Rechnungsmerkmale auf Belegen führte das BMFJ 

aus, dass auf der bemängelten Rechnung, deren Betrag 400 EUR nicht überstieg, 

der Steuersatz mit 0 % angegeben gewesen sei und die durch den RH bemängelte 

Anführung des Steuerbefreiungstatbestandes in § 11 Abs . 6 UStG 1994 nicht expli­

zit als erforderlich angeführt sei. 

Der RH begrüßte die Bemühungen des BMFJ, seine Empfehlungen umzusetzen und 

stellte klar, dass sich die Betragsgrenze gemäß § 53 Abs. 2 BHV 2013 von 50.000 EUR 

seiner Auffassung nach auf die Summe der ausständigen Eingangsrechnungen be­

zog und nicht auf den Betrag der einzelnen Rechnung. Jede andere Interpretation 

würde dazu führen, dass die Bestimmung des § 53 Abs. 2 BHV 2013 in der Praxis 

kaum zur Anwendung käme. Dies wäre allerdings nicht im Sinne des Verordnungs­

gebers. Diesbezüglich wies der RH auf seine Empfehlung im BRA 2016, Textteil 

Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 3 hin und empfahl dem BMF im Ein­

vernehmen mit dem RH im Zuge einer allfälligen Novellierung der BHV 2013 den 

Verordnungstext zu konkretisieren. 

Bezüglich der Rechnungsbestandteile gemäß UStG 1994 hielt der RH fest, dass die 

Bestimmung des § 11 Abs. 6 (Z. 4) UStG 1994 auf die Angabe gemäß § 11 Abs. 1 Z. 

3 lit. e UStG 1994 referenziert, die vorsieht, dass bei Steuerbefreiungen die Art der 

Befreiung ebenfalls anzuführen ist. Ohne diese Angabe bei einem Rechnungsbetrag 

unter 400 EUR (Kleinbetragsrechnung gemäß § 11 Abs . 6 UStG 1994) wäre eine 

Prüfung der sachlichen Rechtfertigung der Steuerbefreiung unmöglich, weshalb 

auch die Bestätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit im Gebarungs­

vollzug nicht erfo lgen könnte. 
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UG 30 Bildung 

48.1 

48.2 

(1) In zwei Fällen nahm das BMB die Mögl ichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebnisrechnung resultierte . Das BMB bildete keine Rückste l­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMB nahm in vier Fällen keine korrekte sachliche Zuordnung der Aufwen­

dungen und somit keine kontengerechte Verrechnung gemäß KontenpIanverord­

nung vor (vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMB diese in 37 der 

überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In drei Fällen erfasste das BMB die Eingangsrechnungen erst beträchtliche Zeit 

nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte 

in zwei Fällen die Nichteinhaltung der vorgegebenen Zahlungsziele und in einem 

Fall führte die verspätete Weiterleitung an die Buchhaltungsagentur zu einem 

Skontoverlust (vgl. TZ 22). 

(5) In zwei Fällen wurde von Leistungserbringern keine e-Rechnung gemäß e-Rech­

nungsverordnung eingebracht (TZ 26). 

(6) Gemäß § 7 Abs. 3 BHG 2013 waren einlangende Schriftstücke, die Auswirkun­

gen auf die Gebarung hatten, von der Eingangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

versehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtlich 

sein mussten. Be i einer Rechnung brachte das BMB keinen Eingangsvermerk an 

(vgl. TZ 29). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMB die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMB keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfahl daher dem BMB, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritis ierte, dass das BMB in vier Fällen Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMB, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vor­

gesehenen Konten zu bebuchen. 
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(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMB die Erfassung von Obligos 

in 37 Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMB, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMB die Vorerfassung von Belegen im Haushaltsver­

rechnungssystem bei drei Stichproben nicht unverzüglich durchführte und es da­

durch in einem Fall zum Skontoverlust kam. 

Er empfahl dem BMB eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an die 

Buchhaltungsagentur, damit zum einen vorgegebene Zahlungsziele eingehalten 

und zum anderen Skontoverluste vermieden werden. 

(5) Der RH kritisierte, dass das BM BEingangsrechnungen in Papierform akzeptierte, 

obwoh l diese als e-Rechnung eingebracht werden mussten . Eine Aufforderung des 

BMB an die Leistungserbringer zur Legung einer e- Rechnung war im Haushaltsver­

rechnungssystem nicht dokumentiert. 

Der RH empfahl dem BMB, allen Leistungserbringern eine e- Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung abzuverlangen . 

(6) Der RH stellte kri tisch fest, dass eine Rechnung, die als verrechnungsrelevante 

Grundlage diente, keinen Eingangsvermerk aufwies. 

Er empfahl dem BMB, einlangende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 ent­

sprechenden Eingangsvermerk zu versehen . 

UG 31 Wissenschaft und Forschung 

49.1 (1) In vie r Fä llen nahm das BMWFW die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von 

Aufwendungen in der Ergebn isrechnung resu ltierte . Das BMWFW bildete keine 

Rückste ll ung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obl igos führte das BMWFW diese in 19 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(3) In drei überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMWFW die Eingangsrech­

nungen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; da raus resultierte die Nicht­

einhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. TZ 22). 
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49.2 (1) Der RH kriti sierte, dass das BMWFW die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei vier überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kriti sie rte der RH, dass das BMWFW keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Ei ngangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BMWFW, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den ha ushaltsrechtl ichen Bestimmungen 

für Berechtigu ngen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurd en, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMWFW die Erfassung von 

Obl igos in 19 Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMWFW, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(3 ) Der RH kriti sierte, dass das BMWFW die Vorerfassung von Belegen im Haus­

haltsverrechnungssystem bei drei Stichproben nicht unverzüglich durchführte, wo­

ra us eine Überschreitung des Zahlungsziels resul tierte. 

Er empfahl dem BMWFW eine unverzügl iche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten werden. 

UG 32 Kunst und Kult ur 

50.1 (1) In zwei Fä llen nahm das BKA die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, wo ra us eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebn is rechnung resultierte. Das BKA bildete keine Rückstel ­

lung für ausstehende Einga ngsrechnungen in der UG 32 (vgl. TZ 16). 

(2) Das BKA nahm in acht Fä llen keine korrekte sachliche Zuordnung der Aufwen­

dungen und somi t keine kontengerechte Verrechnung gemäß KontenpIanverord­

nung vor (vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obl igos führte das BKA diese in 35 der 

überprüften Gebarungsfä lle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsa nsprü che und Zahlungsverpfl ich­

tungen von der zuständigen haushaltsfü hrenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BKA erfasste be i zwei überprüften Gebarungsfällen die sachli­

che und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft", auf den ve rrechnungsrelevan-
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50.2 

ten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Bestäti­

gung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BKA die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BKA keine Dotierung einer Rückstellung für aus­

stehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BKA, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgren ­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

In Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BKA in acht Fällen Aufwendungen nicht auf den kor­

rekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BKA, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vorge­

sehenen Konten zu bebuchen. 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BKA die Erfassung von Obligos 

in 35 Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BKA, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(4) Der RH stellte kritisch fest, dass bei zwei Gebarungsfällen die sachliche und 

rechnerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein 

Prüfvermerk über die sachliche und rechnerische Richtigkeit auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen angebracht war. 

Er empfahl dem BKA, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzu brin ­

gen und diese im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen . 
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UG 33 Wirtschaft (Forschung) 

51.1 

51.2 

51.3 

51.4 

(1) In einem Fall nahm das BMWFW weder die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen noch die Möglichkeit der Bildung einer Rückstellung für aus­

stehende Eingangsrechnungen in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurech­

nung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMWFW bildete 

darüber hinaus auch keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. 

TZ 16). 

(2) In zwei überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMWFW die Eingangsrech­

nungen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte die Nicht­

einhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. TZ 22). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMWFW in einem überprüften Gebarungsfall weder 

die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgrenzungen noch die Möglichkeit 

der Bildung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen in Anspruch 

nahm. 

Er empfahl daher dem BMWFW, die Möglichkeit der Erfassung von Rech nungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMWFW die Vorerfassung von Belegen im Haus­

haltsverrechnungssystem bei zwei Stichproben nicht unverzüglich durchführte, wo­

raus eine Überschreitung des Zahlungsziels resultierte. 

Er empfahl dem BMWFW eine unverzügliche Vorerfassung und Übermitt lung an 

die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele ei ngehalten werden . 

Das BMWFW führte in seiner Stellungnahme aus, dass entsprechend dem Schrei­

ben des BMF zu den Jahresabschlussarbeiten 2016 der Zurechnungszeitraum von 

Verbindlichkeiten für die Ergebnisrechnung am 20. Jänner 2017 geendet habe und 

damit ein zeitgerechtes Einlangen der Eingangsrechnung zur periodengerechten 

Erfassung erforderlich gewesen sei. Die Bildung einer Rückstellung für ausstehende 

Eingangsrechnungen sei nicht erforderl ich gewesen, zumal keine Rechnungen von 

mehr als 50.000 EUR ausständig gewesen seien. 

Das vorgesehene Zahlungsziel sei bei lediglich zwei der überprüften Stichproben 

überschritten worden, Rechnungen würden aber grundsätzlich den haushaltsrecht­

lichen Vorschriften entsprechend unverzüglich im ELAK und in HV-SAP erfasst. 

Nach Ansicht des RH war der bis 20. Jänner 2017 vorgesehene Zurechnungszeit­

raum entsprechend den Erfahrungswerten ausreichend, um eine periodengerechte 
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Zuordnung für alle im Finanzjahr 2016 eingegangenen Verpflichtungen bzw. ent­

standenen Aufwendungen zu ermöglichen . Der RH stellte zudem klar, dass die Zu­

ordnung aller bereits bekannten Geschäftsfälle (z.B. Bestellungen bereits getätigt, 

Leistungen bereits empfangen) über die Erfassung eines Obligos und, darauf auf­

bauend, die Bildung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen erfol­

gen konnte . 

Ferner stellte der RH klar, dass sich die Betragsgrenze gemäß § 53 Abs. 2 BHV 2013 

von 50.000 EUR seiner Auffassung nach auf die Summe der ausständigen Eingangs­

rechnungen bezog und nicht auf den Betrag der einzelnen Rechnung. Jede andere 

Interpretation würde dazu führen, dass die Bestimmung des § 53 Abs . 2 BHV 2013 

in der Praxis kaum zur Anwendung käme. Dies wäre allerdings nicht im Sinne des 

Verordnungsgebers. Diesbezüglich wies der RH auf seine Empfehlung im BRA 2016, 

Textteil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 3 hin und empfahl dem BMF 

im Einvernehmen mit dem RH im Zuge einer allfälligen Novellierung der BHV 2013 

den Verordnungstext zu konkretisieren . 

UG 34 Verkehr, Innovation und Technologie (Forschung) 

52.1 

52.2 

(1) In drei Fällen nahm das BMVIT die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von Auf­

wendungen in der Ergebnisrechnung resultierte (vgl. TZ 16). 

(2) In sechs überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMVIT die Eingangsrechnun­

gen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte die Nichteinhal­

tung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. TZ 22). 

(3) Das BMVIT erfasste abrechnungspflichtige Gebarungsfälle weder mittels Förder­

mittelmanagement, noch mittels CO-Innenauftrag oder der Belegart "KV", welche 

abrechnungspfl ichtige Sachverhalte kennzeichnete . Es verbuchte derartige Sach­

verhalte im Haushaltsverrechnungssystem mit der Belegart "KN" (Kreditor Rech­

nung netto) (vgl. TZ 21). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMVIT die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei drei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Der RH anerkannte, dass das BMVIT für eine perioden reine Darstellung der Ab­

sch lussrechnungen Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen dotierte. 

Er empfahl dem BMVIT, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgrenzun­

gen in Anspruch zu nehmen. 
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(2) Der RH kritisierte, dass das BMVIT die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei sechs Stichproben nicht unverzüglich durchführte, woraus 

eine Überschreitung des Zahlungsziels resultierte. 

Er empfahl dem BMVIT eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an die 

Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten werden. 

(3) Der RH kritis ierte, dass entgegen den haushaltsrechtli chen Bestimmungen ab­

rechnungspflichtige Gebarungsfälle im Haushaltsverrechnungssystem nicht korrekt 

dargestellt waren und die technisch dafür eingerichteten Möglichkeiten nicht ge­

nutzt wurden . 

Der RH empfahl dem BMVIT, abrechnungspflichtige Gebarungsfälle im Haushalts­

verrechnungssystem als solche zu erfassen. 

UG 40 Wirtschaft 

53.1 (1) In drei Fällen nahm das BMWFW die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzurechnung von 

Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte . Das BMWFW bildete keine 

Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMWFW nahm in zwei Fällen keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMWFW diese in 14 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In drei überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMWFW die Eingangsrech­

nungen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte in einem 

Fall die Nichteinhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels und in zwei Fällen führte 

die verspätete Weiterleitung an die Buchhaltungsagentur zu einem Skontoverlust 

(vgl. TZ 22). 

(5) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständ igen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMWFW erfasste bei fünf überprüften Gebarungsfällen die 

sachliche und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft", auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Be­

stätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 
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53.2 (1) Der RH kritisierte, dass das BMWFW die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei drei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMWFW keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BMWFW, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMWFW in zwei Fällen Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMWFW, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils 

vorgesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMWFW die Erfassung von 

Obligos in 14 Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMWFW, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMWFW die Vorerfassung von Belegen im Haus­

haltsverrechnungssystem bei drei Stichproben nicht unverzüglich durchführte und 

es dadurch in zwei Fällen zum Skontoverlust kam. 

Er empfahl dem BMWFW eine unverzügliche Vorerfassung der Belege und deren 

Ubermittlung an die Buchhaltungsagentur, damit zum einen vorgegebene Zah­

lungsziele eingehalten und zum anderen Skontoverluste vermieden werden . 

(5) Der RH stellte kritisch fest, dass bei fünf Gebarungsfällen die sachliche und rech­

nerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein Prüf­

vermerk über die sachliche und rechnerische Richtigkeit auf den verrechnungsrele­

vanten Unterlagen angebracht war. 

Er empfahl dem BMWFW, be i einer Fremdprüfung der sachlichen und rechneri ­

schen Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen 

anzubringen und diese im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen . 
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53.3 

53.4 

Das BMWFW führte in sei ner Stellungnahme unter Verwe is auf die Ausführungen 

zu TZ 51 aus, dass der Zu rech nungszeit raum von Verbind li chkeiten für die Ergebnis­

rechnung des abgelaufenen Finanzjahres am 20. Jänner 2017 endet und damit ein 

ze itgerechtes Einlangen der Eingangsrechnung zur periodengerechten Erfassung 

erforderlich sei. Die Bildung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnun­

gen sei nicht erforderl ich gewesen, zumal nach Abstimmung mit der Buchhaltungs­

agentur keine Rechnungen von mehr al s 50.000 EUR ausständig gewesen seien . 

Das Ressort werde aber hinkünftig besonderes Augenmerk auf die periodenge­

rechte Zuordnung legen . 

Zur fehlerhaften Kontie rung erwarte das BMWFW das in Auss icht gestellte neue 

Kontierungshandbuch des BMF, um zukünftig eine genauere Kontenzuordnung vor­

nehmen zu können . 

Die verpflichtende Obl igoverrechnung sei durch das Ressort mehrfach intern kom­

muniziert worden, darüber hinaus würde für Beschaffungen über das Material­

Management-Modul die Obligoverbuchung automatisiert erfolgen. Weiters ver­

wies das Ressort auf die Bestimmung des § 7 Abs . 4 BHV 2013, wonach bei Beglei ­

chung der Rechnung innerhalb von 14 Tagen ab Auftragserteilung kein Obligo zu 

verbuchen sei. 

Die unterbliebene Dokumentation der Prüfung der sachl ichen und rechnerischen 

Richtigkeit habe sich nur auf Fä lle des " Meisterbonus" bezogen. Dort sei eine Prü­

fung zwar erfolgt, eine gesonderte Dokumentation aber unterblieben . Im Records 

Management von HV- SAP sei richtigerwe ise der Vermerk " fremd geprüft" gesetzt 

worden. Die Aktion " Meisterbonus" sei überdies mittlerweile ausgelaufen . 

Nach Ansicht des RH war der bi s 20. Jänner 2017 vorgesehene Zeitraum entspre­

chend den Erfahrungswerten ausreichend, um eine periodengerechte Zuordnung 

für alle im Finanzjahr 2016 eingegangenen Verpflichtungen bzw. entstandenen Auf­

wendungen zu ermöglichen . Der RH stellte klar, dass die Zuordnung aller bereits 

bekannten Geschäftsfälle (z.B. Bestellungen bereits getätigt, Le istungen bere its 

empfangen) über die Erfassung eines Obligos und darauf aufbauend die Bildung 

einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen zu erfolgen hatte. Der RH 

stellte weiters klar, dass sich die Betragsgrenze gemäß § 53 Abs. 2 BHV 2013 von 

50.000 EUR seiner Auffassung nach auf die Summe der ausständigen Eingangsrech­

nungen bezog und nicht auf den Betrag der einzelnen Rechnung. Jede andere Inter­

pretation würde dazu führen, dass die Bestimmung des § 53 Abs. 2 BHV 2013 in der 

Praxis kaum zur Anwendung käme. Dies wäre allerdings nicht im Sinne des Verord­

nungsgebers. Diesbezüglich wies der RH auf seine Empfehlung im BRA 2016, Text­

teil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 3 hin und empfahl dem BMF im 
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Einvernehmen mit dem RH im Zuge einer allfälligen Novellierung der BHV 2013 den 

Verordnungstext zu konkretisieren . 

Zur referenzierten Bestimmung des § 7 Abs. 4 BHV 2013 stellte der RH klar, dass diese 

auch eine Wertgrenze von 400 EUR vorsah. 

Im Übrigen begrüßte der RH, dass das Ressort in Hinkunft Augenmerk auf die perioden­

gerechte Zuordnung legen wird. 

UG 41 Verkehr, Innovation und Technologie 

54.1 

54.2 

(1) In vier überprüften Stichproben nahm das BMVIT die Möglichkeit der Erfassung 

von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzu­

rechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMVIT bildete 

keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen in der UG 41 (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMVIT nahm in zwei Fällen keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMVIT diese in vier 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In sieben überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMVIT die Eingangsrech­

nungen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte die Nicht­

einhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. TZ 22). 

(5) In zwei überprüften Gebarungsfällen wurde von den Leistungserbringern keine 

e- Rechnung gemäß e-Rechnungsverordnung eingebracht (TZ 26). 

(6) Gemäß § 7 Abs. 3 BHG 2013 waren einlangende Schriftstücke, die Auswirkun­

gen auf die Gebarung hatten, von der Eingangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

versehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtlich 

sein mussten. Bei einer Rechnung fehlte der Eingangsvermerk (vgl. TZ 29). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMVIT die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei vier überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMVIT keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BMVIT, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 
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(2) Der RH kritisierte, dass das BMVIT in zwei Fällen Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMVIT, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils vor­

gesehenen Konten zu bebuchen . 

(3) Der RH w ies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtli chen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Ve rpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

geste llt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kr itisch darauf hin, dass das BMVIT die Erfassung von Ob­

ligos in vier Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMVIT, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen. 

(4) Der RH kri tis ierte, dass das BMVIT die Vorerfassung von Belegen im Haushalts­

verrechnungssystem bei sieben Stichproben nicht unverz üglich durchführte, wor­

aus eine Überschre itung des Zah lungszie ls resultierte . 

Er empfahl dem BMVIT eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an die 

Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingehalten werden. 

(5) Der RH kri ti sierte, dass das BMVIT Eingangsrechnungen in Pa pierform akzep­

ti erte, obwoh l diese als e- Rechnung eingebracht werden mussten. Ei ne Aufforde­

rung des BMVIT an den Leistungserbringer zur Legu ng einer e-Rechnung war im 

Haushaltsverrechnungssystem nicht dokumentiert . 

Er empfahl dem BMVIT, allen Leistungserbringern eine e-Rechnung gemäß e-Rech­

nungsverordnung abzuverlangen . 

(6) Der RH stellte kritisch fest, dass eine Rechnung, die als verrechnungsrelevante 

Grund lage diente, keinen Eingangsvermerk aufw ies. 

Er empfahl dem BMVIT, einlangende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 ent­

sprechenden Eingangsvermerk zu versehen . 

UG 42 land-, Forst- und Wasserwirtschaft 

55.1 (1) In drei überprüften Stichproben nahm das BMLFUW die Mögl ichkeit der Erfas­

sung von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine fal sche Perioden­

zurechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMLFUW 

bildete ke ine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 
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55.2 

(2) Das BMLFUW nahm in einem Fall keine korrekte sachliche Zuordnung und somit 

keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes vor 

(vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMLFUW diese in 19 

der überprüften Gebarungsfälle nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In sieben überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMLFUW die Eingangsrech­

nungen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem. Daraus resultierte in sechs 

Fällen die Nichteinhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels . Zusätzlich führte die 

verspätete Weiterleitung an die Buchhaltungsagentur in drei Fällen zu einem Skon­

toverlust (vgl. TZ 22). 

(5) In einem überprüften Gebarungsfall wurde von dem Leistungserbringer keine 

e-Rechnung gemäß e-Rechnungsverordnung eingebracht (vgl. TZ 26). 

(6) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMLFUW erfasste bei zwei überprüften Gebarungsfällen die 

sachliche und rechnerische Richtigkeit als "fremd geprüft", auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Be­

stätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(7) Gemäß § 7 Abs. 3 BHG 2013 waren einlangende Schriftstücke, die Auswirkun­

gen auf die Gebarung hatten, von der Eingangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

versehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtlich 

sein mussten. Bei zwei Rechnungen brachte das BMLFUW keinen Eingangsvermerk 

an (vgl. TZ 29). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMLFUW die Möglichkeit der Erfassung von Rech ­

nungsabgrenzungen bei drei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMLFUW keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm. 

Er empfahl daher dem BMLFUW, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMLFUW in einem Fall Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMLFUW, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils 

vorgesehenen Konten zu bebuchen . 
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55.3 

(3) Der RH wies da rauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpfl ichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . Der RH w ies kri tisch darauf hin, dass das BMLFUW die Erfassung von 

Obligos in 19 Fällen nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMLFUW, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(4) Der RH kriti sierte, dass das BMLFUW die Vorerfassung von Belegen im Haus­

haltsverrechnungssystem be i si eben Stichproben nicht unverzüglich durchführte 

und es dadurch in drei Fä llen zum Skontoverlust kam . 

Er empfahl dem BMLFUW eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit zum einen vorgegebene Zahlungsziele eingehalten 

und zum anderen Skontoverluste vermieden werden . 

(5) Der RH kritisierte, dass das BMLFUW bei einem Geschäftsfall die Eingangsrech­

nung in Papierform akzeptierte, obwohl diese als e-Rechnung eingebracht werden 

musste. Eine Auffo rderung des BMLFUW an den Leistungserbringer zur Legung ei­

ner e-Rechnung war im Haushaltsverrechnungssystem nicht dokumentiert. 

Er empfahl dem BMLFUW, allen Leistungserbringern eine e-Rechnung gemäß 

e-Rechnungsverordnung abzuverlangen. 

(6) Der RH stellte kritisch fest, dass bei zwei Gebarungsfällen die sachliche und 

rechnerische Richtigkeit im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein 

Prüfvermerk über die sachliche und rechnerische Richtigkeit auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen angebracht war. 

Er empfahl dem BMLFUW, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen 

anzubringen und diese im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen . 

(7) Der RH stellte kritisch fest, dass zwei Rechnungen, die als verrechnungsrele­

vante Grundlagen dienten, keinen Eingangsvermerk aufwiesen. 

Er empfahl dem BMLFUW, einlangende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 

entsprechenden Eingangsvermerk zu versehen . 

Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass eine Rückstellung für ausste­

hende Eingangsrechnungen nicht gebildet worden sei, weil der entsprechende Be­

richt in HV- SAP keine Beträge über 50.000 EUR ausgewiesen habe. 
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55.4 

UG 43 Umwelt 

56.1 

Der RH stellte gegenüber dem BMLFUW klar, dass die Verlässlichkeit der HV-SAP 

Berichte wesentlich von der Qualität der Verbuchung in der jeweiligen UG abhän­

gig war. Da im Wirkungsbereich des BMLFUW Obligos teilweise nicht erfasst wur­

den, konnten die Auswertungsergebnisse des zitierten Berichts aus Sicht des RH 

nicht als Grundlage für die Unterlassung einer Rückstellungsbildung herangezogen 

werden. Der RH stellte klar, dass sich die Betragsgrenze gemäß § 53 Abs. 2 BHV 2013 

von 50.000 EUR seiner Auffassung nach auf die Summe der ausständigen Eingangs­

rechnungen bezog und nicht auf den Betrag der einzelnen Rechnung. Jede andere 

Interpretation würde dazu führen, dass die Bestimmung des § 53 Abs. 2 BHV 2013 

in der Praxis kaum zur Anwendung käme. Dies wäre allerdings nicht im Sinne des 

Verordnungsgebers. Diesbezüglich wies der RH auf seine Empfehlung im BRA 2016, 

Textteil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 3 hin und empfahl dem BMF 

im Einvernehmen mit dem RH im Zuge einer allfälligen Novellierung der BHV 2013 

den Verordnungstext zu konkretisieren . 

(1) In zwei überprüften Stichproben nahm das BMLFUW die Möglichkeit der Erfas­

sung von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Perioden­

zurechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMLFUW 

bildete keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 16). 

(2) Das BMLFUW nahm in zwei Fällen keine korrekte sachliche Zuordnung und so­

mit keine kontengerechte Verrechnung gemäß Kontenplanverordnung des Bundes 

vor. In einem Fall erfasste es Aufwendungen nicht korrekt als Aufwandsposition, 

sondern als Verminderung des Ertrags (vgl. TZ 19). 

(3) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMLFUW diese in 

einem überprüften Gebarungsfall nicht durch (vgl. TZ 20). 

(4) In sechs überprüften Gebarungsfällen erfasste das BMLFUW die Eingangsrech­

nungen verspätet im Haushaltsverrechnungssystem; daraus resultierte die Nicht­

einhaltung des vorgegebenen Zahlungsziels (vgl. TZ 22). 

(5) Bei acht überprüften Stichproben des BMLFUW lagen die Verrechnungsunterla­

gen nicht vollständig vor. Das BMLFUW führte manuelle Berichtigungen auf den 

Eingangsrechnungen durch. Eine Aufforderung der Buchhaltungsagentur an das 

anordnende Organ, die Anordnung zu vervollständigen, war nicht dokumentiert 

(vgl. TZ 23, TZ 25). 
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56.2 

(6) Gemäß § 7 Abs . 3 BHG 2013 waren einlangende Schriftstücke, die Auswirkun­

gen auf die Gebarung hatten, von der Eingangsstelle mit einem Eingangsvermerk zu 

versehen, aus dem zumindest die Stelle und das Datum des Einlangens ersichtlich 

sein mussten . Bei einer Rechnung brachte das BMLFUW keinen Eingangsvermerk 

an (vgl. TZ 29). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMLFUW die Möglichkeit der Erfassung von Rech­

nungsabgrenzungen bei zwei überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch 

nahm. Ebenso kritisierte der RH , dass das BMLFUW keine Dotierung einer Rückstel­

lung für ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfah l daher dem BMLFUW, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsab­

grenzungen und Dotierungen von Rückst ellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen in Anspruch zu nehmen . 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMLFUW in drei Fällen Aufwendungen nicht auf den 

korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung erfasste. 

Er empfahl dem BMLFUW, die Kontenplanverordnung einzuhalten und die jeweils 

vorgesehenen Konten zu bebuchen. 

(3) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren. Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMLFUW die Erfassung von 

Obligos in einem Fall nicht durchführte. 

Er empfahl dem BMLFUW, die Verrechnung von Obligos stets vorzunehmen . 

(4) Der RH kritisierte, dass das BMLFUW die Vorerfassung von Belegen im Haus­

haltsverrechnungssystem bei sechs Stichproben nicht unverzüglich durchführte, 

woraus eine Überschreitung des Zahlungsziels resultierte. 

Er empfahl dem BMLFUW eine unverzügliche Vorerfassung und Übermittlung an 

die Buchhaltungsagentur, damit vorgegebene Zahlungsziele eingeha lten werden. 

(5) Der RH stellte kritisch fest, dass das BMLFUW entgegen den Bestimmungen des 

UStG 1994 manuelle Berichtigungen auf acht Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfahl dem BMLFUW, im Fall einer Ergänzung oder Berichtigung einer Rech­

nung den Lieferanten auf eine ordnungsgemäße Rechnungsberichtigung hinzuwei­

sen und eine berichtigte Rechnung zu verlangen . 
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56.3 

56.4 

(6) Der RH stellte kritisch fest, dass eine Rechnung, die als verrechnungsrelevante 

Grundlage diente, keinen Eingangsvermerk aufwies. 

Er empfahl dem BMLFUW, einlangende Schriftstücke mit einem dem BHG 2013 

entsprechenden Eingangsvermerk zu versehen. 

Das BMLFUW teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es sich bei den kritisierten 

Stichproben teilweise um die Schlussraten von langfristigen Verträgen gehandelt 

habe, weshalb eine Abgrenzung weder buchungstechnisch korrekt noch machbar 

gewesen sei. Die Notwendigkeit von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrech­

nungen ergebe sich in der Regel nicht. Zur mangelhaften Verrechnung des Obligos 

wurde mitgeteilt, dass dieses verbucht, jedoch nicht in den Auszahlungsbeleg über­

nommen worden sei. 

Zur Überschreitung der Zahlungsziele komme es unter anderem bei geistigen Werk­

leistungen durch die erforderlichen inha ltl ichen Prüfungen der Eingangsrechnun­

gen, welche im ELAK dokumentiert würden. 

Das Ressort habe im Bereich der Altlastensanierung bereits an die zuständigen Lan­

desorganisationen kommuniziert, dass Korrekturen auf den Rechnungen nicht zu­

läss ig seien. 

Die übrigen Empfehlungen nahm das BMLFUW zur Kenntnis und stellte organisato­

rische Maßnahmen in Aussicht. 

Der RH entgegnete dem BMLFUW, dass Aufwendungen für langfristige Verträge 

über den Bilanzstichtag hinweg für eine periodengerechte Darstellung der Ergeb­

nisrechnung abzugrenzen sind . Ebenso ist die Bildung von Rückstellungen für aus­

stehende Eingangsrechnungen erforderlich, um eine periodengerechte Erfassung 

des Aufwands in der Ergebnisrechnung sicherzustellen. Bezüglich der Obl igover­

rechnung hielt der RH fest, dass die Nichtauflösung des Obligos bei Auszahlung 

ebenfalls einen Mangel in der Verrechnung darstellte. 

Zur verspäteten Erfassung von Eingangsrechnungen, die zur Überschreitung der 

Zah lungsziele führte, entgegnete der RH dem BMLFUW, dass die organ isatorischen 

Abläufe so zu gestalten wären, dass inhaltliche Prüfungen der Eingangsrechnungen 

innerhalb der Zahlungsfrist gewährleistet werden können. 

UG 44 Finanzausgleich 

57.1 Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMF diese in 63 über­

prüften Gebarungsfällen nicht durch. Der RH stellte fest, dass das BMF ab Septem-
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57.2 

ber 2016 für die UG 44 J/ Finanzausgleich " die Obligoverrechnung durchführte (vgl. 

TZ 20). 

Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Besti mmungen für 

Berechtigungen und Verpfl ichtungen, soba ld diese begründet oder in Aussicht ge­

steilt wurden, unverzügli ch im Hausha ltsverrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . 

UG 45 Bundesvermögen 

Ordnungsmäßigkeit allgemein 

58.1 

58.2 

Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMF diese in 22 über­

prüften Gebarungsfällen nicht durch . Der RH stellte fest, dass das BMF ab Septem­

ber 2016 für die UG 45 J/ Bundesvermögen" die Obligoverrechnung durchführte 

(vgl. TZ 20). 

Der RH wies darauf hi n, dass gemäß den haushaltsrechtl ichen Bestimmungen für 

Berechtigungen und Verpfl ichtungen, soba ld diese begründet oder in Aussicht ge­

steilt wurden, unverzügl ich im Haushal tsve rrechnungssystem Obligos zu verrech­

nen waren . 

Spezifische Feststellungen - Ausfuhrförderungsgesetz (AusfFG) 

59.1 (1) Durch das Au sfFG wa r der Bund zur Unterstützung der Exportwirtschaft er­

mächtigt, gegen Entgelt Haftungen von Exporteuren zu übernehmen. Im Schadens­

fall wurden die Exporteure durch den Bund entschädigt. Die Verrechnung sämtli ­

cher Einzahlungen und Auszahlungen im Ausfuhrförderungsverfahren erfolgte 

gemäß AusfFG über ein beim Bevollmächtigten (OeKB) geführtes Konto des Bun­

des, das sogenannte J/ § 7 AusfFG Konto". Das Guthaben auf diesem Konto betrug 

zum 31. Dezember 2016 683 Mio. EUR (31. Dezember 2015 615 Mio. EUR) und war 

in der Bi lanz des Bundes als Bankguthaben unter den Liquiden Mitteln ausgewie­

sen. 

(2) Gemäß den Bestimmungen des § 7 Abs. 4 AusfFG erfolgte seit dem Jahr 2013 

regelmäßig im Jänner eine Abschöpfung des J/ § 7 AusfFG Konto", sodass 2016 

143 Mio. EUR abgeschöpft und auf das Bankkonto des Bundes übertragen wurden . 

Faktisch handelte es sich bei der Abschöpfung in der Vermögensrechnung des Bun­

des um einen Aktivtausch : Das J/ § 7 AusfFG Konto " wurde verringert und das Bank­

konto des Bundes um denselben Betrag erhöht. 

(3) Durch die vom BMF gewählte Buchungslogik bei der Verrechnung fand die Um­

buchung auch in den Aufwendungen und in den Erträgen der Ergebnisrechnung 
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59.2 

59.3 

einen Niederschlag, weshalb es zum Ausweis von sonstigen Erträgen und betriebli­

chem Sachaufwand in Höhe der Abschöpfung kam . In Ermangelung einer budgetä­

ren Bedeckung des dadurch erhöhten Sachaufwands musste das BMF zusätzlich 

eine nichtfinanzierungswirksame Mittelverwendungsüberschreitung für den Ergeb­

nishaushalt in Höhe der Abschöpfung beantragen . 

Der RH stellte fest, dass durch die Buchungslogik bei der Verrechnung der Abschöp­

fung vom ,,§ 7 AusfFG Konto" der Ausweis des Aufwands und der Erträge in der 

Ergebnisrechnung verzerrt wurde. 

Der RH empfahl dem BMF, bei der Verbuchung eines Aktivtauschs in der Bilanz auf 

eine Verrechnung in der Ergebnisrechnung zu verzichten und eine geeignete Bu­

chungslogi k dafür zu konzipieren . 

Das BMF teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es ebenfalls an einer ergebnis­

neutra len Darstellung interessiert sei und an der Ausarbeitung einer geeigneten 

Buchungslogik arbeite. 

UG 46 Finanzmarktstabilität 

60.1 (1) In drei überprüften Stichproben nahm das BMF die Möglichkeit der Erfassung 

von Rechnungsabgrenzungen nicht in Anspruch, woraus eine falsche Periodenzu­

rechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultierte. Das BMF bildete 

keine Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen in der UG 46 (vgl. TZ 16). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Obligos führte das BMF diese in zehn 

überprüften Gebarungsfällen nicht durch. Der RH stellte fest, dass das BMF ab Sep­

tember 2016 für die UG 45 "Finanzmarktstabilität" die Obligoverrechnung durch­

führte (vgl. TZ 20). 

(3) Gemäß § 7 Abs. 5 BHV 2013 waren Zahlungsansprüche und Zahlungsverpflich­

tungen von der zuständigen haushaltsführenden Stelle auf ihren Grund und ihre 

Höhe zu prüfen. Das BMF erfasste bei zwei überprüften Gebarungsfällen die sach­

liche und rechnerische Richtigkeit als " fremd geprüft", auf den verrechnungsrele­

vanten Unterlagen im Haushaltsverrechnungssystem nahm es jedoch keine Bestä­

tigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit vor (vgl. TZ 27). 

(4) Gemäß § 113 BHG 2013 und § 10 BHV 2013 waren die Prüfung und Bestätigung 

der sach lichen und/oder rechnerischen Richtigke it einerseits und die Erteilung der 

Anordnung des haushaltsleitenden Organs andererseits durch denselben Bediens­

teten unvereinbar. In einem Fall erfolgte die Erfassung der sachlichen und rechne-
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60.2 

60.3 

rischen Richtigkeit und die Erteilung der Anordnung vom sei ben Bediensteten 

(vgl. TZ 28). 

(1) Der RH kritisierte, dass das BMF die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungs­

abgrenzungen bei dre i überprüften Gebarungsfällen nicht in Anspruch nahm. 

Ebenso kritisierte der RH, dass das BMF keine Dotierung einer Rückstellung für 

ausstehende Eingangsrechnungen vornahm . 

Er empfahl daher dem BMF, die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgren­

zungen und Dotierungen von Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 

in Anspruch zu nehmen. 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen 

für Berechtigungen und Verpfl ichtungen, sobald diese begründet oder in Aussicht 

gestellt wurden, unverzüglich im Haushaltsverrechnungssystem Obl igos zu verrech­

nen waren . 

(3) Der RH stellte kritisch fest, dass bei zwei Gebarungsfällen die sachliche und 

rechnerische Richtigke it im System als fremd geprüft bestätigt wurde, jedoch kein 

Prüfvermerk über die sachliche und rechnerische Richtigkeit auf den verrechnungs­

relevanten Unterlagen angebracht wa r. 

Er empfahl dem BMF, bei einer Fremdprüfung der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit den Prüfvermerk auf den verrechnungsrelevanten Unterlagen anzubrin­

gen und diese im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen . 

(4) Der RH stellte kritisch fest, dass in einem Fall die Prüfung und Bestätigung der 

sach lichen und rechnerischen Richtigkeit einerseits und die Erteilung der Anord­

nung des haushaltsle itenden Organs andererseits durch denselben Bediensteten 

erfolgte. Weiters kr itisierte er, dass das Haushaltsverrechnungssystem derartige 

Unvereinbarkeiten zuließ. 

Er empfahl dem BMF, stets die Funktionstrennung von Prüfung und Bestätigung der 

sachlichen und rechnerischen Richtigkeit und der Erteilung der Anordnung durch­

zuführen. Außerdem empfahl er dem BMF, das Haushaltsverrechnungssystem da­

hingehend anzupassen, dass eine Umgehung der Unvereinbarkeit gemäß § 113 

BHG 2013 und § 10 BHV 2013 zwingend verhindert wird. 

Das BMF hielt in seiner Ste llungnahme fest, dass bei drei der beanstandeten Belege 

eine Erfassung im Leistungsze itraum im Hinblick auf den Zeitpunkt des Ein langens 

der Rechnungen weder technisch möglich noch rechtlich vorgesehen gewesen sei. 

In diesen Fällen seien die Rechnungen nach dem 15. Jänner des Folgejahres einge­

langt und der Rechnungsbetrag sei jeweils deutlich unter 50.000 EUR gelegen. 
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60.4 Der RH stellte gegenüber dem BMF klar, dass sich die Betragsgrenze gemäß § 53 

Abs. 2 BHV 2013 von 50.000 EUR seiner Auffassung nach auf die Summe der aus­

ständigen Eingangsrechnungen bezog und nicht auf den Betrag der einzelnen Rech­

nung. Jede andere Interpretation würde dazu führen, dass die Bestimmung des 

§ 53 Abs. 2 BHV 2013 in der Praxis kaum zur Anwendung käme. Dies wäre allerdings 

nicht im Sinne des Verordnungsgebers. Diesbezüglich wies der RH auf seine Emp­

fehlung im BRA 2016, Textteil Band 4b: Qualität der Ergebnisrechnung, TZ 3 hin 

und empfahl dem BMF im Einvernehmen mit dem RH im Zuge einer allfälligen No­

vellierung der BHV 2013 den Verordnungstext zu konkretisieren. 

Buchhaltungsagentur des Bundes 

Verrechnungspraxis 

61.1 (1) Fü r den Bund war das ausführende Organ im Rahmen der Haushaltsverrech­

nung die Buchhaltungsagentur. In § 114 BHG 2013 war die Prüfung im laufenden 

Gebarungsvollzug allgemein geregelt. Diese Bestimmung wurde in § 124 BHV 2013 

konkretisiert, welche an die Buchhaltungsagentur gerichtet war. Diese hatte ent­

sprechende Prüfungen vorzusehen, um einen ordnungsgemäßen Gebarungsvoll­

zug zu gewährleisten. Besonderes Augenmerk war auf die Einhaltung der haus­

haltsrechtlichen Vorschriften und der sonstigen einschlägigen Normen zu legen. 

Grundlegend war die in § 124 Abs . 2 BHV 2013 vorgesehene Prüfung der übermit­

telten Anordnungen hinsichtlich des Vorhandenseins aller zahlungs- und verrech­

nungsrelevanten Angaben, die sich aus den mitgelieferten Belegen und Unterlagen 

nachvollziehen lassen mussten. 

(2) Bei den überprüften Belegen fehlten teilweise wesentliche verrechnungs- bzw. 

zahlungsrelevante Angaben oder diese wurden nicht berücksichtigt. Die für die kor­

rekte Verbuchung erforderlichen Unterlagen und Angaben forderte die Buchhal­

tungsagentur nur in Einzelfällen nach. Bei der Verbuchung der überprüften Ge­

schäftsfälle wurden Buchungen entgegen den aus den Unterlagen ersichtlichen 

buchungsrelevanten Informationen - nur den Anordnungen der haushaltsleiten­

den Organe folgend - falsch verbucht. Eine Rücksprache zur Durchführung einer 

korrekten Verbuchung war nicht dokumentiert. Die Mängel betrafen insbesondere 

folgende Feststellungen im Zuge der Gebarungsüberprüfung: 

- Abstimmung bzw. Bereinigung unzulässiger Salden (TZ 11), 

- fehlerhafte Kontenzuordnungen bei der Verbuchung (TZ 19), 

- fehlende bzw. fehlerhafte Verrechnungsgrundlagen (TZ 23, TZ 24, TZ 25). 
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61.2 Der RH kritisierte, dass in den genannten Fällen Verrechnungsgrundlagen fehlten 

oder fehlerhaft waren bzw. die vorhandenen Unterlagen durch die Buchhaltungs­

agentur nicht korrekt beurte ilt wurden und es in Folge zu einer falschen Verbu­

chung von Geschäftsfällen kam . Dadurch wurden die Abschlussrechnungen fehler­

haft bzw. unvollständig dargestellt . 

Der RH empfahl der Buchhaltungsagentur, Vorkehrungen zu treffen, um eine Ve r­

buchung beim Fehlen von Verrechnungsgrund lagen zu verhindern bzw. um die fal­

sche Beurtei lung der Buchungsunterlagen und die damit verbundenen fa lschen 

Verbuchungen zu vermeiden . 

Bestätigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 

62.1 

62.2 

Die Aufgabe der Buchhaltungsagentur gemäß § 124 Abs . 6 Z 7 BHV 2013 war die 

Überprüfung des Vorhandenseins der Bestätigung der sachlichen und rechneri­

schen Richtigkeit auf der Anordnung. Bei eingescannten verrechnungsrelevanten 

Unterlagen war die sachliche und rechnerische Richtigkeit gemäß 

§ 122 Abs. 1 BHV 2013 vor dem Scanvorgang direkt auf den Gebarungsunterlagen 

mit voller Unterschrift und Datum zu bestätigen . Die Dokumentation im Haushalts­

verrechnungssystem erfolgte mit dem Prüfvermerk "fremd geprüft" und einer An­

gabe des bestätigenden Bediensteten (Personalnummer oder Name) . 

Die Buchhaltungsagentur anerkannte diesen Vermerk bis zum dritten Quartal des 

Finanzjahres 2016 als das Vorhandensein der Bestätigung der sachlichen und rech­

nerischen Richtigkeit, überprüfte jedoch nicht, ob die eingescannten verrechnungs­

relevanten Unterlagen den tatsächlichen Prüfvermerk der sachlichen und rechne­

rischen Richtigkeit enthielten. 

Der RH kritisierte, dass trotz des Prüfvermerks " fremd geprüft" und einer Angabe 

des bestätigenden Bediensteten (Personalnummer oder Name) im Haushaltsver­

rechnungssystem auf den eingescannten verrechnungsrelevanten Unterlagen teil­

weise der gemäß § 122 Abs. 1 BHV 2013 erforderliche Prüfvermerk der sachlichen 

und rechnerischen Richtigkeit fehlte . Damit war aus Sicht des RH nicht auszuschlie­

ßen, dass es zu Auszahlungen ohne ordnungsgemäße Verrechnungsunterlagen 

kommen konnte . 

Der RH anerkannte, dass die Buchhaltungsagentur ab Oktober 2016 bei jenen Ge­

barungsfällen, welche im Haushaltsverrechnungssystem mit dem Vermerk "fremd 

geprüft" versehen waren, überprüfte, ob die eingescannten verrechnungsrelevan­

ten Unterlagen den tatsächlichen Prüfvermerk der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit enthielten. 
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Der RH empfahl bere its wiederholt (siehe TZ 27) allen Bundesministerien und 

Obersten Organen, die Überprüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 

durchzuführen und den entsprechenden Prüfvermerk im Haushaltsverrechnungs­

system zu erfassen bzw. bei einer Fremdprüfung den Prüfvermerk auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen gemäß § 122 Abs . 1 BHV 2013 anzubringen . 

Eilnachrichtenverfahren 

63.1 

63.2 

63.3 

63.4 

Gemäß § 100 Abs. 3 BHG 2013 waren Zahlungsverpflichtungen des Bundes, die 

7.000 EUR (inkl. USt) überstiegen, zur Sicherung von Abgabenforderungen des Bun­

des im Einzelfall auf eine Aufrechnungsmöglichkeit zu prüfen. Hiebei war nach den 

vom Bundesminister für Finanzen für das Eilnachrichtenverfahren erlassenen Richt­

lin ien vorzugehen . In einem weiteren Fall führte die Buchhaltungsagentur kein Eil­

nachrichtenverfahren durch . In einem Fall führte die Buchhaltungsagentur nach 

eigener Auskunft ein Eilnachrichtenverfahren telefonisch durch; dieses war jedoch 

im Haushaltsverrechnungssystem nicht dokumentiert . Ohne die Dokumentation 

von durchgeführten Prüfungshandlungen bzw. Nachfragen sind weder eine ord­

nungsgemäße Prüfung im Gebarungsvollzug, noch eine umfassende Nachprüfung 

durch die Buchhaltungsagentur, noch die nachträgliche Prüfung gemäß haushalts­

rechtlichen Vorschriften durch den RH durchführbar. 

Der RH stellte kritisch fest, dass die Buchhaltungsagentur das verpflichtende Eil ­

nachrichtenverfahren bei einem Gebarungsfall nicht durchführte und die Auszah­

lung ohne vorhergehende Prüfung der Aufrechnungsmöglichkeiten veranlasste. 

Weiters kritisierte er, dass in einem Fall das telefonisch durchgeführte Eilnachrich­

tenverfahren im Haushaltsverrechnungssystem nicht dokumentiert war. 

Der RH empfahl der Buchhaltungsagentur, das Eilnachrichtenverfahren stets vorzu­

nehmen und entsprechend im Haushaltsverrechnungssystem zu dokumentieren. 

Zur Kritik an der Nichtdurchführung des Eilnachrichtenverfahrens führte die Buch­

haltungsagentur in ihrer Stellungnahme aus, dass es sich be i einem Fall um ein 

verbundenes Unternehmen des Bundes gehandelt habe, weshalb die Durchfüh­

rung eines Eilnachrichtenverfahrens nicht erforderlich gewesen sei. Die zweite kri­

tisierte Stichprobe werde zum Anlass genommen, die Dokumentation des Eilnach­

richtenverfahrens zu verbessern. 

Der RH nahm die Stellungnahme der Buchhaltungsagentur zur Kenntnis. 
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Dienstanweisung Verrechnung 

64.1 

64.2 

64.3 

Im Rahmen der Stichprobenprüfung 2015 stellte der RH fest, dass die Buchhal­

tungsagentur mehrfach die im § 124 Abs. 6 Z 1 bis 8 BHV 2013 für jede Verbuchung 

vorgesehenen Prüfungen nicht ordnungsgemäß durchführte. Diesbezüglich teilte 

die Buchhaltungsagentur dem RH mit , dass gemäß einer Vereinbarung mit dem 

BMF insbesondere die Angaben zum Kreditor bzw. Debitor (vgl. § 124 Abs . 6 Z 1 

BHV 2013) nicht bei jeder Ve rbuchung zu prüfen waren . Diese Vereinbarung fand 

in der " Dienstanweisung Verrechnung" der Buchhaltungsagentur ihren Nieder­

schlag. So war be i Überweisungen auf ein Bankkonto eine Prüfung der Anschrift 

durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Buchhaltungsagentur nicht zwin­

gend vorgesehen, was dem Wortlaut des § 124 BHV 2013 widersprach . Eine dies­

bezügliche Änderung der " Dienstanweisung Verrechnung" der Buchhaltungsagen­

tur erfolgte bis zum 31. März 2017 nicht. 

Der RH stellte kritisch fest, dass die " Dienstanweisung Verrechnung" der Buchhal­

tungsagentur zum Zeitpunkt der Stichprobenprüfung immer noch galt. Er kritisierte 

abermals, dass die zwischen BMF und Buchhaltungsagentur getroffene Vereinba­

rung, dass bei Überweisungen auf ein Bankkonto eine Prüfung der Anschrift nicht 

zwingend vorgesehen war, dem Wortlaut des § 124 BHV 2013 widersprach . 

Der RH ersuchte das BMF nochmals, die getroffenen Vereinbarungen mit der Buch­

haltungsagentur zu überarbeiten, um der BHV 2013 vollumfänglich zu entspre­

chen. 

Das BMF führte in seiner Stellungnahme aus, dass mit der Umstellung auf das Ge­

schäftspartnermodell die Adressdaten eines Kreditors oder Debitors grundsätzlich 

nur aus den öffentlichen Registern verwendet würden. 

Die Buchhaltungsagentur führte in ihrer Stellungnahme aus, dass die Dienstanwei­

sung Verrechnung nach der vollständ igen Umstellung auf das Geschäftspartnermo­

dell überarbeitet werde. In Reaktion auf die Prüfungsfeststellung des RH aus dem 

BRA 2015 seien die M itarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen der Einführung 

des Geschäftspartnermodells in der Zwischenzeit per E-mail darüber in Kenntnis 

gesetzt worden, dass die Anschrift des Gesch äftspartners jedenfalls zu überprüfen 

sei. 
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Schlussempfehlungen 

65 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

Alle Bundesministerien und Obersten Organe 

(1) In Entsprechung der Budgetgrundsätze der Vollständigkeit und Wahrheit wä­

ren die im folgenden Finanzjahr erforderlichen Mittelverwendungen in den 

Bundesvoranschlag aufzunehmen. (TZ 3) 

(2) Bei Vermögensgegenständen, insbesondere von Miet- und Leasinggeschäf­

ten, wäre auf eine korrekte Verbuchung zu achten. (TZ 4) 

(3) Forderungen wären zeit lich richtig und vollständig in der Vermögensrech­

nung zu erfassen. (TZ 9) 

(4) Langfristige Forderungen wären auch nach der Altersstruktur zu bewerten . 

(TZ 10) 

(5) Informationen über die offenen Rechtsstreitigkeiten wären bei der Finanz­

prokuratur einzuholen und die Prozesskostenrückstellungen in der haus­

haltsrechtlich erforderl ichen Höhe zu bilden. (TZ 15) 

(6) Die Höhe der ausgewiesenen Prozesskostenrückstellungen wäre zu analysie­

ren und deren Höhe gegebenenfalls an die konkret zu erwartenden Kosten 

anzupassen. Jedenfalls wäre sicherzustellen, dass die Höhe der Rückstellungen 

auf Grundlage der Daten der Finanzprokuratur nachvollziehbar ist. (TZ 15) 

(7) Die Möglichkeit der Erfassung einer Rechnungsabgrenzung oder der Dotie­

rung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen wäre in An­

spruch zu nehmen. M it der Erfassung als Rechnungsabgrenzung bzw. als 

Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen im entsprechenden Fi ­

nanzjahr können Aufwendungen auch ohne Eingang einer Rechnung in der 

Ergebnisrechnung erfasst werden. (TZ 16, TZ 18, TZ 32, TZ 34, TZ 36, TZ 37, TZ 

38, TZ 39, TZ 41, TZ 44, TZ 45, TZ 47, TZ 48, TZ 49, TZ 50, TZ 51, TZ 53, TZ 54, 

TZ 55, TZ 56, TZ 60) 

(8) Die Möglichkeit der Erfassung von Rechnungsabgrenzungen wäre zu nutzen. 

Damit können Aufwendungen mit späterem Liefer- bzw. Leistungsdatum in 

künft ige Perioden verschoben werden . (TZ 16, TZ 18, TZ 32, TZ 34, TZ 36, TZ 37, 

TZ 38, TZ 39, TZ 41, TZ 44, TZ 45, TZ 47, TZ 48, TZ 49, TZ 50, TZ 51, TZ 52, 

TZ 53, TZ 54, TZ 55, TZ 56, TZ 60) 
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(9) Die Vorerfassung von Geschäftsfällen sollte unverzüglich erfolgen und eine 

ehestmögliche Übermittlung an die Buchhaltungsagentur stattfinden, da­

mit die Abschlussrechnungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage des Bundes darstellen . (TZ 17, TZ 34) 

(10) Die jeweils vorgesehenen Konten im Sinne der Kontenplanverordnung wären 

zu bebuchen. (TZ 19, TZ 32, TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 42, TZ 45, TZ 47, 

TZ 48, TZ 50, TZ 53, TZ 54,TZ 55, TZ 56) 

(11) Obligos wären im Haushaltsverrechnungssystem stets zu verrechnen. (TZ 20, 

TZ 32, TZ 34, TZ 36, TZ 37, TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 42, TZ 44, TZ 47, TZ 48, 

TZ 49, TZ 50, TZ 53, TZ 54, TZ 55, TZ 56, TZ 57, TZ 58, TZ 60) 

(12) Abrechnungspflichtige Gebarungsfälle wären im Haushaltsverrechnungssys­

tem als solche zu erfassen . (TZ 21, TZ 52) 

(13) Eine unverzügliche Vorerfassung der Verrechnungen und ehestmögliche Über­

mittlung an die Buchhaltungsagentur wären durchzuführen, damit Zahlungs­

fristen eingehalten und mögliche Skonti ausgenutzt werden können. (TZ 22, 

TZ 32, TZ 34, TZ 36, TZ 37, TZ 38, TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 42, TZ 45, TZ 47, TZ 48, 

TZ 49, TZ 51, TZ 52, TZ 53, TZ 54, TZ 55, TZ 56) 

(14) Es wäre sicherzustellen, dass ausnahmslos jeder Anordnung eine Verrech­

nungsunterlage (= Beleg) zugrunde liegt. (TZ 23, TZ 42, TZ 56) 

(15) Die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit gemäß 

§ 119 BHV 2013 wäre ordnungsgemäß durchzuführen . (TZ 23, TZ 34, TZ 36, 

TZ 42, TZ 47) 

(16) Im Fall einer Ergänzung oder Berichtigung von Eingangsrechnungen wäre 

vom Rechnungsaussteller die Neuausstellung der zu berichtigenden Rech­

nung zu verlangen . (TZ 25, TZ 41, TZ 45, TZ 56) 

(17) Bei Rechnungen, die entgegen den rechtlichen Vorgaben nicht als e-Rech­

nung eingebracht wurden, wäre von den Rechnungslegern entsprechend 

der e-Rechnungsverordnung eine e-Rechnung zu verlangen . (TZ 26, TZ 37, 

TZ 38, TZ 41, TZ 48, TZ 54, TZ 55) 

(18) Die Überprüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit wäre durchzu­

führen und der entsprechende Prüfvermerk im Haushaltsverrechnungssystem 

zu erfassen bzw. bei einer Fremdprüfung der Prüfvermerk auf den verrech­

nungsrelevanten Unterlagen anzubringen . (TZ 27, TZ 32, TZ 34, TZ 36, TZ 38, 

TZ 39, TZ 40, TZ 41, TZ 42, TZ 43, TZ 45, TZ 50, TZ 53, TZ 55, TZ 60) 
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BMF 

(19) Einlangende Schriftstücke, die als verrechnungsrelevante Grundlagen die­

nen, wären mit einem dem BHG 2013 entsprechenden Eingangsvermerk zu 

versehen. (TZ 29, TZ 40, TZ 47, TZ 48, TZ 54, TZ 55, TZ 56) 

(20) Aufwendungen gemäß § 24 RLV 2013 (z.B. IT- Dienstleistungen und - war­

tungen, Werbeaufwand, Infokampagnen und Öffentl ichke itsarbeit, Buch­

haltungsaufwand, Reinigung sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung) wären 

gesondert zu erfassen, um eine transparente Darstellung der Aufwendungs­

kategorien in den Anhangsangaben zu den Abschlussrechnungen zu ermög­

lichen . (TZ 30) 

(21) Den haushaltsführenden Stellen wäre eine technische Unterstützung - wie 

bspw. für die Rechnungsabgrenzung - zur Verfügung zu stellen, um eine haus­

haltsrechtlich korrekte Darstellung der Forderungen sicherzustellen. (TZ 6) 

(22) Zur Steigerung der Transparenz des Rückstellungsausweises wäre die Abzin­

sung be i den Personalrückstellungen gesondert auszuweisen, um den Zins­

effekt nachvollziehbar zu machen. (TZ 12) 

(23) Die Personalrückstellungen wären auf Einzelpersonenebene zu berechnen 

und die Ergebnisse für jeden Bediensteten separat an die Haushaltsverrech­

nung zu übergeben; dadurch wäre auch der korrekte Ausweis der ermittel­

ten Rückstellungsbeträge gewährleistet. (TZ 13) 

(24) Qualitätssicherungsmaßnahmen wären zu setzen, um die vollständige Verbu­

chung der Dotierung der Jubiläumsgeldrückstellung zu gewährleisten. (TZ 14) 

(25) Die " Richtlinien zur Anwendung der Kontenplanverordnung" wären an den 

jeweiligen Stand der Kontenplanverordnung anzupassen und zu veröffentli­

chen. (TZ 19) 

(26) Es wäre darauf hinzuwirken, dass bei allen Daueranordnungen die Obligover­

rechnungen auch für die Folgejahre automatisiert erfolgen. (TZ 21) 

(27) Das Haushaltsverrechnungssystem wäre dahingehend anzupassen, dass die 

Bestimmungen des BHG 2013 und der BHV 2013 über die Unvereinbarkeit 

ausnahmslos eingehalten werden. (TZ 28, TZ 60) 

(28) Bei der Verbuchung eines Aktivtauschs in der Bilanz wäre auf eine Verrech­

nung in der Ergebnisrechnung zu verzichten und eine geeignete Buchungslo­

gik dafür zu konzip ieren. (TZ 59) 
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(29) Eine mit der Buchhaltungsagentur getroffene Vereinbarung wäre zu überar­

beiten, um der BHV 2013 vollumfänglich zu entsprechen. (TZ 64) 

BMF und Buchhaltungsagentur des Bundes 

(30) In Hinkunft wären eine genauere Planung und bei Umsetzung wichtiger Pro­

jekte ein entsprechendes Krisenmanagement vorzusehen, um bei nicht ein­

geplantem Ressourcenmehrbedarf rasch reagieren zu können und nachteili­

ge Folgen wie etwa Zahlungsverzögerungen zu verhindern. (TZ 7) 

Buchhaltungsagentur des Bundes 

BMGF 

(31) Die Abstimmung und Bereinigung falscher Salden - unter der Nutzung der 

vom Haushaltsverrechnungssystem bzw. Haushaltsinformationssystem be­

reitgestellten Berichte - wäre zeitgerecht vorzunehmen, um die Richtigkeit 

der Abschlussrechnungen zu gewährleisten . (TZ 11) 

(32) Der Verpflichtung gemäß § 124 BHV 2013, die buchungsrelevanten Daten 

vor deren Verbuchung zu prüfen und die haushaltsleitenden Organe auf 

allfällige fehlerhafte Buchungsanweisungen hinzuweisen, wäre nachzukom­

men. (TZ 19) 

(33) Es wären Vorkehrungen zu treffen, um eine Verbuchung bei Fehlen von Ver­

rechnungsgrundlagen zu verhindern bzw. um eine falsche Beurteilung der 

Buchungsunterlagen und damit verbunden, falsche Verbuchungen zu ver­

meiden . (TZ 61 ) 

(34) Das Eilnachrichtenverfahren wäre stets vorzunehmen und entsprechend im 

Haushaltsverrechnungssystem zu dokumentieren. (TZ 63) 

(35) Die Abgeltung, die von der Bezirkshauptmannschaft bzw. bei Distrikts­

ärztinnen und - ärzten vom Amt der Landesregierung zu leisten war, wäre 

stets vom Auszahlungsbetrag abzuziehen. Es wäre sicherzustellen, dass aus­

nahmslos jeder Anordnung eine vollständige und nachvollziehbare Verrech­

nungsunterlage zugrunde liegt. (TZ 46) 
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